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Die elfte Ausgabe des IfG-Newsletters, 2/2005 von www.ifg-
muenster.de*,liegt vor Ihnen. Ich hoffe, dass sie Ihr Interesse findet und dass
Sie Anregungen für Ihre eigene Tätigkeit finden können. Es werden die In-
stitutsaktivitäten des zweiten Halbjahres von 2005 vorgestellt. Konsequent
wurden die Untersuchungen der Kooperationsaktivitäten einzelner Wirt-
schaftsbereiche fortgesetzt. Den kooperationsrelevanten Veränderungen im

Gesundheitswesen gilt unter anderem unser besonderes Augenmerk. Weit fortgeschritten sind die Analysen
genossenschaftlicher Finanzverbünde im internationalen Querschnitt sowie im Vergleich mit anderen Ver-
bünden. Den Kooperationspotenzialen und den Kommunikationsstrategien von Wohnungsgesnossenschaf-
ten gilt nach wie vor unser Interesse. Die Arbeiten des von der Volkswagen Stiftung geförderten For-
schungsprojektes „Globales Wirtschaften –- Globale Kooperationen – Globale Regulierung“ konnten er-
folgreich abgeschlossen werden. Dies sind nur einige Beispiele für die Schwerpunkte der IfG-Aktivitäten. 

Auch für den nächsten Berichtszeitraum können bereits interessante Veranstaltungen und Forschungsergeb-
nisse angekündigt werden. So liegen drei Dissertationen zur Begutachtung auf meinem Schreibtisch. Sie
beinhalten die Risikomerkmale von Unternehmensnetzwerken, die Instrumente des Kooperationsmanage-
ments sowie die weichen Stabilisierungsfaktoren von Allianzen: 1.000 Seiten, die in den Weihnachtsferien
zu bewältigen sind. Für die Unterstützung der Mitglieder der Forschungsgesellschaft für Genossenschafts-
wesen Münster, ohne die das Aktivitätsniveau des IfG Münster nicht zu halten wäre, bedanke ich mich aus-
drücklich. 

Mit den besten Wünschen für ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2006.
Für das Team des IfG

Theresia Theurl
Dezember 2005

* Unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.
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Meine Meinung
Wirtschaftspolitische Reformen

Kann die Politik von Unternehmen lernen?

Die neue Bundesregierung hat die Aufgaben, mit wirtschaftspolitischen Reformen den
Standort wettbewerbsfähig zu machen und einen nachhaltigen wirtschaftlichen Aufschwung
zu ermöglichen.

Wirtschaftspolitische Reformen rufen
häufig Widerstände hervor, denn län-
gerfristig wirkende Entscheidungen
werden in einem gegebenen instititu-
tionellen Rahmen getroffen. So ent-
stehen Strukturen in Wirtschaft und
Gesellschaft, es werden Pfade einge-
schlagen, die zukünftige Entscheidun-
gen prägen. Ordnungspolitische Re-
formen bewirken, dass die Erträge
von Investitionen geringer werden als
erwartet. Deshalb werden Änderun-
gen abgelehnt. Beharrende Kräfte
sind Versuche, sich gegen Entwertung
zu schützen. Für Politiker ist es dann
rational, Reformen zu vermeiden.
Dies bleibt ohne schwerwiegende
Konsequenzen, wenn das Umfeld sich
nur langsam verändert. Wandeln sich
Rahmenbedingungen aber grundle-
gend, muss dies auch die Wirtschafts-
politik tun. 
Unter welchen Voraussetzungen ist es
möglich, notwendige Reformen zu
vereinbaren? Reiches Erfahrungsma-
terial lässt uns klare Erkenntnisse prä-
sentieren. Die bitterste zuerst: Vor
grundlegenden wirtschaftspolitischen
Reformen stehen häufig wirtschaftli-
che und/oder politische Krisen. Sie
sprengen Reformblockaden. Wenn
aktuelle Fehlentwicklungen die getä-
tigten Investitionen mehr entwerten
als dies wirtschaftspolitische Regel-
änderungen befürchten lassen, ge-
winnt der Reformwille Oberhand. Er-
folgreiche Reformen setzen eine Ent-

politisierung von Interessengruppen,
eine Lösung von traditionellen Partei-
programmen und eine Entideologisie-
rung von Parteipolitik vorraus, also
einen Parteienkonsens für Reformen.
Kann die Politik von Unternehmen
lernen? Auch Unternehmen haben in
Strukturen investiert und werden
durch eine Veränderung ihres Umfel-
des vor Herausforderungen gestellt
und haben in diesem Zug bewährte
Strategien zu überdenken. Viele Bei-
spiele verdeutlichen dies. Freilich
könnte man argumentieren, dass es
Unternehmen leichter haben, können
sie Wandel doch einfach befehlen.
Doch es hat sich gezeigt, dass es er-
folgsentscheidend ist, seine Stakehol-
der mitzunehmen. Denn Verände-
rungsbedarf führt zu einer Abfolge
von Reaktionen. Auf den Schock der
Erkenntnis folgt die Ablehnung. Die
Krise erzwingt es, den Veränderungs-
bedarf zur Kenntnis zu nehmen, ihn
schließlich zu akzeptieren. Es ist we-
sentlich, die Veränderung als emotio-
nale Stresssituation für die Betroffe-
nen zu erkennen und diese entspre-
chend zu begleiten. D.h. ss ist zu ver-
deutlichen, in welchem Maße die in
der Vergangenheit getätigten Investi-
tionen entwertet werden, um die Un-
sicherheit der Bewertung durch die
Betroffenen  zu vermindern. Gleich-
zeitig müssen Wege aufgezeigt wer-
den, die die Betroffenen zukünftig be-
schreiten können und welche Aufga-

ben sie auf diesen neuen Pfaden über-
nehmen werden. Erst dann wandeln
sich mentale Muster, und neue Per-
spektiven führen zur Unterstützung
der Reform. Unsicherheit wird auch
bei Weichenstellungen in Unterneh-
men von den meisten Menschen abge-
lehnt. Für erfolgreiche wirtschaftspo-
litische Reformen kann daraus gelernt
werden: Erstens ist eine Vision not-
wendig, die vermitteln kann, dass die
Ergebnisse getroffener Entscheidun-
gen nicht systematisch entwertet wer-
den. Zweitens müssen jene Gruppen
identifiziert werden, die mit einem
starken Anpassungsbedarf konfron-
tiert werden. Für diese müssen drit-
tens für eine Übergangsfrist abfedern-
de Maßnahmen konzipiert werden.
Eine professionelle Kommunikation
ist viertens ein Muss. Schliesslich
muss erklärt werden können, in wel-
chen Bereichen weshalb Kompromis-
se nicht möglich sind. 
Zusammenfassend gilt es festzuhal-
ten. Neuwahlen reichen für wirt -
schaftspolitische Reformen nicht aus.
Sie sind weder notwendig noch hin-
reichend. Für den Erfolg muss einiges
hinzukommen. 

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Das Umfeld für grenzüberschreitende Unternehmenskooperationen, wie auch ihre Beurtei-
lung, befinden sich im Umbruch. Aufgrund von drastisch gesunkenen Kommunikations-
und Transportkosten sind die Bedingungen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
von Unternehmen wesentlich verbessert worden.
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Die Anzahl grenzüberschreitender
Unternehmenskooperationen hat sich
in den letzten Jahren in wellenartiger
Form aufwärts entwickelt. Eine Zu-
sammenarbeit von Unternehmen ist
typischerweise mit Effizienzsteige-
rungen verbunden. Durch das Entste-
hen wirtschaftlicher Macht begründen
Kooperationen jedoch außerdem die
Möglichkeit einer Wettbewerbsbe-
schränkung. Im Rahmen einer theore-
tischen Analyse wurden die Bedin-
gungen herausgearbeitet, unter denen
eine Kooperation wohlfahrtssteigernd
bzw. wohlfahrtsmindernd ist. 

Materiellrechtliche 
Vorschläge

Die Erfassung und Beurteilung glo-
baler Unternehmenskooperationen
durch die Wettbewerbspolitik setzt
das Verständnis über die Begründun-
gen und Arten von Kooperationen vo-
raus. Hier können reale und virtuelle
Formen der Zusammenarbeit unter-
schieden werden. Die ökonomische
Beurteilung einer Kooperation muss
an der Begründung dafür ansetzen,
dass diese Organisationsform gewählt
wird, anstatt die betreffenden Trans-
aktionen über den Markt (oder inner-
halb einer Hierarchie) durchzuführen.
Eine Würdigung der Transaktionskos-
tentheorie, der Prinzipal-Agent-Theo-

rie sowie der Property-Rights-Theorie
konnte über diese Fragestellung Auf-
schluss geben. Letztlich muss eine
grenzüberschreitende Kooperation
durch die Erzielung von Effizienzvor-
teilen begründet sein. In diesem Zu-
sammenhang wurde analysiert inwie-
weit das jeweilige Kooperationsvor-
haben eine gesamtwirtschaftliche Ef-
fizienzsteigerung aufweist und inwie-
fern lediglich einzelwirtschaftliche
Vorteile zum Tragen kommen. Auf
der Basis der zuvor erarbeiteten öko-
nomischen Zusammenhänge wurden
Änderungs- und Erweiterungsvor-
schläge in Form eines Prüfungssche-
mas für das geltende europäische
Wettbewerbsrecht unterbreitet. 

Verfahrensrechtliche 
Vorschläge

Schließlich sollten gesamtwirtschaft-
lich vorteilhafte Kooperationen nicht
durch verfahrensrechtliche Widrigkei-
ten verhindert werden. Kurzfristig ist
eine internationale Abstimmung der
Wettbewerbspolitiken im Rahmen des
Internationalen Wettbewerbsnetz-
werks (ICN) sinnvoll, in der Hoff-
nung, dass dadurch mittelfristig der
Weg zu einem System verbindlicher
Regeln geebnet wird. Die Rahmenbe-
dingungen der Kooperationen inner-
halb Europas wurden durch die Ver-

ordnung 01/2003, die am 1. Mai 2004
in Kraft getreten ist, grundlegend ge-
ändert. Bis auf die Einführung des
Systems der Legalausnahme erschei-
nen die Neuerungen im Zuge dieser
Reform als sinnvoll.

Mehrwert

Insgesamt soll diese Arbeit einen Bei-
trag dazu leisten, die ökonomische
Fundierung der wettbewerbspoliti-
schen Beurteilung von grenzüber-
schreitenden Unternehmenskoopera-
tionen zu vertiefen. Mit Hilfe der ent-
wickelten Ansätze, insbesondere der
Prüfungsschemata, soll den wettbe-
werbspolitischen Entscheidungsträ-
gern ein Instrumentarium zur Ände-
rung, Erweiterung und Interpretation
des europäischen Regelwerks bereit-
gestellt werden.

Eine Analyse im Lichte der Wettbewerbspolitik 

Ü Tholen Eekhoff

( (0251) 83-2 28 99

* tholen.eekhoff@
ifg-muenster.de

i Information
Diese Arbeit wurde von der Volkswa-

gen-Stiftung im Rahmen des Schwer-
punktes „Globale Strukturen und deren

Steuerung“ gefördert.



IfG intern | Doktorarbeiten

www.ifg-muenster.de 2-2005 7

Erfolgsfaktoren des legislativen Lobbying in Brüssel

Konzeptualisierung, empirische Analyse und Handlungsempfehlungen für
Genossenschaften in der EU

Für Genossenschaften ist es im Rahmen des EU-Lobbying von zentraler Bedeutung,
Kenntnis über die kritischen Einflussfaktoren des Erfolgs im Lobbying zu erlangen. Dies ist
insbesondere darauf zurückzuführen, dass heutzutage bis zu 80% der nationalen Gesetze
in Brüssel geprägt werden, wodurch der unternehmerische Handlungsspielraum, aber auch
die Ausgestaltung spezifischer Rechts- und Organisationsformen, nachhaltig beeinflusst
werden.

Trotz langjähriger offizieller Interes-
senvertretung gilt genossenschaftli-
ches Lobbying in Brüssel als wenig
effektiv. Ein möglicher Grund ist
darin zu sehen, dass neben den offi-
ziellen genossenschaftlichen Dach-
und Branchenverbänden noch eine
unbekannte Anzahl inoffizieller Orga-
nisationen genossenschaftliche Inte-
ressen gegenüber den EU-Institutio-
nen vertritt. Als weitere Ursache wird
vermutet, dass widersprüchliches
Handeln gegenüber den politisch-ad-
ministrativen Entscheidungsträgern in
Brüssel aus Interessenswidersprüchen
resultiert, welche das Ergebnis unter-
schiedlicher Genossenschaftskonzep-
te und -branchen sowie den Rechts-

formen von Genossenschaften in der
EU sein können.
Die vorliegende Untersuchung der Er-
folgsfaktoren des EU-Lobbying kon-
zipiert den Informationsfluss zwi-
schen Interessenvertreter und Ent-
scheidungsträger als die zentrale
Tauschleistung im EU-Lobbying.
Damit stehen die Transaktion und die
hiermit für beide Parteien verbunde-
nen Informationsprobleme im Zen-
trum der Analyse. So sind zwischen
Lobbyist und Entscheidungsträger
existierende Informationsmängel (in
Form von Detailwissen sowie Eigen-
schaften und Absichten der Beteilig-
ten) Chance und Risiko zugleich. Um
trotz der vorhandenen Informations-

asymmetrien Einfluss auf die Ent-
scheidungsträger in der EU ausüben
zu können, müssen sowohl leistungs-
bezogene als auch -übergreifende In-
formationssubstitute vorhanden sein.
Darüber hinaus ist zu berücksichti-
gen, dass Effektivitätsunterschiede
nicht nur auf Unterschiede im Vorhan-
densein dieser leistungsbezogenen
und -übergreifenden Faktoren, son-
dern auch auf deren Vermarktung ge-
genüber den EU-Institutionen zurück-
geführt werden können.
Den Schwerpunkt der Dissertation
stellt eine empirische Untersuchung
dar, in der sowohl eine auf deutsch,
englisch und französisch durchge-
führte Befragung von 112 Lobbyisten
in Brüssel als auch eine gegenüber-
stellende Erhebung von Entschei-
dungsträgern aus der Europäischen
Kommission sowie dem Europäi-
schen Parlament durchgeführt wurde.
Darüber hinaus wurde mittels einer
weiteren Befragung ein umfassendes
Verzeichnis von Organisationen er-
stellt, die genossenschaftliche Interes-
sen gegenüber den EU-Institutionen
vertreten. Die Multikausalität des
Konstrukts Erfolg im EU-Lobbying
macht die Anwendung des Partial-
Least-Squares-Ansatzes erforderlich,
das neben der gleichzeitigen Berück-
sichtigung einer hohen Anzahl von

Einordnung des Untersuchungsgegenstands



Der institutionelle Wandel der EDEKA-Gruppe

Eine institutionenökonomische Analyse ihrer Entstehungs- und
Entwicklungsgeschichte

Ausgehend von den zahlreichen Um-
brüchen der politischen und wirt -
schaftlichen Rahmenbedingungen im
Lebensmitteleinzelhandel ging die
vorliegende Arbeit der Frage nach, ob
die EDEKA-Gruppe als genossen-
schaftliche Organisationsform geeig-
net ist, unter diesen Rahmenbedin-
gungen zu bestehen. Im Mittelpunkt
standen die Fragen, wie das Zusam-
menwirken von Stabilität und Flexibi-
lität einer Organisationsform ausge-

staltet sein muss, damit eine Anpas-
sung an sich wandelnde Rahmenbe-
dingungen stattfinden kann, und wie
die EDEKA-Gruppe diese Anforde-
rungen erfüllt. 
Um diesen Fragen nachzugehen,
wurde die Neue Institutionenökono-
mik als Theorierahmen gewählt. Es
wurden Stabilität und Flexibilität als
wesentliche Eigenschaften von Orga-
nisationen herausgearbeitet. Auf der
einen Seite muss die Stabilität ge-

währleisten, dass auch unter wech-
selnden Rahmenbedingungen Sys-
temvertrauen entsteht. Auf der ande-
ren Seite ist Flexibilität notwendig,
um erforderliche Anpassungen zu ge-
währleisten. Die Theorie des institu-
tionellen Wandels lieferte darüber hi-
naus konkrete Entwicklungsdetermi-
nanten, die den institutionellen Wan-
del erklären können. 
Zunächst wurde die mitgliederorien-
tierte Entwicklung der Gruppe be-

In der vorliegenden Arbeit soll die Organisationswahl der EDEKA-Gruppe bei Gründung
und ihre Entwicklung untersucht werden. Es stellt sich die Frage, wie es dieser Kooperati-
on gelungen ist, sich in ihrer hundertjährigen Geschichte erfolgreich im Wettbewerb zu be-
haupten. Die EDEKA ist ein freiwilliger Zusammenschluss von selbstständigen Kaufleuten
im Lebensmitteleinzelhandel und eine der größten Kooperationsgruppen in Europa.
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Determinanten des Erfolgs in der
Lage ist, nicht direkt beobachtbare
Konstrukte, Interdependenzen, Mess-

fehler und formative Zusammenhänge
in die Analyse einzubeziehen.
Die Ergebnisse der empirischen Ana-
lyse zeigen insbesondere, dass genos-

senschaftliche Interessengruppen –
entgegen vieler Annahmen – ähnlich
erfolgreich sind, wie die zum Ver-
gleich herangezogenen nicht-genos-
senschaftlichen Organisationen. Für
den jedoch gleichzeitig identifizierten
Verbesserungsbedarf im EU-Lobby-
ing von Genossenschaften liefert die
vorliegende Arbeit unter Beachtung
der erfolgswirksamen Faktoren eine
Entscheidungsgrundlage, um Lobby-
Aktivitäten gegenüber den EU-Insti-
tutionen zielgerichtet durchzuführen
und zu evaluieren.

Ü Kerstin Liehr-Gobbers

( (01 77) 26 00 18 7

* kerstin.liehr@
gmx.de

Ergebnisse der empirischen Untersuchung
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trachtet. Der institutionelle Ausbau
der Gruppe setzte sich mit der Pro-
duktion von Eigenmarken und der
Gründung einer eigenen Bank fort.
Dies zeigt, dass vor allem die Betreu-
ungsleistungen weiter ausgebaut wur-
den. Die Entwicklung im dann fol-
genden Ersten Weltkrieg sowie der
Weimarer Republik waren vor allem
durch die staatliche Wirtschaftslen-
kung geprägt. Die Genossenschaften
sollten völlig unter staatlichen Ein-
fluss gestellt werden. Die Einfluss-
nahme setzte sich mit der Machter-
greifung der Nationalsozialisten wei-
ter fort. Die Grundkonzeption der
Gruppe wurde auch in dieser Phase
beibehalten. Dies kann auf die Pfad-
abhängigkeit der Entwicklung zu-
rückgeführt werden. Die Geschehnis-
se in diesem Zeitraum zeigen, dass die
EDEKA-Gruppe aufgrund ihrer De-
zentralität und der Selbstständigkeit
der Mitglieder über ein ausreichendes
Maß an Stabilität verfügte. 
Des Weiteren wurde die marktorien-
tierte Entwicklung der EDEKA-Grup-
pe betrachtet. Hier standen nach den
vor allem politischen Umbrüchen, die
marktlichen Geschehnisse im Vorder-
grund. Nach dem Zweiten Weltkrieg
setzte ein starker Konzentrationspro-
zess ein und es entwickelten sich neue
Vertriebstypen. Zu ihnen zählen vor
allem Discounter, Verbrauchermärkte
und SB-Warenhäuser. Der gesamte
Prozess hatte für die Gruppe erhebli-
che Konsequenzen. Es kam zu einem
Abschmelzungsprozess, der vor allem
die Betreiber kleiner Flächen betraf
und aus dem Markt verdrängte. Insge-
samt wurde deutlich, dass die genos-
senschaftliche Organisationsform ge-
eignet ist, sich auch in einem schwie-
rigen Umfeld zu behaupten und sich
den Geschehnissen anzupassen. Sie
verfügt über die notwendige Flexibili-

tät, sich den wechselnden wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen anzupas-
sen. 
Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass
die EDEKA-Gruppe im Hinblick auf
ihre Stabilität und Flexibilität effi-
zient im Wettbewerb bestehen konnte.
Die zur Reduzierung von Umweltun-
sicherheit notwendigen flexibilisie-
renden Elemente wurden in der Ana-
lyse von drei Entwicklungsdetermi-
nanten deutlich. Zum einen erfordert

der Wettbewerb Investitionen in
Humankapital, die den Akteuren neue
Handlungsspielräume in dem jeweili-
gen institutionellen Rahmen eröffnen.
Gleichzeitig beeinflussen die politi-
schen und volkswirtschaftlichen Rah-
menbedingungen welche Investitio-
nen in Humankapital erfolgen. Letzt-
lich findet institutioneller Wandel
durch die wechselseitige Beeinflus-
sung von Institutionen und Organisa-
tionen statt. 
Die stabilisierenden Elemente im
Wandel werden innerhalb der
EDEKA-Gruppe vor allem anhand
der mentalen Modelle klar. Die gradu-
elle Entwicklung der Meinungsbil-
dung spielt eine herausragende Rolle.
Die stabilisierenden Elemente werden

verstärkt durch den pfadabhängigen
Verlauf der Entwicklung.
In der Analyse zeigt sich, dass vor
allem nach der Gründung der
EDEKA-Gruppe die stabilisierenden
Maßnahmen dominierten. Zur Bin-
nenstabilisierung unter den wechseln-
den Rahmenbedingungen war es not-
wendig, Systemvertrauen zu generie-
ren. Nach der Festigung der Koopera-
tion und der Stabilisierung der Rah-
menbedingungen nach dem Zweiten
Weltkrieg erforderte der Wettbe-
werbsdruck eine hohe Anpassungsfle-
xibilität. Durch den Konzentrations-
prozess musste vor allem auf die Ent-
stehung neuer Vertriebstypen reagiert
werden. Es kann folglich eine Ver-
schiebung des Verhältnisses von Sta-
bilität und Flexibilität im Zeitablauf
beobachtet werden. 
Die EDEKA-Gruppe konnte sich stets
den Rahmenbedingungen anpassen,
ohne ihre ursprüngliche genossen-
schaftliche Grundstruktur zu verän-
dern. Es ist immer gelungen, den
Kaufleuten die Förderung zuteil wer-
den zu lassen, die die gegenwärtigen
Umstände erforderten. Hier zeigt sich
der durch die Mitgliedschaft in der
Genossenschaft entstehende Member-
Value. Für die zukünftige Entwick-
lung ist die Kultivierung der genos-
senschaftlichen Identität, die Förde-
rung des Humankapitals bei den
Kaufleuten entscheidend, damit auch
unter neuen Herausforderungen der
Fortbestand und die Weiterentwick-
lung der Vertriebstypen gesichert ist. 

Ü Sebastian Kretschmer

( (0251) 83-2 28 90

* sebastian.kretschmer@
ifg-muenster.de
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Im Zuge der wirtschaftlichen Integra-
tion und Liberalisierung der MERCO-
SUR-Staaten erlangt die Frage wach-
sende Bedeutung, welche Wechsel-
kurspolitik am besten geeignet ist, um
eine weitere wirtschaftliche Entwick-
lung und ein stabiles Wachstum in der
Region sicherzustellen. Seit seiner
Gründung am 26. März 1991 ist es
dem MERCOSUR gelungen, die In-
tensität der intraregionalen Handels-
ströme deutlich zu steigern. Mangeln-
de Koordination im wechselkurspoli-
tischen Bereich in der Region verur-
sacht jedoch immer wieder Handels-
konflikte, was darauf hindeutet, dass
der MERCOSUR nicht auf den Han-
delsbereich beschränkt bleiben, son-
dern nach einer tieferen wirtschaftpo-
litischen Zusammenarbeit streben
sollte.
Die Dissertation beschäftigt sich mit
der Frage, ob eine Währungsunion
nach dem Vorbild der EWU für den
MERCOSUR eine Erfolg verspre-
chende Strategie darstellt. Die Unter-
suchung ging von der europäischen
Erfahrung aus und erfolgte auf Basis
der Theorie der optimalen Währungs-
gebiete. Diese Theorie erforscht Kri-
terien, die einer ökonomisch begründ-

baren monetären Integration zugrunde
liegen, allerdings  mit Blick auf ent-
wickelte Volkswirtschaften. Da sich
die Rahmenbedingungen im MER-
COSUR wesentlich von denen in In-
dustrieländern unterscheiden, muss-
ten die Ergebnisse der Theorie der op-
timalen Währungsgebiete dahinge -
hend relativiert werden, dass im hier
untersuchten Fall Emerging Markets
betroffen sind. 
Die Anwendbarkeit des Konzepts
eines optimalen Währungsraums für
Emerging Markets erfordert dort zu-
erst die Stärkung der makroökonomi-
schen Steuerung. Die Gefahr von
Währungs- und Finanzkrisen ist zu
einem der wichtigsten Aspekte ma-
kroökonomischer Politik für aufstre-
bende Volkswirtschaften geworden.
Außerdem kam es durch die Verstär-
kung der wirtschaftlichen Interdepen-
denzen per Integration dazu, dass Kri-
sen nicht an nationalen Grenzen Halt
machen, sondern auch die Nachbar-
länder in Mitleidenschaft ziehen. Eine
währungspolitische Koordination, die
die Krisenresistenz im MERCOSUR-
Gebiet erhöhen könnte, läge daher im
Interesse aller Mitgliedsstaaten. Die
Bildung einer Währungsunion wäre

eine Gelegenheit zum Aufbau einer
völlig neuen und von Anfang an auf
das Ziel der Geldwertstabilität ausge-
richteten Institution der Geldpolitik:
einer gemeinsamen Zentralbank. Die
hohe Abhängigkeit von internationa-
len Finanzmärkten und die durch
Währungsturbulenzen geprägte Vor-
geschichte lassen aber bezweifeln,
dass eine gemeinsame Währung in
Südamerika über die erforderliche
Glaubwürdigkeit verfügen würde.
Außerdem hängt der Erfolg einer
Währungsunion davon ab, ob die po-
tentiellen Mitgliedsstaaten über In-
strumente verfügen, welche die Rolle
des Wechselkurses zur Schockabsorp-
tion ersetzen können. Der MERCO-
SUR-Integrationsraum erfüllt diese
Bedingungen aber nicht. Weder die
Mobilität der Produktionsfaktoren
noch die Preis- bzw. Lohnflexibilität
innerhalb des Binnenmarktes sind
ausreichend. Diese Kriterien fallen
umso mehr ins Gewicht, je stärker
und häufiger die Länder asymmetri-
schen Schocks ausgesetzt sind. Die
durchgeführte Schockanalyse führte
zum Ergebnis, dass die Schockkorre-
lation in der Region zwar gering ist,
mit der Zeit aber zugenommen hat,

Erfolgsaussichten einer monetären Integration für den 
MERCOSUR 

Eine theoretische und empirische Betrachtung 

Die so genannten Emerging Markets streben derzeit unermüdlich nach ihrer Einbindung in
die Weltwirtschaft. In diesem Prozess schließen sie sich zu regionalen Integrationsblöcken
zusammen, um die Vorteile einer wachsenden wirtschaftlichen Verflechtung nutzen zu kön-
nen. Die im MERCOSUR (Mercado Común del Sur) zusammengeschlossenen südameri-
kanischen Staaten Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay (und ab Dezember vo-
raussichtlich auch Venezuela) zum Beispiel schufen mit dessen Gründung eine Freihan-
delszone und Zollunion. Außerdem sind diese Länder gerade dabei, die Weiterentwicklung
des Handelsblocks zu einer Währungsunion zu diskutieren. Doch ein solcher Schritt muss
genau analysiert und abgewogen werden.
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insbesondere seit Beginn der Zolluni-
on. Sollte sich diese Tendenz fortset-
zen, so würde der MERCOSUR künf-
tig besser in der Lage sein, eine Wäh-
rungsunion einzugehen.
Abschließend lässt sich zusammen-
fassen, dass eine Fixierung der bilate-
ralen Wechselkurse im MERCOSUR
sich unter den gegenwärtigen Rah-
menbedingungen als wenig günstig
darstellt. Die Mitgliedsstaaten müssen
zuerst eine gewisse realwirtschaftli-
che Konvergenz und die Konsolidie-

rung der Wirtschaftsstabilität errei-
chen. Auf dem Weg zu einer Wäh-
rungsunion müssen sie einen langwie-
rigen Übergangsprozess durchlaufen,
während dessen sie ihren Zentralban-
ken mehr politische Unabhängigkeit
verleihen und eine disziplinierte Fis-
kalpolitik verfolgen. Parallel dazu ist
die Durchführung von Reformen zur
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte
und zur Stärkung der nationalen Fi-
nanzsysteme erforderlich. Für die
MERCOSUR-Staaten wäre dann die

europäische Strategie in umgekehrter
Abfolge zu empfehlen. Sie sollten
sich zunächst auf die Konvergenz ma-
kroökonomischer Fundamentaldaten
konzentrieren und dann, in einer
zweiten Phase, im Bereich der Wech-
selkurspolitik zusammenarbeiten.

Flughäfen wurden in Deutschland
lange Zeit als wirtschaftspolitischer
Ausnahmebereich betrachtet, in dem
weder relevante Konkurrenzbezie-
hungen existieren könnten noch soll-
ten. Produktion und Bereitstellung
von Flughafendienstleistungen wur-
den daher von staatlichen Unterneh-
men erbracht. Im letzten Jahrzehnt
haben sich regionale Gebietskörper-
schaften und der Bund von einer Viel-
zahl von Flughafenbeteiligungen ge-
trennt und diese an Private verkauft.
Mit der fortschreitenden Privatisie-
rung und damit Profitorientierung der
Flughafenbetreiber in Deutschland
gewinnt damit die Frage an Bedeu-
tung, ob und welche Flughäfen einer
speziellen sektorspezifischen Regu-
lierung bedürfen und wie diese ausge-
staltet werden sollte, falls sie notwen-

dig ist. Während in einigen Ländern
umfangreiche Studien zu der Markt-
macht von Flughäfen durchgeführt
wurden, klafft für Deutschland hier
noch eine Forschungslücke, die das
Dissertationsprojekt zu schließen ver-
sucht. Es untersucht das Ausmaß von
Marktmacht für jeden einzelnen der
35 deutschen Flughäfen mit Linien-
oder Urlaubscharterverkehr und ent-
wickelt darauf aufbauend eine effi-
ziente Regulierungsstrategie.
Das Ausmaß von Marktmacht wird
unter Berücksichtigung von inter- und
intramodaler, aktueller und potenziel-
ler Konkurrenz aus Passagier- und
Airlinesicht sowie unter Berücksichti-
gung von gegengewichtiger Markt-
macht ermittelt. Im Mittelpunkt der
Analyse steht dabei die Berechnung
von Substitutionskoeffizienten, die

die Intensität der Substitutionsbezie-
hungen zwischen den verschiedenen
Flughäfen messen. Je höher der Sub-
stitutionskoeffizient für einen Flugha-
fen liegt, desto stärker sind die wett-
bewerblichen Kräfte, denen er sich
gegenübersieht.
Die Arbeit identifiziert 23 Flughäfen,
die über keine stabile Marktmacht
verfügen, weil sie entweder inter-
oder intramodaler Konkurrenz unter-
liegen oder sich gegengewichtiger
Marktmacht der Airlines gegenüber-
sehen. 5 Flughäfen besitzen moderate
Marktmacht, hervorgerufen durch das
Fehlen von inter- oder intramodalen
Wettbewerbern bei gleichzeitiger mo-
derater gegengewichtiger Marktmacht
von Fluggesellschaften. Bei weiteren
4 Flughäfen sowie dem Berliner Flug-
hafensystem mit seinen drei Flughä-

Ü Josiane Kuhnen 
da Silva Almeida

* jksalmeida@
yahoo.com.br

Potenziale des Wettbewerbs und staatlicher Regulierungsbedarf
von Flughäfen in Deutschland

Eine Analyse 35 deutscher Flughäfen

Die Eigentümerstruktur der deutschen Flughäfen hat sich in den letzten Jahren stark ver-
ändert. Durch die zunehmende Beteiligung privaten Kapitals und die daraus resultierende
Gewinnorientierung der Flughafenbetreiber erhält die Frage, ob Flughäfen sektorspezifisch
reguliert werden sollten, eine neue Bedeutung.



fen lassen sich keine relevanten Sub-
stitute oder eine Marktgegenmacht
der Fluggesellschaften identifizieren. 
Auf Basis dieser Ergebnisse wird da-
raufhin ein effizienter Ordnungsrah-
men entwickelt und mit dem derzeitig
gültigen verglichen. Dabei wird der
disaggregierte Regulierungsansatz
verwendet, nach dem eine Regulie-
rung nur in den Bereichen zu rechtfer-
tigen ist, in denen stabile Marktmacht
konstatiert werden kann. Für die 23
Flughäfen ohne stabile Marktmacht
ist daher die bisherige sektorspezifi-
sche Regulierung ersatzlos zu strei-
chen. Für die verbleibenden 12 Flug-
häfen wird zunächst untersucht, wel-
che Möglichkeiten existieren, den
Wettbewerb zwischen den Flughäfen

zu fördern. Die Arbeit empfiehlt, das
staatlich geschützte Monopol des Ber-
liner Flughafensystems durch eine
Überführung der einzelnen Flughäfen
in unabhängige Unternehmen aufzu-
spalten, um so die Wettbewerbskräfte
zu stärken. Außerdem sollten die in-
stitutionellen Marktzutrittsschranken
durch weniger lange und politisch be-
einflusste Genehmigungsverfahren
gesenkt werden. Da diese Maßnah-
men nicht ausreichen, um die Markt-
macht aller als marktmächtig identifi-
zierten Flughäfen zu beseitigen, emp-
fiehlt die Arbeit für die verbleibenden
Flughäfen mit stabiler Marktmacht
die Implementierung einer Price-Cap-
Regulierung oder eines Franchise-
Biddings. Für Flughäfen mit modera-

ter Marktmacht wird angesichts der
niedrigeren Regulierungsintensität –
und damit verbundenen niedrigen Re-
gulierungskosten – die Einführung
einer Trigger-Regulierung empfohlen,
die nur dann, wenn Flughafenbetrei-
ber und Fluggesellschaften keine ver-
tragliche Einigung über die Höhe der
Start- und Landeentgelte erzielen
können, in eine Price-Cap-Regulie-
rung umgewandelt wird.
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Ergebnis der Marktmachtanalyse von 35 deutschen Flughäfen
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Kooperationen im Theaterbetrieb

Eine Analyse der Optionen und Schnittstellen

Die leeren Kassen des Staates und insbesondere der Kommunen stellen auch den Betrieb
und die Organisation des Theaterbetriebs vor existenzielle Herausforderungen. Eine ge-
naue Analyse der Optionen von Kooperationen bietet Möglichkeiten, die Effizienz des
Theaterbetriebs zu verbessern, ohne die Eigenständigkeit aufzugeben.

Theaterproduktionen sind in ihrem
Kern Teamprodukte, bei denen unter-
schiedlichste Akteure (Schauspieler,
Regisseur, Dramaturg etc.) in einem
Projekt, nämlich der Inszenierung zu-
sammenwirken. Dieses ist jedoch nur
ein (kleiner) Aspekt von Kooperatio-
nen im Theaterbetrieb. Wesentlicher
sind die Kooperationen im operativen
Betrieb des Theaters. Hierzu ist eine
detaillierte Analyse des Wertschöp-
fungsprozesses im Theater nötig.
Neben den unterstützenden Aufgaben
wie Finanzierung, Personalmanage-
ment und der Verwaltung gliedert sich
die Wertschöpfung eines Theaters in
die Schritte Beschaffung (Material
Bühne und Kostüm, Texte, Personal),
Produktion (Proben, Inszenierung,
Spielplan), Marketing, Vertrieb und
Kundenservice. 
Für eine Analyse der Theaterkoopera-
tion muss das Ziel der Kooperation
bestimmt werden. Dieses sind im we-
sentlichen eine Kostenfokussierung
oder eine Qualitätssteigerung. Beim
Ziel der Qualitätssteigerung bieten
Kooperationen insbesondere die Mög-
lichkeit des Erhalts der Vielfalt und
den Zugang zu fehlenden künstleri-

schen, finanziellen und technischen
Ressourcen. Dagegen lassen sich zur
Erreichung des Kostenziels insbeson-
dere Synergiepotenziale durch Ko-
operationen heben. Vor dem Hinter-
grund, dass etwa drei Viertel der Aus-
gaben Personalausgaben sind, wovon
wiederum 65 % für das künstlerische
und 26 % für das technische Personal
sind, ergeben sich hier die größten Po-
tenziale zu Einsparungen im Rahmen
von Kooperationen.
Die Möglichkeiten für Kooperationen
differieren stark nach den gewählten
Spielbetriebsformen. So sind der En
bloc-Betrieb und der En suite-Betrieb
für Kooperationen sehr gut geeignet.
Der Repertoire-Betrieb ist für Koope-
rationen geeignet, bedarf aber eines
guten Kooperationsmanagements, da
die Dispositionsleistung im künstleri-
schen Betrieb herausfordernder ist, da
sehr viele Schnittstellen vorliegen. 
Erhebliches Kooperationspotenzial
besteht natürlich in der Beschaffung,
d.h. insbesondere in der Nutzung von
Werkstätten und in der Personaldispo-
sition. Bei letzteren geht es insbeson-
dere um den Abbau von (teuren) Spit-
zenlasten, die durch eine Kooperation

im Wege von Portfolio-Effekten redu-
ziert werden können. 
Schließlich ergeben sich auch im Ver-
trieb durch die Kooperation mit loka-
len Ticket-Betrieben und auch mit
überregional operierenden Ticket-
Brokern Kooperationsoptionen, die
auf eine Umsatzerhöhung zielen und
gleichzeitig die Vertriebskosten redu-
zieren können.  
Die Arbeit über Kooperationen
schließt mit einer Analyse der geeig-
neten Kooperationen für vier ver-
schiedene Strategietypen von Thea-
tern (Stadttheater mit stadtinternem
Fokus bzw. mit Fokus auf die Region,
Opern- und Schauspielhäuser mit
mind. nationalem Ruf, modernes
Theater mit zeitgenössischem, kreati-
vem Image).
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bing verfasst.
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Eine Analyse der Emschergenossenschaft 

Zusammen neues Wissen generieren

Die Emschergenossenschaft wurde
1899/1904 gegründet, um die Vorflut
der Emscher zu sichern und eine hy-
gienische Ableitung der Abwässer si-
cherzustellen. Heute bestehen ihre
Aufgaben in der Abwasserableitung
und -reinigung, im Flussgebietsmana-
gement, im Hochwasserschutz und im
Emscherumbau. Dabei handelt es sich
um Leistungen, die sinnvollerweise
kollektiv erstellt werden. Interessant
ist, dass die Gruppe der kommunalen
Mitglieder als Agenten für Nichtmit-
glieder handeln. Damit entsteht eine
sehr heterogene Mitgliederstruktur.
Im Rahmen dieser Diplomarbeit zeigt
Stephan Gertz zuerst die besonderen
Merkmale der Governancestrukturen
einer solchen öffentlich-rechtlichen
Genossenschaft auf. Auf dieser Basis

kommt er zum Ergebnis, dass auch in
dieser Organisationsform ein Member
Value-Konzept eine sinnvolle Basis
für eine wertorientierte Unterneh-
mensführung darstellt. Im Vorder-
grund steht dabei die unmittelbare
Wertschaffung für die Mitglieder. Es
wird aufgezeigt, welche Werte ge-
schaffen werden. Er betont die Bedeu-
tung einer begleitenden Kontrolle der
Wertschaffung, aus der notwendige
Adaptionen des Gesamtkonzeptes ab-
geleitet werden können. Ebenso wich-
tig ist die Kommunikation des Mem-
ber Value Konzeptes gegenüber den
Mitgliedern und gegenüber einer brei-
teren Öffentlichkeit. Stephan Gertz
zeigt auf, wie diese Elemente eines
Member Value-Konzeptes mit einem
Index, der die Zufriedenheit der Mit-

glieder messen kann sowie mit einer
speziellen Balanced Scorecard umge-
setzt werden können. Die Diplomar-
beit besteht aus einer theoretisch-em-
pirischen Analyse sowie Interviews,
die im Unternehmen sowie mit Ver-
tretern der gewerblichen und der
kommunalen Mitglieder geführt wur-
den.

Die Emschergenossenschaft ist eine öffentlich-rechtliche Genossenschaft mit gewerbli-
chen und kommunalen Mitgliedern, also eine Art Public-Private-Partnership. Welche Werte
schafft diese Genossenschaft für ihre Mitglieder, welchen Member Value?

Wissensmanagement als Erfolgsfaktor für Outsourcing

Durch die Auslagerung einzelner Teile der Wertschöpfungskette kann es Unternehmen ge-
lingen, dem aktuellen Kostendruck durch erhöhte Flexibilität entgegenzuwirken unter der
gleichzeitigen Möglichkeit neue Wissensstrukturen aufzubauen.

Outsourcing impliziert stets eine er-
höhte Interaktion zwischen den Leis-
tungspartnern an den unternehmens-
übergreifenden, aber auch an den in-
ternen Schnittstellen. Kerstin Lange
befasste sich im Rahmen ihrer Di-
plomarbeit mit der Erarbeitung von
Lösungskonzepten, um möglichen
Problemen zu begegnen. Dabei iden-
tifizierte sie im ersten Schritt poten-

zielle kritische Schnittstellen, um im
zweiten Schritt die Instrumente des
Wissensmanagements zur Behebung
der Reibungspunkte theoretisch anzu-
wenden. Der lückenlose Wissens-
transfer zwischen den Partnern sowie
die Umwandlung expliziten Wissens
in implizites Wissen stehen bei der
Diplomarbeit im Fokus der Analyse.

Member Value in der Praxis

Ü Julia Trampel

( (0251) 83 -2 18 78

* julia.trampel@
ifg-muenster.de

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@
ifg-muenster.de

i Information
Die Arbeit wurde von Stephan Gertz

verfasst.

i Information
Die Arbeit wurde von Kerstin Lange
verfasst.
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Integrationsversorgung im Gesundheitswesen

Die Rolle der Pharmaindustrie am Beispiel der Roche Diagnostics GmbH

Die Integrationsversorgung stellt ein Lösungskonzept zur Behebung der strukturellen Defi-
zite und Ineffizienzen im Gesundheitssystem dar. Die einzelnen Wertschöpfungsketten der
Leistungsanbieter werden miteinander verknüpft, so dass eine patientenorientierte Versor-
gung sichergestellt wird.

In der Diplomarbeit wurden verschie-
dene Gestaltungsmöglichkeiten von
Integrationsversorgungen analysiert;
unterschieden wurde zwischen markt-
nahen und hierarchienahen Organisa-
tionsformen im Kontinuum „Hybrid“.
Eine abschließende Beurteilung stell-
te heraus, dass die marktnahe Organi-
sationsform vorzugsweise bei umfas-
senden Versorgungsaufträgen einzu-
setzen ist. Umfassende Versorgungs-
aufträge sind durch eine hohe Varianz
der Behandlungsprozesse charakteri-
siert, so dass entsprechend den Merk-
malen des marktnahen Netzwerkes in-
novative Behandlungen schnell und

flexibel auf den Patienten zugeschnit-
ten werden können. Die hierarchiena-
he Organisationsform sollte bei indi-
kationsspezifischen Versorgungsauf-
trägen – die eine geringe Varianz im
Versorgungsablauf prägt – Verwen-
dung finden. Insbesondere deshalb, da
durch die stabilen Beziehungen der
Leistungserbringer untereinander Ska-
leneffekte realisiert werden können.
Im Rahmen der Integrationsversor-
gung kann die Pharmaindustrie über
den Aufbau von Managementgesell-
schaften unmittelbar mitwirken. Ins-
besondere für die Roche Diagnostics
GmbH stellen Schulungseinrichtun-

gen für Diabeteskranke aufgrund
ihres großen Wissens im Bereich Dia-
betes eine Option dar, eine Bindung
sowohl zum Patienten als auch zum
Arzt zu generieren.

Ü Andrea Schweinsberg

( (0251) 83-2 29 55

* andrea.schweinsberg@
ifg-muenster.de

Kundenbindung durch Mitgliedschaft

Mechanismen und strategische Optionen

Mittlerweile ist das Feld der Mitglied-
schaftssysteme so weit angewachsen,
dass es notwendig geworden ist, die
verschiedenen Formen morpholo-
gisch zu bestimmen und systematisch
zu analysieren. Frau Esser hat sich in
ihrer Diplomarbeit dieser Aufgabe an-
genommen. Damit nicht genug, hat
sie zudem die Wirkungsweise der
Mitgliedschaftssysteme und die stra-
tegische Optionen zur Kundenbin-
dung herausgearbeitet. Mit dieser
Ausrichtung vermag die Diplomarbeit

dem Leser eine Antwort auf die Frage
zu geben, über welches Mitglied-
schaftssystem sich wie Kundenbin-
dung erreichen lässt. Durch das aufge-
spannte Portfolio von Mitglied-
schaftssystemen lassen sich die Wir-
kungsweisen und Fähigkeiten zur
Kundenbindung nachvollziehen und
die Eignung der aufgeführten Syste-
me für eigene Zwecke ablesen. As-
pekte, wie die Fähigkeit einiger Mit-
gliedschaftssysteme, eine Segmentie-

rung der Kunden zu erreichen, werden
dabei nicht außer Acht gelassen.

Das Thema Mitgliedschaft ist nicht mehr nur allein für Genossenschaften von großer Be-
deutung. In vielfältigen Formen hat die Mitgliedschaft auch in anderen Organisationsformen
als Instrument zur Kundenbindung Einzug gehalten.

Ü André van den Boom

( (0251) 83-2 28 96

* andre.vandenboom@

ifg-muenster.de

i Information
Die Arbeit wurde von Anna Christina
Esser verfasst. 

i Information
Die Arbeit wurde von Stefanie Franz
verfasst. 
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Kooperationen im Direktmarketing

Die Bedeutung des Direktmarketings hat seit Mitte der neunziger Jahre rasant zugenom-
men und mittlerweile das klassische Marketing überholt. Es ist zu untersuchen, wo und in
welchem Ausmaße hier Kooperationen möglich sind.

Für eine Analyse ist zunächst der Zu-
sammenhang zwischen den (Direkt-)
Marketingzielen und den Direktmar-
ketingmitteln zu klären. Hieran
knüpft sich eine Analyse des Prozes-
ses des Marketings, also der Erstel-
lung der Direktwerbemaßnahme. Die-
ses ist eine wesentliche Grundlage,
um sämtliche Kooperationsoptionen
im Direktmarketing zu unterscheiden.
Insgesamt ergibt sich damit eine
schlüssige Handlungsanweisung, wie
nach der Zielspezifikation die Werbe-
mittel zu wählen sind und welche For-
men der Kooperation hierzu genutzt
werden können. Da das Direktmarke-

ting auch insbesondere durch die Ent-
wicklungen im Bereich der Datenver-
arbeitung an Bedeutung gewonnen
hat, ergeben sich beim Informations-
management erhebliche Koopera-
tionschancen, wobei die Kreativität in
der Verteilung von Verfügungsrechten
an Informationen neue Kooperations-
formen eröffnet. 
Dieses Informationsmanagement er-
möglicht erst bestimmte Formen des
gemeinsamen Direktmarketing wie
zum Beispiel die gemeinsame Etab-
lierung einer Kundenkarte oder die
gemeinsame Nutzung von Adresskar-
teien.

Auch im Bereich der Produktion bzw.
bei der Nutzung sind solche Koopera-
tionen gewinnbringend möglich.
Zahlreiche Medien lassen sich ge-
meinsam mit einem Partner, der ein
komplementäres Produkt herstellt,
nutzen.

Die skizzierte Entwicklung deutet da-
rauf hin, dass durch das Eingehen
einer Kooperation neue, kooperati-
onsspezifische Risiken entstehen, die
den Unternehmenserfolg gefährden.
Dies wirft die Frage nach einer adä-
quaten Berücksichtigung der Risiken
im Kooperationsprozess auf. Burk-
hard Kesting übernimmt die bislang
in Theorie und Praxis vernachlässigte
Aufgabe, Überlegungen zu einem
strategischen Risikomanagement in
Unternehmenskooperationen anzu-

stellen. Dabei legt er den Schwer-
punkt auf die Handhabung der koope-
rationsspezifischen, relationalen Risi-
ken. Kesting identifiziert für jede
Phase des Kooperationsprozesses (die
Suche nach einem geeigneten Koope-
rationspartner, die Ausgestaltung der
Kooperation, die eigentliche Durch-
führung der Kooperation sowie deren
Bewertung und Kontrolle) wesentli-
che Risiken und erarbeitet, basierend
auf den gängigen Kooperationstheo-

rien, Handlungsempfehlungen zur Ri-
sikobewältigung. 

Strukturierungsmöglichkeiten und Potenziale

Strategisches Risikomanagement in Unternehmenskooperationen 

Dem gesteigerten Aufkommen von Kooperationen zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit
der beteiligten Unternehmen stehen immer noch Misserfolgsquoten von bis zu 70% gegen-
über. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines speziell auf den Kooperationsprozess zu-
geschnittenen Risikomanagements.

Überlegungen auf Basis der Kooperationstheorien

i Information
Diese Diplomarbeit wurde von Kathari-
na Szczalba verfasst.

i Information
Die Arbeit wurde von Burkhard Kesting
verfasst. 

Ü Peter Ebertz

( (0251) 83-2 28 94

* peter.ebertz@
ifg-muenster.de

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* eric.meyer@
ifg-muenster.de
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Forschungsprojekte
Genossenschaftliche Pflichtprüfung – Auslaufmodell oder Vorbild?

Ein Vergleich mit Vereinen und Aktiengesellschaften

Imageverlust bei der eG –
Prestigegewinn bei der

AG 
Die Rahmenbedingungen bei der Ge-
nossenschaft schrecken manche
Gründer ab. Obwohl sich die Rechts-
form für den Mittelstand, insbesonde-
re für Existenzgründer hervorragend
eignet, werden die Prüfungskosten als
hemmender Faktor in der Gründungs-
phase diskutiert. 
Anders dagegen die Situation bei den
Aktiengesellschaften. Ihre Zahl steigt
seit den 80er Jahren stetig. Ein Grund
dafür könnte sein, dass diese sich un-
bürokratischer in die Wettbewerbs-
ordnung einordnen. 

Verein = Wirtschaftsfaktor

Während das Bild des historischen
Gesetzgebers von Skat- und Kegel-
vereinen geprägt war, betätigen sich
Vereine heute zunehmend wirtschaft-
lich (z.B. Fußball- und Automobil-
clubs). Möglich geworden ist diese

Entwicklung durch die höchstrichter-
liche Rechtsprechung zum Neben-
zweckprivileg. Es sind Großvereine
entstanden (Bsp. ADAC), die Genos-
senschaften und Aktiengesellschaften
kaum nachstehen. In einer Zeit der Bi-
lanzskandale tummeln sich diese, wie
zu Turnvater Jahns Zeiten, im prü-
fungsfreien Raum. Daher fallen viele
Vereine zunehmend als insolvenzan-
fällig auf. Im Bereich der Sportclubs
steht eine Pleitewelle erst noch bevor.

Ist- Zustand

Alle Genossenschaften unterliegen
gem. § 53 I GenG einer Prüfung durch
den Prüfungsverband. Für kleinere
Genossenschaften gibt es lediglich
eine Erleichterung: Prüfung alle zwei
Jahre. De facto bedeutet das jedoch
keine finanzielle Entlastung, da der
Verband beide Geschäftsjahre kon-
trolliert. 
Die Kontrollpflicht für Aktiengesell-
schaften ergibt sich aus §§ 316 ff.

HGB. Kleine Unternehmen i.S.d. 
§ 267 I HGB sind allerdings von der
Prüfung befreit. Bei der Unterschrei-
tung von Schwellenwerten (Bilanz-
summe, Umsatz und Arbeitnehmer-
zahl) liegt eine prüfungsfreie AG vor.
Dadurch entsteht eine nicht zu unter-
schätzende Kostenentlastung. 
Das Vereinsrecht kennt neben den ru-
dimentären Rechnungslegungspflich-
ten (vgl. §§ 27 III, 666, 259 I BGB)
keinerlei Publizitäts- oder Prüfungs-
vorschriften. In der Vergangenheit
waren Skandale möglich, die zur Ver-
untreuung von Spendengeldern führ-
ten. Dadurch ist ein Vertrauensverlust
entstanden. In gleichem Maße wie
ihre Wirtschaftskraft wächst, steigt
auch die Gläubigergefährdung.

Soll- Zustand 

Um die Wettbewerbsfähigkeit von
Genossenschaften zu erhöhen, wer-
den Reformen immer wieder disku-
tiert. Vor allem kleine Genossenschaf-

Das strenge Prüfungswesen (vgl. §§ 53 ff. GenG) bereitet manchen Genossenschaften
Probleme. Hohe Prüfungskosten werden manchmal als Grund für die geringe Zahl von
Neugründungen und damit als Wettbewerbsnachteil genannt. Die Rechtsform würde so an
Akzeptanz verlieren. Dagegen gewinnen Vereine zunehmend an Bedeutung. Es findet eine
Flucht ins Vereinsrecht statt. Auch die Aktiengesellschaft bietet eine Alternative, so dass
manche eG die Umwandlung in eine AG erwägt.

Rechtsform Wirtschaftsfaktor Rechnungslegung Publizität Prüfung

Genossenschaft + + + ++

Aktiengesellschaft + + + +

Verein + +/- - -
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ten wünschen sich Erleichterungen –
wie z.B. prüfungsfreie eG´s. Die ak-
tienrechtlichen Schwellenwerte kön-
nen ein Beispiel sein. Es gilt jedoch,
rechtsformspezifische Besonderhei-
ten zu beachten. Bei der Genossen-
schaft fehlen nämlich Kapitalaufbrin-
gungs- und -erhaltungsvorschriften.
Für sie müssen Schwellenwerte daher
niedriger sein. 
Allerdings wurde die Reformdiskus-
sion im Vereinsrecht bisher kaum ge-
würdigt, so werden in einem Refe-
rentenentwurf des Bundesjustizmi-
nisteriums aus dem Jahre 2004 die
Gläubigerschutzvorschriften zu we-
nig berücksichtigt. Während in Ös-
terreich längst die Notwendigkeit
einer vereinsrechtlichen Prüfung er-

kannt wurde, scheint dies in Deutsch-
land nicht konsenzfähig zu sein. Zum
Schutze von Gläubigern und Spen-
dern sind Rechnungslegung, Publizi-
tät und Prüfung notwendig. Dabei
müssen die Belange der kleinen Ver-
eine berücksichtigt werden, welche
prüfungsfrei bleiben sollen. 

Fazit und Ausblick

Es gilt, die Genossenschaft zu stär-
ken. In einer Zeit der sog. „Heuschre-
cken“ ist sie nicht nur durch ihre
Übernahmeresistenz eine moderne
Rechtsform. Einen wichtigen Schritt
dazu hat das Bundesjustizministerium
mit seinem Referentenentwurf vom
19. Oktober 2005 getan. Er soll neben

einer Modernisierung des Genossen-
schaftsgesetzes Erleichterungen für
kleine Genossenschaften bringen. 
Bei Vereinen besteht allerdings noch
Handlungsbedarf. Der Gesetzgeber
akzeptiert den Aufstieg vieler Groß-
vereine, ohne dass bisher eine grund-
legende Änderung der Vereinsvor-
schriften stattgefunden hätte. Ein mo-
dernes Vereinsrecht kommt nicht an
der Interpretation von Gläubiger-
schutzvorschriften vorbei. 

Ü Alexander Donschen

( (0251) 83-2 28 00

* alexander.donschen@
ifg-muenster.de

Ein Vergleich aus der Netzwerkperspektive

Genossenschaftliche Bankenverbünde sind in ganz Europa verbreitet und dominieren häu-
fig ihre heimischen Märkte. Dennoch weisen sie signifikante Unterschiede in ihrer Struktur
auf. Der Netzwerkansatz bietet eine Möglichkeit diese Unterschiede systematisch zu unter-
suchen. Das IfG Münster fertigt in Zusammenarbeit mit der Context Consulting (Bad Hom-
burg) und der Eurogroup (Paris) eine vergleichende Studie an.

Die Genossenschaftsbanken spielen
in den Ländern der Europäischen
Union eine unterschiedliche Rolle. In

vielen Ländern sind sie ein wesentli-
cher Bestandteil des Banksystems,
wobei sie jedoch gänzlich unter-

schiedliche Strukturen aufweisen und
divergierende Strategien verfolgen.
Ziele der Untersuchung sind deshalb
– die Ähnlichkeiten und Unterschie-
de der europäischen genossenschaftli-
chen Bankenverbünde herauszuarbei-
ten,
– Zukünftige Herausforderungen für
die Verbünde zu identifizieren,
– die erfolgreichen Modelle und ihre
Erfolgsfaktoren zu isolieren und
– die Zukunftsperspektiven für diese
Verbünde zu untersuchen.
Damit wird es möglich, zukünftige
Strategien und insbesondere auch die
Optionen für eine Zusammenarbeit

Europäische genossenschaftliche Bankenverbünde 

Bilanzsumme 2004 in Mrd. Euro

Credit agricole (Frankreich) 912,6
Volksbanken und Raiffeisenbanken (Deutschland) 848,6
Caisse d'epargne (Frankreich) 534,9
Rabobank (Niederlande) 475,1
Credit mutuel (Frankreich) 387,9
Banque populaire (Frankreich) 250,4
Raiffeisenbanken-Gruppe (Österreich) 145,5
Raiffeisenbankengruppe (Schweiz) 106,1
OKO Bank-Gruppe (Finnland) 38,2
Volksbanken-Gruppe (Österreich) 33,7
Credit Unions (Irland) 10,3
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der europäischen genossenschaftli-
chen Bankenverbünde zu untersuchen
und Synergien bzw. auch Hemmnisse
für eine solche Kooperation zu identi-
fizieren.
Gegenstand der Analyse waren die
großen genossenschaftlichen Finanz-
verbünde in Europa. Aus Frankreich
sind dies: Credit Agricole, Credit Mu-
tuel, Banque Populaire und die ehe-
maligen Sparkassen, die in Genossen-
schaftsbanken umgewandelt wurden,
Caisses d'Epargne. Hinzu kommen
aus Österreich der Volksbanken-Ver-
bund und die Raiffeisenbankengrup-
pe, die schweizerische Raiffeisen-
gruppe, die finnische OKO-Bank-
Gruppe, aus den Niederlanden die Ra-
bobank, die irischen Credit Unions
und natürlich der deutsche FinanzVer-
bund der Volksbanken und Raiffeisen-
banken (vgl. Tabelle). Die Integration
weiterer Verbünde, wie z.B. der italie-
nischen Banche Populari oder Banche
di Credito Cooperativo oder auch der
spanischen Banco Cooperativo Espa-
gnol sind geplant, jedoch noch nicht
in diesem Teil der Studie integriert.
Grundlage für die Analyse ist die Be-
trachtung der Verbünde als Banken-
netzwerke. Netzwerke können sehr
flexibel und den Bedürfnissen der
Netzwerkteilnehmer entsprechend
ausgestaltet werden. Insbesondere er-
lauben sie jedoch auch die Kombina-
tion von Dezentralität und von zentra-
len Organisationen. Vorteile einer
zentralen Organisation sind die Grö-
ßenvorteile in der Produktion (Econo-
mies of scale), die Vorteile, die sich
aus der gemeinsamen (zentralen) Er-
stellung von Produkten ergeben, die
Gewinne die aus der Zentralisierung
bestimmter Fähigkeiten resultieren
(Economies of skills) und die Steue-
rungsvorteile einer zentralen Organi-
sation. Eine einzelne Bank hat klare

Vorteile in ihrer dezentralen und
damit marktnahen Orientierung, in
der sehr viel größeren Flexibilität
einer kleinen Einheit und den sehr
viel besseren Anreizen für die Mitar-
beiter, die eine effizientere Dienstleis-
tung erlauben (vgl. Abbildung).
Es ist nun eine zentrale Aufgabe eines
genossenschaftlichen Finanzverbun-
des, diese organisatorischen Frage-
stellungen zu klären und operativ um-
zusetzen. Hierfür gibt es unterschied-
lichste Stellgrößen, die in der Studie
analysiert werden. Insbesondere wird
versucht, den Zentralisierungsgrad
des Bankennetzwerks mit Hilfe ob-
jektiver Kennzahlen und subjektiver
Erhebungen zu ermitteln. Weiters
werden bestimmte Faktoren unter-
sucht, die auf eine Zentralisierung
bzw. Dezentralisierung des Netz-
werks schließen lassen. Dieses sind
insbesondere Aussagen über die Zu-
ordnung von 
Entscheidungskompetenzen: Worüber
darf die einzelne Bank entscheiden?
Ist sie frei in der Produkt- und Kondi-
tionenwahl? Inwieweit findet tatsäch-
lich ein Bankgeschäft in der Primär-
bank statt oder ist diese nur noch eine
„Verkaufsstation“? Schließlich wird
auch untersucht, ob und wieweit ein

Kapitalmarktzugang für die Primär-
banken besteht oder ob die Refinan-
zierung komplett über die Zentral-
bank abgewickelt wird und in wel-
chem Ausmaße ein verbundweites Ri-
sikomanagement besteht.
Für die Analyse der Strategiewahl der
Bankennetzwerke wird analysiert, in
welchem Umfang die Verbünde Aus-
landsaktivitäten unterhalten und wie
sie ihre Eigenkapitalbedürfnisse de-
cken (sprich: Sind Verbundunterneh-
men börsennotiert?).
Methodisch gliedert sich die Untersu-
chung in zwei Teile. Zunächst wurden
anhand der Daten und der Publikatio-
nen der Bankengruppen Profile der
Gruppen erstellt. Diese werden dann
in Gesprächen mit Vorständen der
Verbände und der Unternehmen der
Verbünde in Strategiegesprächen dis-
kutiert.
Erste Ergebnisse der Studie werden
voraussichtlich im Januar 2006 veröf-
fentlicht. 

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* eric.meyer@
ifg-muenster.de

Ausgestaltungsoptionen für Netzwerke
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In Wertschöpfungsnetzwerken koope-
rieren mehrere Unternehmen aus auf-
einander folgenden Stufen der Wert-
schöpfung miteinander. In diesem
speziellen Unternehmensnetzwerk ist
jedes beteiligte Unternehmen für
einen bestimmten Teilprozess der
Leistungserstellung verantwortlich.
Darüber hinaus werden zu einem ge-
wissen Teil Aktivitäten unterneh-
mensübergreifend und damit zentral
durchgeführt. Beispiele hierfür sind
Planung, Organisation und gemeinsa-
mes Marketing. In der unternehmeri-
schen Praxis stellt sich deshalb die
Frage, in welchem Umfang wirt-
schaftliche Aktivitäten in einem Wert-
schöpfungsnetzwerk zentralisiert
werden sollten. Außerdem ist zu klä-
ren, wie die Zuordnung von ökonomi-
schen Größen zwischen den beteilig-
ten Unternehmen strukturiert werden
sollte. Ein Beispiel hierfür ist die Auf-
teilungsproblematik von gemeinsam
zu tragenden Kosten oder zusammen
erzielten Erlösen. Ein weiteres Pro-
blemfeld ist die optimale Zuordnung
von Entscheidungsrechten und die
Gestaltung von geeigneten Entschei-
dungsfindungsmechanismen. Ferner
ist zu analysieren, wie sich verschie-
dene Möglichkeiten der Ressourcen-
allokation auf die mittel- und langfris-
tige Konstitution von Wertschöp-
fungsnetzwerken auswirken.
Im Rahmen dieses Forschungsprojek-
tes werden diese wichtigen Fragen

aus der Perspektive von anerkannten
volkswirtschaftlichen Theorien stu-
diert. 
Ein generelles Ziel dieser Arbeit be-
steht dabei in der Anwendung von
theoretischen Erkenntnissen auf kon-
krete Fragestellungen. Abstrakte Lö-
sungskonzepte und Theorien sollen
möglichst ohne Verlust an Exaktheit
und ökonomischer Intuition, durch
eine Operationalisierung für die Lö-
sung von praktischen Problemen
nutzbar gemacht werden.
Die umfangreichen Forschungen des
IfG zur Kooperativen Ökonomie sol-
len damit um weitere Perspektiven er-
gänzt werden.
In Wertschöpfungsnetzwerken findet
tendenziell eine Integration von, bis -
lang durch die beteiligten Unterneh-
men getrennt durchgeführten, ökono-
mischen Aktivitäten statt. Die ökono-
mische Integrationstheorie beschäf-
tigt sich mit der Optimierung der Al-
lokation der Ressourcen und der
damit möglicherweise erzielbaren
Steigerung der ökonomischen Effi-
zienz und Wohlfahrt im Integrations-
gebiet. Obwohl sich die ökonomische
Integrationstheorie primär makroöko-
nomischen Fragestellungen widmet,
verspricht ihre Anwendung deshalb
unter Umständen ebenfalls Einblicke
in die Struktur ökonomischer Mecha-
nismen von Wertschöpfungsnetzwer-
ken. 

Darüber hinaus bestehen unter Um-
ständen interessante Verbindungen
zur Theorie der öffentlichen Güter.
Werden beispielsweise bestimmte
Leistungen, wie gruppenweite Mar-
ketingmaßnahmen, von einer Zentrale
allen beteiligten Unternehmen zur
Verfügung gestellt, ist die Frage nach
der optimalen Qualität bzw. Quantität
der zentralen Leistungen sowie nach
der richtigen Allokation der entspre-
chenden Kosten im Netzwerk zu be-
antworten. Daher ist die Perspektive
der traditionellen Allokationstheorie
für das Studium ökonomischer Me-
chanismen in Wertschöpfungsnetz-
werken ebenfalls Erfolg verspre-
chend. 
Durch die Analyse des genos-
senschaftlichen Finanzverbundes als
finanzwirtschaftliches Wertschöp-
fungsnetzwerk werden im nächsten
Schritt die mit Hilfe der Theorie ge-
wonnenen Erkenntnisse angewendet.
Ein weiteres Ziel dieses Forschungs-
projektes besteht somit in der Identi-
fikation von institutionellen Stärken
und Schwächen des genossenschaftli-
chen Finanznetzwerkes. 

Optimale Ressourcenallokation in Wertschöpfungsnetzwerken

Ein methodisch neuer Blickwinkel

Die Veränderung von Wertschöpfungsstrukturen und die überbetriebliche Arbeitsteilung
sind branchenübergreifende Phänomene. Die Steuerung dieser vernetzten Leistungser-
stellung und die Ressourcenallokation zwischen den beteiligten Unternehmen hängen von-
einander ab. Die genaue Analyse und Strukturierung der Zuordnung von ökonomisch rele-
vanten Größen ist somit entscheidend für den Erfolg eines Wertschöpfungsnetzwerkes.

Ü Mark Wipprich
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Management von Integrierten Versorgungsnetzwerken zur 
Patientenbindung

Eine aktuelle Analyse der Rolle des Patienten im Gesundheitswesen

Im Gesundheitswesen werden Patienten als Individuen gesehen, die sich fremdbestimmt
in ein Behandlungssystem begeben. In Zukunft wird der Patient aus Sicht der Leistungser-
bringer eine zunehmend wichtigere Rolle im Erstellungsprozess ihrer Dienstleistung ein-
nehmen. Der Markt für Gesundheitsdienstleistungen wird sich von einem Verkäufer- zu
einem Käufermarkt wandeln.

Die Patienten rücken verstärkt in den
Fokus der Leistungserbringer. Auslö-
ser ist die Finanznot im Gesundheits-
wesen, die vermehrt Zuzahlungen und
Eigenleistungen von den Patienten
fordert, um die Ausgaben des Staates
zu reduzieren. Sowohl die dadurch
entstehenden Entscheidungsräume als
auch das steigende Informationsinte-
resse der Patienten über die Leis-
tungserbringung zwingen Ärzte und
Krankenhäuser dazu, den Patienten
als Kunden anzusehen und ihn dem-
gemäß zu behandeln.

Veränderte Rahmenbedin-
gungen auf der 
Nachfragerseite

Dieser Patientenstatus wird dazu füh-
ren, dass die Anforderungen und Be-
dürfnisse der Patienten in die Behand-
lungsplanung und -gestaltung einbe-
zogen werden. Um eine patientenori-
entierte Gestaltung und Lenkung der
Strukturen und Prozesse des Behand-
lungssystems verwirklichen zu kön-
nen, muss einerseits die Stellung des
Patienten als externer Faktor in dem
Prozess der Produktion von Gesund-
heitsdienstleistungen bekannt sein.
Andererseits müssen die individuellen
Bedürfnisse gemäß des Krankheits-
status (Lebenszyklus des Krankheits-
verlaufs) erfasst werden.
Die Leistungserbringer von Gesund-
heitsdienstleistungen werden die

Krankheit als Problem, für das die Pa-
tienten eine Lösung suchen, ansehen.
Aus Sicht der Kunden scheint es vor-
teilhaft, dass der komplette Gesund-
heitsprozess (Lösung des Problems)
angeboten wird, um u. a. Doppelun-
tersuchungen zu vermeiden und eine
kontinuierliche und aufeinander abge-
stimmte Dienstleistung zu erhalten.
Zudem sinken die Transaktionskosten
des Patienten. Die Anbieter von Ge-
sundheitsdienstleistungen werden so-
mit gezwungen, sich zusammenzu-
schließen, da zunehmend das Angebot
nur eines Teils des Behandlungspro-
zesses nicht ausreicht, um auf dem
Markt für Gesundheitsdienstleistun-
gen zu konkurrieren. Es werden sich
insofern vermehrt Integrierte Versor-
ger als Netzwerke von Leistungsan-
bietern bilden.

Veränderte Rahmenbedin-
gungen auf der 
Anbieterseite

Neben dieser Wirkung auf der Nach-
fragerseite löst die Finanznot im Ge-
sundheitswesen folgenden Impuls auf
der Anbieterseite aus: Die Anbieter
werden verstärkt zu wirtschaftlichen
Arbeiten gezwungen, so dass sich
nicht nur die Patientenorientierung,
sondern vielmehr Patientenbindung
als vorteilhaft erweist. Nur so können
die innerhalb der Patientenbeziehung
gesammelten Informationen zu einer

schnelleren, wirtschaftlicheren und
qualitativ hochwertigen Bereitstel-
lung von Gesundheitsdienstleistungen
führen.

Ziel des 
Forschungsprojektes

Die Dissertation hat zum einen das
Ziel herauszustellen, wie die Inte-
grierten Versorgungsnetzwerke aus-
zugestalten sind, um „Patientenmana-
gement“ effizient umsetzen zu kön-
nen. Im Speziellen soll erarbeitet wer-
den, wie die Patientenbindungsmaß-
nahmen im Netzwerk unternehmens-
und ärzteübergreifend optimal inte-
griert werden sollten, um erfolgreich
und wettbewerbsfähig aufgestellt zu
sein. Zum anderen soll der Frage
nachgegangen werden, inwiefern die
Pharmaindustrie – als indirekter Part-
ner einer Integrierten Versorgung –
bei Patientenbindungsmaßnahmen
teilnehmen kann, damit z.B. eine Dif-
ferenzierung gegenüber anderen
Netzwerken durch die Patienten
wahrgenommen wird.

Ü Stefanie Franz
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Angehende Kooperationsexperten stellen ihre Kenntnisse unter
Beweis

Praxisvortrag im Schwerpunktfach Unternehmenskooperation 

Schon zum zweiten Mal konnte Prof.
Dr. Theurl Herrn Wiesner von der
Global C GmbH für einen Gastvor-
trag im Rahmen ihrer Vorlesungsreihe
des Schwerpunktfachs Unterneh-
menskooperation gewinnen. Global C
ist die Dachgesellschaft der Maschi-
nenbau-Kooperation-Wuppertal, die
sich neben Global C aus vier kleine-
ren Unternehmen des Marktes für
Sondermaschinen zusammensetzt. In
Einzelauftragsfertigung erstellen die
fünf Unternehmen zusammen Pro-
duktionsanlagen für ihre Kunden, die
vor allem aus der Automobilbranche
kommen. Global C übernimmt dabei
zum einen für alle fünf Partnerunter-

nehmen die nicht wertschöpfenden
Tätigkeiten wie allgemeine Verwal-
tung, Buchhaltung oder Personalwe-
sen. Darüber hinaus ist die GmbH
aber auch für die Finanzplanung, das
Krisenmanagement sowie Marketing-
aufgaben zuständig. Für den letztge-
nannten Bereich des Marketings
wurde bei Global C in jüngster Ver-
gangenheit ein Vertriebskaufmann
eingestellt; im Vergleich zum ersten
Vortrag von Herrn Wiesner im Som-
mersemester 2005 eine Neuerung.
Seinerzeit war unter anderem Diskus-
sionsgegenstand, ob der Bereich Mar-
keting in der überwiegend aus Inge-
nieuren und technischen Mitarbeitern
bestehenden Kooperation denn aus-
reichend Beachtung finde. Nicht zu-
letzt mit der Einstellung eines Ver-
triebskaufmanns zeigt sich, dass Herr
Wiesner das Know-how der Studie-
renden und ihr Interesse an seinem
Unternehmen bzw. der Kooperation
schätzt und ernst nimmt. Das Marke-
ting nun gut bedacht wissend, drehte
sich das Interesse der Studierenden
bei dem jetzigen Besuch von Herrn
Wiesner um das konkrete Leben und
Arbeiten in der Kooperation. 
„Gibt es interne Verrechnungsprei-
se?“, „Suchen Sie noch weitere Part-

ner?“, „Wie sind die Aufnahmekrite-
rien für potenzielle Partnerunterneh-
men?“ lauteten nur einige der Fragen
der angehenden Kooperationsexper-
ten an Herrn Wiesner, der nie den
Blick auf seine Zuhörer verlor und
jeder Frage offen nachging. Nur auf
die letzte Frage, die noch nach Ende
der Veranstaltung im Dunkeln vor der
Tür rege von Studierenden diskutiert
wurde, konnte Herr Wiesner keine
Antwort geben – die Frage nach der
„korrekten“ Bezeichnung und Einord-
nung der Kooperation in die erlernten
charakteristischen Typbezeichnun-
gen. Projektkooperation,  Wertketten-
kooperation? Keiner der Typen passt
so richtig auf das Wuppertaler Mo-
dell. Und so war diese Erkenntnis die
vorerst letzte für die Studierenden
nach drei Tagen voller Kooperations-
theorie: In der Praxis besitzt jede Ko-
operation eine ihr eigene Individuali-
tät, die für ihre weitere Betrachtung
nicht außer acht gelassen werden darf.   

Prof. Dr. Theresia Theurl konnte auf ihre Studierenden stolz sein: Nach über 5 Stunden Vor-
lesung zur Theorie der Kooperation hatten ihre Zuhörer, die Studierenden der geblockten
Veranstaltung Unternehmenskooperation I, problemlos den Wechsel zur Praxis gemeistert
und stellten dem Gastreferenten, Herrn Ralf Wiesner, Geschäftsführer der Global C, viele
interessante Fachfragen. 
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Berichte aus der Lehre
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Das Gesundheitswesen zeichnet sich
erstens durch eine hohe Regulierungs-
dichte aus, die vielfältige Anreize für
die einzelnen Akteure enthält. Zwei-
tens sind die Regulierungsinhalte der-
zeit in Veränderung begriffen. Drit-
tens sind zentrale Elemente wie die
Honorierung ärztlicher Dienstleistun-
gen, die Finanzierung von Kranken-
häusern und anderen Einrichtungen,
der Marktzugang oder die Leistungs-
kataloge der Krankenversicherung in-
ternational sehr unterschiedlich orga-
nisiert. Dies hat Auswirkungen auf
die Verfügungsrechte der relevanten
Akteure. Wirkungsanalysen der ent-
sprechenden Anreizstrukturen, die
Untersuchung von Ausweich- und
Umgehungsstrategien sowie kompa-
rative Effizienzanalysen werden in
der Gesundheitsökonomik unter He-
ranziehung des institutionenökonomi-
schen Ansatzes durchgeführt. Die
vorliegenden Ergebnisse können als
Basis für die Abschätzung der Aus-
wirkungen von Regimeänderungen
herangezogen werden oder Gestal-
tungshinweise geben.
Informationsmängel kennzeichnen
das vielfältige Beziehungsgeflecht
zwischen Leistungserbringern und Fi-
nanzierungsorganisationen, zwischen
Patienten und Gesundheitsdienstleis-
tern, zwischen den einzelnen Akteu-
ren entlang der Wertschöpfungskette,

zwischen der Gesundheitspolitik und
den Ärzten, zwischen Versicherungs-
nehmern und -anbietern. Es handelt
sich geradezu um eine Fundgrube an
Erkenntnissen für die Analyse der
zahlreichen Prinzipal-Agenten-Bezie-
hungen. Die Kombination von Infor-
mationsproblemen und gegenläufigen
Zielsetzungen im Gesundheitswesen
bildet häufig den Hintergrund für die
Untersuchung der einzel- und gesamt-
wirtschaftlichen Wohlfahrtseinbußen.
Die Konstruktion anreizkompatibler
Verträge für die einzelnen Bezie-
hungsebenen ist eine herausfordernde
Aufgabe, die nicht nur wissenschaftli-
che Kapazitäten bindet, sondern auch
in der Praxis angewendet wird.
Das Gesundheitssystem ist ein stark
ausdifferenzierter Bereich, in dem
vielfältige Organisationsformen ver-
treten sind. Mit dem Übergang zur
„integrierten Versorgung“ wird die
Wertschöpfungskette der Erstellung
von Gesundheitsdienstleistungen, die
zusätzlich mit den Finanzierungsbe-
ziehungen korrespondiert, neu defi-
niert. Es ergeben sich andere Schnitt-
stellen und neue Grenzen zwischen

den einzelnen Akteuren. Auch bisher
stellten sich Fragen des Outsourcings
von Leistungen, so etwa die Erbrin-
gung von Labor- oder Hotel- und Ver-
pflegungsleistungen. Nun sind zuneh-
mend, auch ausgelöst durch den poli-
tischen Wunsch, die Möglichkeiten
zur Kooperation und Verschmelzung
von Leistungs- und Finanzierungsan-
bietern im Gesundheitswesen auszu-
loten. Die Transaktionskostenökono-
mik kann ein geeignetes Analyseras-
ter für diese Aufgabenstellungen bie-
ten.
Insgesamt kann mit der Anwendung
des instituionenökonomischen Analy-
sedesigns auf Gestaltungsaufgaben
des Gesundheitswesens ein wertvoller
Beitrag zu einer empirisch orientier-
ten Institutionenökonomik geleistet
werden. Dies ist ein Beitrag im Sinne
des wissenschaftlichen Erkenntnisin-
teresses. Zusätzlich können aber Ent-
scheidungshilfen für die Praxis, und
zwar für die Leistungserbringer, die
Finanzierungsorganisationen, deren
Interessenvertretungen und die Ge-
sundheitspolitik gewonnen werden.

Institutionenökonomik und Health Care

Governancestrukturen im Gesundheitswesen

Im Rahmen des MBA-Studienganges International Health Care and Hospital Management,
den der Wirtschaftswissenschaftliche Fachbereich der Universität Münster gemeinsam mit
dem Haus der Technik in Essen organisiert, wird auch Institutionenökonomik gelehrt. Der
Gesundheitssektor eignet sich hervorragend für die Analyse institutionen- und organisati-
onsökonomischer Fragestellungen. Für die Führungskräfte dieses gesellschaftlich und wirt-
schaftlich sehr bedeutenden Sektors sind entsprechende Qualifikationen von großem Nut-
zen.

Ü Theresia Theurl
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Ein Vorteil hybrider Organisationen
äußert sich in ihren flexiblen Struktu-
ren, mit der sich Anpassungen auf än-
dernde Umweltbedingungen schnell
realisieren lassen. Dieses Merkmal
lässt sich jedoch gleichzeitig als ent-
scheidender Nachteil identifizieren:
Unternehmensübergreifende Interak-
tionen stellen prekäre Situationen dar,
die durch Unsicherheit und relationa-
le Risiken zwischen den Partnern ge-
kennzeichnet sind. Es entsteht somit
ein Bedarf an Binnenstabilisierung
und stellt das Management von Ko-
operation vor neue Anforderungen. 
Dr. Riemer stellte in seinem Vortrag
einem interessierten Publikum sehr
anschaulich die Ergebnisse seiner
Forschungsarbeit dar, die die Deter-
minante Sozialkapital als Stabilisie-
rungsmechanismus für den Erfolg von
Kooperationen untersucht. Er identifi-
zierte zwei positive Aspekte des Sozi-
alkapitals. Zum einen ermöglicht So-
zialkapital einen Zugang zu Ressour-
cen. Durch soziale Beziehungen kön-
nen Akteure Zugang zu Informatio-
nen, Hilfestellungen u.a. Ressourcen
erlangen. Zudem werden Informatio-
nen durch dichte soziale Netzwerke
besser transportiert. Zum anderen
wird durch Sozialkapital Kollaborati-
onskompetenz aufgebaut, denn in so-
zialen Beziehungen und Netzwerken
entstehen Vertrauen, soziale Normen
und ein gemeinsames Verständnis. In

seiner Untersuchung differenziert er
die Rolle von Sozialkapital. Anhand
der Auswertung von Interviews lässt
sich erkennen, dass die Wichtigkeit
mit der Aufgabenkomplexität steigt.
Innovative, neuartige und interdepen-
dente Aufgaben verlangen einen
hohen Grad an sozialer Abstimmung
und verhalten sich somit komplemen-
tär zu Humankapital. Außerdem zei-
gen die Auswertungen, dass die Rolle
von Sozialkapital mit der strategi-
schen Abhängigkeit variiert – auch
wenn es sich um routinierte Aufgaben
handelt.
In seinem Vortrag leitete Dr. Riemer
Implikationen für das Management
ab. Ein entscheidendes Management-
dilemma besteht darin, dass Sozialka-
pital dann am dringendsten benötigt
wird, wenn es am wenigsten vorhan-
den ist, nämlich zu Beginn des Pro-
jektes. Sozialkapital kann allerdings
nicht vom Management „hergestellt“
werden, denn direkte Investments
sind nicht möglich. Das Management
kann jedoch Opportunitäten für sozia-
le Interaktionen schaffen, beispiels-
weise durch Kick-Off Workshops
oder Hospitation. Es kann mittels ge-
eigneter Mitarbeiterauswahl oder Be-
ziehungspromotoren die Organisati-
onsstrukturen adäquat gestalten.
Durch Offenheit und Fairness fungiert
das Management als Vorbildsfunktion

und kann somit kooperatives Verhal-
ten ebenfalls fördern. 
Die Studierenden des Wahlfaches
zeigten durch eine rege Teilnahme
und einer intensiven Diskussion im
Anschluss, dass die Einblicke in aktu-
elle Forschungen zum Thema Koope-
ration eine gelungene Ergänzung zu
den bisher in der Vorlesung vorge-
stellten Theorien darstellten.

Gastvortrag im Wahlfach „Unternehmenskooperation“

Weiche Faktoren als Erfolgsbedingung für die Kooperation

Die Vorlesung „Ökonomische Theorie der Unternehmenskooperation“ integriert Ansätze,
die für die Analyse der Gründung, Ausgestaltung und Dynamik von Kooperationen relevant
sind. Dr. Kai Riemer vertiefte in seinem Vortrag einen Aspekt zwischenbetrieblicher Zusam-
menarbeit, den alle in der Vorlesung vorgestellten Theoriezweige eine wichtige Rolle für
den Erfolg von Kooperationen zuschreiben: Das Sozialkapital. 

Ü Julia Trampel

( (0251) 83 -2 18 78

* julia.trampel@
ifg-muenster.de

i Information
Dr. Kai Riemer ist seit 2005 Assistent
am Institut für Wirtschaftsinformatik,
European Research Center for Informa-
tion Systems (ERCIS) der Universität
Münster. Er ist verantwortlich für den
Kompetenzbereich Web-Evaluation und
I n t e r n e t - Q u a l i t ä t s m a n a g e m e n t
(WEQM). Im Rahmen seiner Disserta-
tion beschäftigte er sich mit dem Thema
„Partner Relationship Management
(PRM) – Zur Rolle von Sozialkapital im
Management zwischenbetrieblicher Ko-
operationsbeziehungen“. Die Arbeit er-
schien im Mai 2005 im Verlag Mohr
Siebeck, Tübingen unter dem Titel „So-
zialkapital und Kooperation“ in der von
Prof. Theurl herausgegebenen Reihe
„Ökonomik der Kooperation“.
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Alumni-Forum
Vom Professor zum Existenzgründer

Ein Alumnus auf den verschlungenen Pfaden der Unternehmenspraxis

Seit einigen Jahren liest man regelmäßig über Unternehmensausgründungen an Universi-
täten, sog. Spin Offs. Im Regelfall handelt es sich um die Verwertung von technischen Pro-
dukten. Unternehmensgründungen im betriebswirtschaftlichen Bereich sind in der Minder-
zahl. Oft sind dies dann Unternehmensberatungen von Hochschullehrern. Über die Grün-
dung eines Hallenspielplatzes berichtet der Initiator Prof. Dr. Heribert Pauk.

Seit Ende 1997 bin ich Professor für
Immobilienbetriebslehre an der Hoch-
schule Anhalt (FH). Über die Jahre
hinweg hat sich doch eine gewisse
Routine gebildet und gelegentlich
habe ich mich mal nach zusätzlichen
oder neuen Aufgaben umgeschaut. So
war ich vor 2 Jahren im Finanzminis-
terium des Landes Sachsen-Anhalt
(ehrenamtlich) tätig als Mitglied im
Aufbaustab von LIMSA (Landesim-
mobilienmanagement Sachsen-An-
halt). LIMSA wird als Eigenbetrieb
die ca. 2.800 Immobilien des Landes
von den Behörden übernehmen und
zentral verwalten (Vermieter-Modell).
Auch die Hochschulen zahlen dann
Miete. In den einzelnen Ländern gibt
es ja verschiedene Lösungsansätze zu
dieser Problematik. Dieses Projekt hat
mir vertiefte Einblicke in die Behör-
denwelt gewährt. 

Die Geschäftsidee

Ein Urlaub im August 2004 brachte
eine neue Idee. Wir hatten ein Haus-
boot in Amsterdam gemietet. Mit
meiner 6jährigen Tochter habe ich
einen überdachten Spielplatz besucht.
Eine ehemalige unterirdische Straßen-
führung unter einem großen Platz
hatte ein findiger Mensch von der
Stadt angemietet und mit riesigen
Klettertürmen, Hüpfburgen u.a. als

Kinderspielplatz hergerichtet. Deko-
ration gab es kaum. Der Fußboden
war noch der originale Straßenbelag
aus Teer mit den weißen Markie-
rungslinien darauf. Die Wände und
Decke waren noch der originale Stra-
ßentunnel. Aber meine Tochter war
nach 1 Minute in einem solchen Klet-
terturm verschwunden und tauchte
nach 1 Stunde schweißnass und
glücklich wieder auf. Da entstand
spontan die Idee in mir, einen solchen
Spielplatz auch in Deutschland zu
starten. Zurück in der Heimat (Bern-
burg – ein kleines Provinzstädtchen
inmitten von Sachsen-Anhalt) stellte
ich schnell fest, dass ca. 150 andere
Deutsche bereits vor mir dieselbe Idee
hatten. Aktuell gibt es schon ca. 270
Kinderspielplätze dieser Art. 
Nach kurzer Marktanalyse zeigte
sich, dass in einigen Gebieten West-
deutschlands die Anbieter sich schon
drängeln, während in großen Städten
Ostdeutschlands – vor allem unsere
Nachbarstädte Magdeburg und Halle
– der Markt noch unberührt ist. Von
Oktober bis Weihnachten 2004 habe
ich dann die Idee der Unternehmens-
gründung weiter voran getrieben, ver-
schiedene Hallenspielplätze besucht
und mit Spielzeug-Herstellern ver-
handelt. Ein ehemaliger Student und
Diplomand suchte gerade einen Job,

fand Interesse und wurde nach 10 Mi-
nuten Gespräch eingestellt. Von Janu-
ar bis März 2005 haben wir dann ge-
meinsam eine geeignete Immobilie
gesucht. Als ehemaliger Immobilien-
makler und Immobilien-Professor
hatte ich hier das kleinste Problem ge-
sehen. Doch wir fanden nichts. Ent-
weder die Halle passte nicht in unser
Anforderungskriterium (2.000 qm
heizbare Fläche, 100 Parkplätze) oder
die Miete war zu hoch. 

Die Zeit rennt

Die nächsten Monate vergingen wie
im Fluge. Unser Mitarbeiter arbeitete
das Konzept weiter aus. Hallenspiel-
plätze gibt es ja genügend. Aber wir
fanden alle relativ gleich gestaltet.
Nur die Größe und das Investitionsvo-
lumen und damit die Ausstattung mit
Spielzeug war unterschiedlich. Wir
rechneten nach und kamen bei der ge-
wünschten Hallengröße von ca. 2.000
qm auf mind. 600.000 Investitionsvo-
lumen (ohne die Immobilie). Mein
vorhandenes Eigenkapital betrug
nicht mal 10% dieser Summe. Das
nächste Problem tat sich also auf.
Zudem hörten wir mehrfach von Im-
mobilienmaklern, dass auch andere
Interessenten mit der gleichen Idee
ebenfalls eine geeignete Immobilie
suchen. Es konnte uns also gesche-



hen, dass jemand schneller ist als wir
und unsere ganze Mühe umsonst war.
Auf Vermittlung eines Maklers hin
trafen wir einen anderen Interessenten
und sprachen über eine Zusammenar-
beit. Es stellte sich heraus, dass es
sich um zwei gestandene Unterneh-
mer handelte, die diese Investition aus
der Portokasse bezahlen konnten –
aber eine Halle hatten sie auch noch

nicht gefunden und suchten schon ein
Jahr länger als wir! Dann hörten wir
auch von ersten Pleiten von Hallen-
spielplätzen. Allmählich wurde klar,
dass ich meine Professorenstelle viel-
leicht doch nicht zu schnell gegen die
Unternehmerexistenz tauschen sollte. 

Der Durchbruch 

Ende Juli 2005 haben wir erfahren,
dass wir eine nicht mehr benötigte
Turnhalle von der Stadt Halle anpach-
ten können. Aber nur ca. 1.000 qm
groß, sanierungsbedürftig und in
einem Stadtteil gelegen, der nicht ge-
rade den besten Ruf genießt. Da ein
Hallenspielplatz nur im Winter hohen
Umsatz erwirtschaftet, standen wir ab
Ende Juli unter enormen Zeitdruck.
Nur eine Eröffnung zum 1.12. oder
spätestens 1. Januar ergab betriebs-
wirtschaftlich Sinn. Die Finanzierung
musste zuvor noch sicher gestellt wer-
den, das Betreiber-Unternehmen ge-
gründet werden, der Architekt den
Bauantrag für die Halle erstellen und
die Baugenehmigung eingeholt wer-
den etc.  

Die Unternehmens-
gründung 

Im privaten Bekanntenkreis habe ich
nach Co-Investoren gesucht. Zuerst
ohne Erfolg. Eine normale Immobilie
mit Mieteinnahmen wäre kein so gro-
ßes Problem gewesen. Aber ein Hal-
lenspielplatz? Mit hohen monatlichen
Personalkosten? Danach habe ich ver-
sucht „normale“ Eigenkapitalgeber zu
finden. Ansprechpartner wie das
Netzwerk der Business Angels und
andere winkten gleich ab. Eine Inves-
titionssumme von nur  300.000 Euro
für eine Freizeitimmobilie? Kein Inte-
resse. Hier stellte sich eine Schwach-
stelle im System heraus. Hätte ich
gleich 10 Mio Euro verlangt, wäre die

Aufmerksamkeit größer gewesen und
Fördermittel winken dann auch.  
Mit Glück hat dann meine Ehefrau
über die Vermittlung des Pfarrers aus
hrer Kirchengemeinde einen Unter-
nehmer aus dem asiatischen Ausland
gefunden, der nach kurzer Besichti-
gung der Turnhalle an einem Samstag
eine runde Summe zur Verfügung
stellte. Jedoch blieb er nur noch bis
zum folgenden Mittwoch in Deutsch-
land. Dank guter Freunde aus der Stu-
dienzeit (Rechtsanwälte, Steuerbera-
ter) haben wir dann innerhalb von 24
Stunden am Sonntag die Rechtsform
des zu gründenden Unternehmens ge-
klärt (GmbH & Co.KG) und die Ge-
sellschaftsverträge  ausgearbeitet. Am
Montag habe ich einen willigen Notar
gefunden und am Mittwoch wurden 4
Stunden vor Abflug des Investors die
Verträge beurkundet. 

Die Finanzierung einer
Existenzgründung

Mit den frisch beurkundeten Verträ-
gen habe ich die Verhandlungen mit
den Banken aufgenommen. Ich dach-
te, dass eine Eigenkapitalquote von
ca. 33 % ausreichen müsste, um die
Finanzierung darzustellen. Das war
eine Fehleinschätzung. Nur dank mei-
nes Professorentitels und dank eines
mittlerweile umfangreichen Business-
plans (7. Platz im Businessplan-Wett-
bewerb) bin ich nicht sofort auf der
Straße gelandet. 
Es wurde schnell klar gestellt: Falls es
unter glücklichen Umständen zu einer
Kreditgewährung kommen sollte,
müsste der Ehemann Prof. Pauk auf
jeden Fall eine selbstschuldnerische
Bürgschaft eingehen. Mein beschei-
dener Hinweis, dass ich weder am Ge-
winn noch am Kapital der Gesell-
schaft beteiligt sei, (nur meine Ehe-
frau) wurde als irrelevant sofort abge-

www.ifg-muenster.de 2-200526

IfG intern | Alumni-Forum

Prof. Dr. Heribert Pauk

Professor für 
Immobilienbetriebslehre
Jahrgang 1963, Westfale
1984 - 1990
Studium der Betriebswirtschafts-
lehre an den Universitäten Bam-
berg und Münster
1990 - 1994
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am
Institut für Genossenschaftswesen 
der Universität Münster
1994
Promotion zum Thema „Analyse
des Immobilienmaklers aus institu-
tionenökonomischer Sicht“
1995-1997
Berufstätigkeit bei AUFINA, Deut-
sche Bank Bauspar AG und Deut-
sche Bank Immobilien GmbH
seit 1.12.1997
Professor für Immobilienbetriebs-
lehre an der Hochschule Anhalt
(FH), Lehrgebiete: Immobilienfi-
nanzierung, Immobilienbesteue-
rung, Rechnungswesen und Con-
trolling, Maklerbetriebslehre 
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tan. Interessant war eine andere Er-
kenntnis. Die Folge von Basel II und
MaK ist, dass die Prüfung eines Kre-
ditantrages bankintern ca. 1.000,-
Euro kostet. Kreditanträge unter
100.000 Euro im Bereich der risiko-
reichen Unternehmensfinanzierung
und insb. der Existenzgründungsfi-
nanzierung sind damit „teurer Klein-
kram“ (Zitat aus Großbank).  Ein
Sachbearbeiter berichtete mir offen,
dass seine Bank Personal abbaut und
er sich daher keinen Fehler leisten
könne: Noch vor fünf Jahren hätte er
meinen Kreditantrag sofort geneh-
migt. Ein anderer Sachbearbeiter
fragte nach, mit wie vielen Kreditin-
stituten ich denn in Verhandlungen
stehe. Als ich freimütig die Zahl 4
nannte, wurde mir sofort bedeutet,
dass dann meine Chance in diesem In-
stitut gering sei. Man wolle doch un-
nütze Kosten vermeiden. Meine Er-
fahrung ist, dass Sparkasse und Volks-
bank mich besser betreuten als die
Großbanken und die Volksbank noch-
mals deutlich besser war als die Spar-
kasse. 
Nun führte mich mein nächster Weg
zu einer staatlichen Förderbank, die
mit Gründerdarlehen und Mezzanine-
darlehen wirbt. Auch hier stellte sich
bald heraus, dass selbst solche För-
derdarlehen im Regelfall nur gewährt
werden, wenn Existenzgründer und
Ehepartner eine selbstschuldnerische
Bürgschaft eingehen. Trotzdem kostet
das Gründerdarlehen 8 % Zins und
das Mezzaninedarlehen 10-11 % Zins
(und 3,5 % Bearbeitungsgebühr).  
Als Fazit habe ich einen weiteren In-
vestor gesucht und gefunden, so daß
wir auf 70 % Eigenkapital kommen
inklusive der eigenen bescheidenen
Mittel – ein Kreditantrag für die rest-
lichen 30 % läuft immer noch bei
zwei Banken.  

Hier zeigte sich eine weitere
Schwachstelle in unserem detailliert
ausgearbeiteten System der Existenz-
gründungsförderung und -finanzie-
rung. Grundsätzlich ist ein 40jähriger
oder auch 50jähriger Manager oder
Professor der ideale Unternehmens-
gründer: Denn Berufserfahrung und
persönliches Netzwerk sind vorhan-
den. Eigenkapital in bestimmten
Grenzen auch. Doch warum soll der
Gründer nun gleich alles aufs Spiel
setzen – auch das eigene Haus und die
Altersversorgung? Wenn man 25
Jahre alt ist und nichts zu verlieren
hat, lässt es sich leichter Haftungsrisi-
ken übernehmen. 

Bürokratieabbau 

Für die Sanierung und Nutzungsände-
rung der Turnhalle ist eine Baugeneh-
migung erforderlich. Der Bauantrag
wurde in fünf Exemplaren einge-
reicht, die an fünf Ämter gleichzeitig
zur Stellungnahme gehen, wofür vier
Wochen Zeit eingeräumt ist. Hier liegt
schon ein gewaltiger Fortschritt vor,
denn früher ging ein Bauantrag nach-
einander an fünf Behörden, was
schnell drei Monate dauerte, in denen
man als Antragsteller nichts hörte.
Die jeweiligen Sachbearbeiter in den
fünf Behörden werden nur ungern und
auf hartnäckige Nachfrage hin ge-
nannt. Eigentlich sind Nachfragen in
diesem Zeitraum nicht erwünscht.
Nach ca. sechs Wochen erhält der An-
tragsteller dann die erste Auskunft: Im
Zweifelsfall die Anforderung weiterer
Unterlagen und Einreichung eines
überarbeiteten Bauantrags und das
Spiel beginnt von Neuem. Meine Re-
form-Idee lautet: Der Antragsteller
wird zum Kunden. Jeder Bau“antrag“
wird von einem Kundenmanager im
Bauamt betreut. Nicht der schriftliche
Bauantrag wandert durch die Behör-

den, sondern der Kundenmanager be-
sucht seine Kollegen. Der Antragstel-
ler erhält wöchentlich ein Feedback
zum aktuellen Stand des Verfahrens.
Auftretende Probleme und Fragen
werden sofort zwischen Antragsteller
und Kundenmanager bearbeitet. Für
das gesamte Verfahren sind verbindli-
che Fristen festgelegt. Die Durchlauf-
zeiten werden im Rahmen eines Con-
trollings ermittelt und im Benchmar-
king zwischen verschiedenen Bauäm-
tern verglichen. 
Zurück zur Wirklichkeit. In der Halle
gibt es auch ein Bistro, dass den Kun-
den kleine Speisen und Getränke an-
bietet. Seit einer Novellierung des
Gaststättengesetzes zum 1. Juli 2005
ist dafür keine Konzession mehr
nötig, wenn kein Alkohol ausge-
schenkt wird. Die Auflagen von Ge-
sundheitsamt, Hygienestelle und Ar-
beitsstättenverordnung gelten aber
trotzdem. Das heißt z.B. dass die Flie-
sen in unserer Küche rutschfest sein
müssen. Bei Gaststättenküchen mit
unter 100 Gedecken am Tag Rutsch-
klasse R11 V4. Bei über 100 Gede-
cken aber Klasse R 12 V4. Sollte un-
sere Küche im Hallenspielplatz  eher
dem Bereich Küche Kindergarten zu-
zuordnen sein, gilt die Klasse R 11.
Sind wir nur Auftau- und Anwärmkü-
che gilt nur Rutschklasse R 10. In
Kantinen gilt übrigens nur Rutsch-
klasse R 9. 
Zum Schluss sei gesagt (Stand
12.12.2005): Die Bauarbeiten sind
voll im Plan und werden in 2 Wochen
beendet sein. Die Baugenehmigung
liegt noch nicht vor. Das Darlehen
auch nicht. 

Ü Heribert Pauk

( (03471) 355-13 38

* pauk@
wi.hs-anhalt.de
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Wettbewerbschancen sichern durch Mitgliederbindung und 
Kommunikation

8. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

Am 25. Oktober 2005 kamen über 130 Praktiker, Wissenschaftler und weitere Interessier-
te in Münster zusammen, um in Referaten und Workshops über die Bedeutung von Mitglie-
derbindung und Kommunikation für Wohnungsgenossenschaften sowie Möglichkeiten der
praktischen Umsetzung zu diskutieren.

Wohnungsgenossenschaften stehen in
einem zunehmenden Wettbewerb mit
anderen Anbietern wohnungswirt-
schaftlicher Dienstleistungen. Einen
guten Ausstattungsstandard, Service
und Dienstleistungen rund ums Woh-
nen bieten auch andere, nichtgenos-
senschaftliche Wohnungs- und Immo-
bilienunternehmen. Damit ein Woh-
nungssuchender am Ende dennoch
eine Genossenschaftswohnung aus-
wählt, sind Mitgliederbindungsaktivi-
täten und eine aktive Kommunikation
mit Mitgliedern und Öffentlichkeit
notwendig. Dies war der einstimmige
Tenor der Teilnehmer des 8. Symposi-
ums „Perspektiven für Wohnungsge-
nossenschaften“, zu dem das Institut
für Genossenschaftswesen der Uni-
versität Münster (IfG) und der Ver-
band der Wohnungswirtschaft Rhein-
land Westfalen (VdW) am 25. Okto-
ber 2005 nach Münster in das umge-
staltete Hotel Mövenpick eingeladen
hatten.
Über 130 Teilnehmer – vornehmlich
aus dem Gebiet des VdW Rheinland
Westfalen, aber auch aus anderen Tei-
len Deutschlands – diskutierten bei
der Tagung unter dem Titel „Mitglie-
der gewinnen und binden – Informati-
ons- und Kommunikationsstrategien“
wie Mitglieder einerseits gewonnen

und andererseits langfristig an ihre
Genossenschaft gebunden werden
können, welche kommunikativen
Maßnahmen in diesem Rahmen not-
wendig sind und welche Dienste das
Member Value Reporting dabei leis-
ten kann. Diese Thematik wurde in
Vorträgen vorgestellt und im An-
schluss in drei Workshops intensiv
erörtert. Das Programm wurde zum
Abschluss durch Informationen zum
aktuellen Referentenentwurf zur Neu-
fassung des Genossenschaftsgesetzes
abgerundet, der wenige Tage zuvor
den verschiedenen Interessensvertre-

tern zur Kommentierung vorgelegt
worden war. 

Kommunikation ist 
wichtig

Nach einer Begrüßung der Teilneh-
mer durch Burghard Schneider, Vor-
standssprecher des VdW Rheinland
Westfalen, erläuterte Prof. Dr. There-
sia Theurl, geschäftsführende Direk-
torin des IfG Münster, die Bedeutung
von Member Value Reporting als not-
wendigem Bestandteil der genossen-
schaftlichen Kommunikationspolitik,
der die Akzeptanz der Genossenschaft
erhöhen, ihre Wettbewerbsfähigkeit

v. l. n. r.: Ute Höhfeld, Bettina Schlelein, Monika Böhm, Eric Meyer, Prof. Dr. Theresia
Theurl, Prof. Dr. Klaus Merten, Prof. Dr. Manfred Bruhn, Manfred Krause
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steigern und damit die Zukunft des
Unternehmens sichern kann. Prof. Dr.
Manfred Bruhn, Professor für Marke-
ting an der Universität Basel, betonte
in seinem Vortrag zu Mitgliederzu-
friedenheit und Mitgliederbindung
wie wichtig es sei, Beziehungsmarke-
ting zu betreiben, mit den aktuellen
bzw. potentiellen Mitgliedern in Inter-
aktion zu treten und ihre Erwartungen
zu berücksichtigen. Dazu sei es wich-
tig, ihre Perspektive einzunehmen,
um die für die Mitglieder relevanten
Qualitätsmerkmale zu verstehen, da
nur sie eine entsprechende Wertschät-
zung durch den Kunden bzw. das Mit-
glied erlangen. Weder eine Unterde-
ckung noch eine Überdeckung der ge-
wünschten Qualitätsmerkmale seien
dabei zielführend. Die Relevanz der
Kommunikation als Wettbewerbsfak-
tor hob Prof. Dr. Klaus Merten, Pro-
fessor für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Münster,
in seinem Vortrag hervor. Kommuni-
kation dürfe dabei nicht zufällig, son-
dern müsse geplant und kontinuierlich
erfolgen, um die Bekanntheit und das
Image des Unternehmens zu fördern
und nicht von einzelnen (negativen)

Nachrichten überrascht zu werden
und in Zugzwang zu geraten.

Workshops

Nach den einführenden Vorträgen
wurden die angesprochenen Themen
in drei Workshops diskutiert. Zu-
nächst wurden in den Arbeitsgruppen
kurze Impulse in Form einleitender
Vorträge gegeben. Monika Böhm,
Vorstand der Wohnungsgenossen-
schaft 1904 eG aus Hamburg, berich-
tete von den zahlreichen Aktivitäten
ihres Unternehmens zur Förderung
der Mitgliederbindung, die von Stra-
ßenfesten und Nachbarschaftstreffs
über eine Mitgliederzeitschrift bis hin
zu umfangreichen Angeboten im Be-
reich des Sozialmanagements reichen.
Sie gab damit Anregungen für Maß-
nahmen, die zur Profilbildung und zur
Attraktivitätssteigerung der Woh-
nungsgenossenschaft beitragen kön-
nen. Manfred Krause, Vorstand des
Spar- und Bauvereins Solingen eG,
berichtete in einem zweiten Workshop
über die ausführlichen Maßnahmen
wie Geschäftsbericht, Internetauftritt
oder Mitgliederzeitschrift, die sein
Unternehmen im Rahmen des Mem-

ber Value Reporting durchführt. Auf
diese Weise kann Mitgliedern und Öf-
fentlichkeit verdeutlicht werden, in
welchen Bereichen Member Value
entsteht. Maximilian Püschel, inter-
emotion AG aus Lünen, stellte Mög-
lichkeiten vor, wie durch den Einsatz
unterschiedlicher, teils überraschen-
der Kommunikationsmittel verschie-
dene Zielgruppen angesprochen wer-
den können. Den Anfangsreferaten
folgte ein intensiver, zum Teil kontro-
verser Meinungsaustausch in den Ar-
beitsgruppen. 

Referentenentwurf zur 
Novellierung des 

Genossenschaftsgesetzes

Nach Berichten aus den Workshops
folgte im abschließenden Teil der Ta-
gung eine ausführliche Information zu
den geplanten Änderungen im Rah-
men der Novellierung des Genossen-
schaftsgesetzes. Ute Höhfeld, Regie-
rungsdirektorin im Bundesjustizmi-
nisterium in Berlin, berichtete über
den am 19. Oktober vorgelegten Refe-
rentenentwurf zur Umgestaltung des
Genossenschaftsrechts sowie über
den Zeitplan, der zur Umsetzung der
Veränderungen in geltendes Recht
vorgesehen ist. Allerdings unterstrich
sie, dass nur wenige inhaltliche Ände-
rungen geplant seien, in den meisten
Fällen handele es sich hingegen ledig-
lich um sprachliche Modernisierun-
gen.

Ü Bettina Schlelein

( (0251) 83-2 28 96

* bettina.schlelein@
ifg-muenster.de

i Information
Das nächste Symposium dieser Reihe
findet am 8. November 2006 wieder in
Münster statt.

Pausengespräche
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Professor Oebbecke, Geschäftsfüh-
render Direktor des FSI, eröffnete die
Veranstaltung. Die Idee der Tagung ist
es gewesen, Forschungsergebnisse
aus beiden Instituten gemeinsam zu
präsentieren und die Fragestellungen
aus unterschiedlichen Perspektiven zu
beleuchten. Diese zeigen sich dabei
zum einen durch die unterschiedli-
chen Banksektoren, aber auch durch
die Methodik der Forschung, da die
Vortragenden jeweils Rechtswissen-
schaftler oder Ökonomen sind. Inso-
fern kann ein sehr differenzierter
Blick auf die Thematik und eine Ver-
anstaltung mit interdisziplinärem
Charakter ermöglicht werden.

Zwischen Auftrag und
Wettbewerb

Das Thema des ersten Vortragsblocks
lautete „Zwischen Auftrag und Wett-
bewerb“. Christian Thiemann, Refe-
rent am FSI, beleuchtete den öffentli-
chen Auftrag der Sparkassen, der sich
insbesondere durch den Versorgungs-
und den Wettbewerbssicherungsauf-
trag ergibt. Dabei ging Herr Thie-
mann auch auf die zum Teil geäußerte
Kritik am öffentlichen Auftrag ein,
sieht diesen jedoch letztlich aus ver-
fassungs- und europarechtlicher Sicht
legitimiert. Dirk Lamprecht, Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am IfG, stellte
daraufhin den Förderauftrag der Ge-
nossenschaftsbanken dar. Er schilder-
te die historische Entwicklung des
Auftrags und wie die Mitgliederförde-

rung unter den aktuellen Wettbe-
werbsbedingungen durch den Mem-
ber Value konkretisiert werden kann.
Beide Referenten kommen jeweils zu
dem Ergebnis, dass die Sparkassen
bzw. die Genossenschaftsbanken
nicht zwischen Auftrag und Wettbe-
werb stehen, sondern dass bei richti-
ger Interpretation und Operationali-
sierung des Auftrags Wettbewerbs-
vorteile generiert werden können.

Fusionen

Sowohl bei den Sparkassen als auch
bei den Genossenschaftsbanken fin-
den Konzentrationsprozesse statt. Der
zweite Vortragsblock widmete sich
diesen Fusionsfragen. Dr. Jörg Nigge-
meyer, von 2002 bis 2004 Referent
am FSI, berichtete über die Ergebnis-
se seines FSI-Forschungsprojekts
„Zulässigkeit und Grenzen von Spar-
kassenfusionen“. Dr. Niggemeyer
zeigte dabei die spezifische Rechtsna-
tur einer Sparkassenfusion auf und
verdeutlichte deren Komplexität am
Beispiel der Sparkasse Stralsund.
Tholen Eekhoff, Wissenschaftlicher
Mitarbeiter am IfG, präsentierte im
Anschluss die Ergebnisse seines em-
pirischen Forschungsprojektes, in
dem Genossenschaftsbankfusionen
detailliert analysiert wurden. Herr
Eekhoff konnte Erfolgsfaktoren ent-
sprechender Fusionen identifizieren
und im Rahmen seines Vortrags vor-
stellen. Frau Professor Theurl stellte
in der anschließenden Diskussion

noch einmal klar, dass sich Synergien,
die ein wesentliches Motiv für Fusio-
nen darstellen, nicht automatisch er-
geben, sondern von den Beteiligten
erarbeitet werden müssen. 

Verbundorganisation

Durch die Vorträge des dritten Blocks
wurde die Organisation und die Netz-
werkstruktur der jeweiligen Verbünde
aufgezeigt. Dr. Antje Wittmann, ehe-
mals Referentin am FSI, stellte die
Verbundorganisation der Sparkassen-
Finanzgruppe vor. Frau Dr. Wittmann
veranschaulichte die Komplexität des
Netzwerkes und stellte Koordinati-
onsmechanismen dar, die die Steue-
rung und Zusammenarbeit im Ver-
bund ermöglichen. Alexander Eim,
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am
IfG, zeigte daraufhin die Ebenen des
genossenschaftlichen FinanzVerbun-
des auf. Dabei stellte er alternative
Organisations- und Koordinations-
konzepte vor, so dass in der anschlie-
ßenden Diskussion Vor- und Nachtei-
le der jeweiligen Verbundorganisatio-
nen erörtert werden konnten. 

Podiumsdiskussion

Den Abschluss der Veranstaltung bil-
dete eine Podiumsdiskussion unter
der Leitung von Professor Dr. There-
sia Theurl. Zu den Diskutanten zähl-
ten neben Friedel Fleck und Dr. Klaus
Wienberg, die den RWGV bzw. den
WLSGV vertreten, Dr. Sören Chris-
tensen und Anno Lederer. Dr. Sören

Perspektiven für Sparkassen und Genossenschaftsbanken

Fachtagung des IfG und des Freiherr-vom-Stein-Insituts

Das IfG und das Freiherr-vom-Stein-Institut (FSI) haben am 17. Oktober 2005 eine Fach-
tagung zum Thema „Perspektiven für Sparkassen und Genossenschaftsbanken“ durchge-
führt. An der Tagung nahmen zahlreiche Praktiker der Sparkassenorganisation und der Ge-
nossenschaftsbanken sowie interessierte Wissenschaftler teil. 
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Christensen ist stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der Deutschen
WertpapierService Bank AG (dwp
Bank), die aus einer ersten sektor-
übergreifenden Fusion hervorgegan-
gen ist. Anno Lederer ist Vorstands-
vorsitzender der GAD eG, einem von
zwei IT-Dienstleistern im genossen-
schaftlichen FinanzVerbund. 
Dr. Christensen beleuchtete die Erfah-
rungen mit der in der Wertpapierent-
wicklung praktizierten Kooperation.
Im Rahmen der Fusionen, die zur dwp
Bank führten, habe man erlebt, dass
Aufgaben nur ungern abgegeben wer-
den, da schwindende Einflussnahmen
befürchtet wurden. Gefragt werden
müsse aber, ob man Vorteile für die
jeweiligen Kunden generieren könne,
die im Mittelpunkt der Bestrebungen
der dwp Bank stehen. In Bezug auf
kulturelle Unterschiede in den Ver-
bünden konstatierte Dr. Christensen
gewisse Schwierigkeiten in der Kom-
munikation, die nicht zuletzt auf die
Verwendung unterschiedlicher Be-
grifflichkeiten zurückzuführen sind:
„Wir haben ein Jahr gebraucht, um
uns zu verstehen“. 
Auch im IT-Bereich werden sektor-
übergreifende Kooperationen für
möglich gehalten. Anno Lederer be-
tonte den hohen Stellenwert der IT-
Dienstleistungen im heutigen Bank-
geschäft. Die Informationstechnolo-
gie ist zwar kein Selbstzweck, son-
dern ein Instrument, aber „ohne IT
geht nichts mehr“. Der Konsolidie-
rungsdruck kann zu weiteren Fusio-
nen, aber auch zur Zusammenarbeit
mit den Sparkassen führen. Mit der
FIDUCIA IT AG, dem zweiten großen
IT-Anbieter im genossenschaftlichen
FinanzVerbund, werden seit geraumer
Zeit entsprechende Gespräche ge-
führt. Letztlich sei dies aber durch die
Eigentümer zu entscheiden. Auch
Herr Fleck und Dr. Wienberg sehen

Kooperationsmöglichkeiten im IT-
Bereich und darüber hinaus. Grund-
sätzlich ist eine Zusammenarbeit bei
allen Back-Office-Tätigkeiten mög-
lich, der Wettbewerb bei den Endkun-
den muss aber gewahrt bleiben. Fleck
hielt insbesondere eine Zusammenar-
beit im Zahlungsverkehr und bei der
Interessenvertretung gegenüber den
politischen Entscheidungsträgern für
sinnvoll. So kann beispielsweise zu-
sammen eine Überregulierung durch
Brüssel bezüglich Basel II verhindert
werden. 
Herr Fleck und Dr. Wienberg betonten
den hohen Stellenwert der weichen
Steuerungsfaktoren in einem Finanz-
verbund, wie sie durch Vertrauen und
Reputation gegeben sind. Dr. Wien-
berg stellte heraus, dass Spielregeln

ohne Vertrauen nicht funktionieren
und umgekehrt. Dies sei auch bei der
Arbeitsaufteilung zwischen Landes-
banken und Sparkassen zu beachten,
die in letzter Zeit zu Irritationen ge-
führt hat. Aber auch Herr Fleck be-
mängelte, dass das Vertrauen im ge-
nossenschaftlichen FinanzVerbund in
letzter Zeit gelitten habe und die Ver-
bände die Primärbanken im Entschei-
dungs- und Willensbildungsprozess

besser integrieren müssen. Abschlie-
ßend fragte Professor Theurl die Ver-
bandsvertreter was man voneinander
lernen könne. Dr. Wienberg konsta-
tierte einen gewissen Neid, da der ge-
nossenschaftliche Finanzverbund in
der Verbundorganisation und speziell
in der Zentralbankfrage weiter sei.
Umgekehrt stellte Herr Fleck fest,
dass man auch von den Sparkassen
eine Menge lernen kann. Dies zeigt
sich in den besseren Kostenstrukturen
und den hohen Marktanteilen der
Sparkassen. Professor Theurl dankte
den Teilnehmern für die offene Dis-
kussion. In beiden Sektoren besteht
eine gute Basis. Es sei jedoch notwen-
dig klar zu definieren, wofür man
stehe. Nur so lässt sich eine Strategie
für das gesamte Netzwerk entwickeln,

die dann intern und extern kommuni-
ziert werden kann. Besonders wichtig
ist dabei, dass gute betriebswirtschaft-
liche Ergebnisse erzielt werden. 
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Wie auch in den vorangegangenen Se-
mestern hat das Institut für Genossen-
schaftswesen zu Beginn der Vorle-
sungszeit alle am Wahlfach Unterneh-
menskooperation Interessierten sowie
die bereits Studierenden dieses

Schwerpunkts zu einem Kennenlern-
abend in das Institut eingeladen.
Auf zum bayerischen Abend hieß es
deshalb am 27. Oktober, denn dies
war das Motto des traditionellen Ken-
nenlernabends. Mit diesem Abend

bieten Frau Prof. Theurl und die Mit-
arbeiter des Institutes schon seit vie-
len Semestern die Möglichkeit, sich
sowohl über das Wahlfach Unterneh-
menskooperation zu informieren als
aber auch gleichzeitig die verantwort-
lichen Dozenten und Betreuer kennen
zu lernen. Bestimmend für die infor-
melle Atmosphäre des Kennenlern-
abends ist es, dass neben den Mitar-
beitern des Institutes auch ehemalige
Studenten des Wahlfaches für alle
Fragen zu diesem Schwerpunkt bereit
stehen. So sind es sicher nicht nur die
vielen dargebotenen kulinarischen
Spezialitäten aus Bayern geblieben,
die an diesem Abend als neue Erfah-
rung von den zahlreich erschienenen
Gästen mitgenommen werden konn-
ten. Insbesondere haben die Mitarbei-
ter neben Beantwortung der Fragen
zum Schwerpunkt auch über aktuelle
Entwicklungen bei den Forschungs-
aktivitäten des Instituts und der zu-
nehmenden Bedeutung von Unterneh-
menskooperationen in der Praxis be-
richten können. Denn neben der rei-
nen Forschung bemüht sich das Insti-
tut stets um einen Transfer von For-
schungsergebnissen in die Praxis und
einer wechselseitigen Ergänzung mit
dieser. Studierende und Interessierte
des Wahlfachs hatten somit auch Ge-
legenheit, sich über die breit gefächer-
ten Berufsperspektiven informieren
zu können, die sich einem Studium in
diesem Bereich anschließen.

Der Kennenlernabend konnte so ein-
mal mehr weit über die ursprüngliche
Zielsetzung, Informationen über In-
halte und Aktualität des Schwerpunkt-
faches in lockerer Umgebung zu ver-
mitteln, hinaus wirken. Sowohl für

die Studierenden als auch für die Mit-
arbeiter des Instituts ist diese Veran-
staltung schon längst zu einer festen
Institution geworden, an der ange-
sichts des großen Zuspruchs auch in
Zukunft festgehalten wird.

Kennenlernabend

Bayerischer Abend in Münster

Der IfG Kennenlernabend konnte sich erneut über zahlreiche Besucher sowie einer großen
Zufriedenheit erfreuen

Ü Alexander Wesemann
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* alexander.wesemann@
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Insgesamt nahmen an der Konferenz
über 600 Teilnehmer aus 52 Ländern
teil, die im Rahmen diverser Work-
shops einen kurzen Eindruck ihrer ak-
tuellen Forschung rund um das
Thema der Globalen Wirtschaft wie-
dergaben.

Den Auftakt der Konferenz gestaltete
Prof. Friedrich Schneider, Johannes
Kepler Universität Linz, Österreich,
mit einem Vortrag, der die Problema-
tik der Schattenwirtschaft thematisier-
te. Beeindruckend zeigte er einen Ver-
gleich der Entwicklung der Schatten-
wirtschaft von 145 Ländern zwischen
den Jahren 1999 und 2004. Zwei wei-
tere Reden von Prof. Micheal Wi-
ckens, University of York UK, und
Prof. Takashi Hikino, Kyoto Univer-
sity und Tokyo University Japan, über
die Messung fiskalischer Nachhaltig-
keit sowie den Zusammenhang zwi-
schen Unternehmensorganisation und
wirtschaftlicher Entwicklung sorgten
beim anschließenden „Welcome
Lunch“ für eine ausreichende Diskus-
sionsgrundlage.
Die folgenden drei Konferenztage
wurden durch 80 Workshops ab-

wechslungsreich ausgefüllt. Themati-
siert wurden eine Vielzahl von For-
schungsbereichen: von Organisations-
kulturen bis hin zu Einzelaspekten des
Finanzmarktes. 
Die Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen war ein zentrales Thema, das

im Mittelpunkt vieler Workshops war.
Es wurden Erfolgsfaktoren sowie die
neuesten globalen Trends diskutiert,
die neue Herausforderungen für die
Nachhaltigkeit der Wettbewerbsfähig-
keit implizieren. Julia Trampel, Mitar-
beiterin des IfG, moderierte einen
Workshop, der sich mit dieser Thema-
tik befasste. Im Workshop „Knowled-
ge Management & Technological In-
novation“ diskutierten Teilnehmer
über die Prozessmodellierung, den
Wissensfluss in modularen Netzwer-
ken und Produktionsstrategien vor
dem Hintergrund des zunehmenden
Offshoring-Trends in der Wissensgse-
sellschaft. Dabei waren insbesondere
zahlreiche Teilnehmer aus osteuropäi-
schen Ländern vertreten, die als Off-
shoring-Destination gelten. Sie gaben
eindrucksvoll Erfahrungen wieder,
wie osteuropäische Firmen mit dem

regen Zustrom an Offshoring-Projek-
ten in den letzten Jahren umgegangen
sind. So stellt beispielsweise der Aus-
bau der Sprachkenntnisse der Mitar-
beiter einen Fokus für viele Provider
Firmen dar. Eine gemeinsame Sprach-
basis festigt zwischenbetriebliche Be-
ziehungen und ist essentiell für die
Bildung von Vertrauen zwischen den
Partnern. Nur in stabilen Beziehungen
kann Wissen effizient übertragen, ge-
teilt und gemeinsam aufgebaut wer-
den. Es fand insgesamt ein reger Er-
fahrungsaustausch statt und weitere
Forschungsfelder wurden angeregt.
Auch Tobias Heinrich, Mitarbeiter
des CAWM der Universität Münster,
stellte im Rahmen des Workshops zu
Wachstumsmodellen seine aktuelle
Arbeit vor. Sein Vortrag beinhaltete
eine kritische Würdigung einiger öko-
nometrischer Arbeiten, die wirtschaft-
liches Wachstum modellieren.
Im nächsten Jahr wird die zweite in-
ternationale Konferenz unter Leitung
der Yasar Universität stattfinden. Der
„Call for Paper“ sowie erste Informa-
tionen sind bereits unter http://confe-
rence2006.yasar.edu.tr/ abrufbar.
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International Conference on Business, Management and 
Economics in a Changing World

Yasar Universität, Izmir, Türkei

Vom 16. bis 19. Juni 2005 fand, organisiert von der Yasar Universität in Cesme, Türkei,
eine Konferenz statt, die die betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche Forschung
unter dem Thema der Dynamik des globalen Wirtschaftsgeschehens vereinte.

,
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Netzwerkmanagement*

Die Bedeutung von IT

Netzwerke sind eine ebenso innovative wie flexible neue Organisationsform, die Unterneh-
men zahlreiche Vorteile bieten kann. Ermöglicht werden sie vermehrt durch neue Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien. Umso wichtiger wird nun auch das Management
von Netzwerken.

Netzwerke finden sich in vielen Zu-
sammenhängen – sei es das Spinnen-
netz oder das Liniennetz der U-Bahn-
Linien einer Stadt. Ebenso können
sich jedoch auch Unternehmen als
Netzwerke organisieren und zusam-
menwirken. Die Netzknoten sind
dann diese kooperierenden Unterneh-
men, die Netzlinien symbolisieren
den Austausch zwischen den Unter-
nehmen. Dieses können Produkte,
Dienstleistungen, aber auch Informa-
tionen sein. Da Informationen auch
eine wesentliche Rolle bei der Spezi-
fikation von Produkten und Dienst-
leistungen spielen, ist es offensicht-
lich, dass die Fortschritte in den Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien bei der Gestaltung und Or-
ganisation von Netzwerken notwen-
dig sind, da erst durch sie eine Prozes-
sierung komplexerer Datenstrukturen
möglich wird und damit auch komple-
xere Beziehungen erfolgreich umge-
setzt werden können.
In einem Netzwerk können Unterneh-
men projektartig und schnell zusam-
menwirken. Für jedes neue Projekt
oder auch Produkt können die Partner
nach Bedarf zusammengestellt wer-
den und damit eine ebenso schnelle
wie kundengerechte Lösung anbieten,
vorausgesetzt, dass die Informations-
und Kommunikationsstrukturen zwi-
schen den Netzwerkteilnehmern rich-
tig funktionieren. Hierzu ist es nötig,
die benötigten Informationen und Da-
tenstrukturen in der Netzwerkkoope-

ration hinreichend zu spezifizieren
und auch die Produktionsprozesse der
Unternehmen an diesen zu orientie-
ren, um einen Informationsverlust,
der notwendigerweise mit einem Qua-
litätsverlust verbunden ist, zu vermei-
den. Eine Abstimmung der Informati-
onsverarbeitung des Unternehmens
mit den Informationsanforderungen
des Netzwerks ist deshalb eine we-
sentliche Voraussetzung für ein funk-
tionierendes Unternehmensnetzwerk.
Da die Unternehmen in einem solchen
Netzwerk zwar einerseits eigenstän-
dig, andererseits jedoch auch aufei-
nander angewiesen sind, sind ferner
Spielregeln des Verhaltens für die
Netzwerkteilnehmer zu etablieren.
Sie dienen insbesondere dazu die
Qualität und Kosteneffizienz des ge-
meinsam erstellten Produkts zu ge-
währleisten und müssen deshalb auch
entsprechende Sanktionsmöglichkei-
ten anbieten. Problematisch sind diese
dann, wenn ein Netzwerkteilnehmer
eine dominierende oder monopoliti-
sche Stellung einnimmt, so dass er
nicht sanktionsfähig ist, ohne die
Funktionsfähigkeit des Netzwerkes zu
gefährden. Dieses kann z.B. durch die
Integration von netzwerkinternen
Konkurrenten verhindert werden.
Als wesentliche Vorteile einer Netz-
werkorganisation können identifiziert
werden:
– Lokale Verankerung: Es wird den
Unternehmen ermöglicht, ihre lokale
Verankerung zu bewahren, ohne die

Vorteile eines größeren Unterneh-
mens zu verlieren.
– Individuelle Lösungen: Durch das
Zusammenwirken der verschiedenen
Unternehmen können insbesondere
kundengerechte Lösungen konzipiert
werden, da nach Bedarf Netzwerkteil-
nehmer aktiviert werden können.
– Komplementäre Kernkompeten-
zen: Die Netzwerkteilnehmer ergän-
zen sich in ihren Kompetenzen.
– Virtuelle wirtschaftliche Größe: Im
Netzwerk bleibt das einzelne Unter-
nehmen klein, realisiert jedoch über
das Netzwerk virtuell eine wirtschaft-
liche Größe.
Die revolutionären Entwicklungen in
den Informations- und Kommunikati-
onstechnologien erlauben es, diese
Vorteile zu nutzen und damit auch
kleine Betriebe und Unternehmen er-
folgreich im Markt zu etablieren. Es
ist deshalb auch die Tendenz zu beob-
achten, dass sich große Konzerne de-
zentralisieren, um damit netzwerkarti-
ge Strukturen nachzubilden und deren
Vorteile zu nutzen. Manche Autoren
sprechen deshalb auch von einer „De-
mokratisierung“ der Unternehmen. 

*Vortrag anlässlich des Hochschulta-
ges für Schüler am 3. November 2005.
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Der Rat der Europäischen Union,
auch kurz Ministerrat genannt, spielt
auch nach den Reformen des Vertrags
von Nizza und den vorgesehenen
Neuerungen der EU-Verfassung eine
zentrale Rolle in der Rechtsetzung der
Europäischen Union. Dies ändert
auch die Stärkung des Europäischen
Parlaments durch eine vermehrte Ent-
scheidung im Mitentscheidungsver-
fahren nicht, da zugleich in der Euro-
päischen Verfassung auch zahlreiche
neue Entscheidungen in anderen Ver-
fahren integriert wurden. So werden
in der EU-Verfassung 85 Bereiche im
Mitentscheidungsverfahren entschie-
den (+ 30 gegenüber dem Vertrag von
Nizza), während weiterhin 46 im
Konsultationsverfahren (+ 2) und 145
in anderen Verfahren (+ 22) abgewi-
ckelt werden. In den meisten Fällen
(156 in der EU-Verfassung) entschei-
det der Ministerrat dabei mit qualifi-
zierter Mehrheit, in nur 78 Fällen ist
Einstimmigkeit erforderlich.

Definition qualifizierte
Mehrheit

Die Dominanz von Ratsentscheidun-
gen mit qualifizierter Mehrheit wirft
erstens die Frage auf, wie diese defi-
niert ist, und zweitens, welche Macht-
verteilung aus dieser so definierten

qualifizierten Mehrheit resultiert. Die
Gestaltung der qualifizierten Mehr-
heit hat in der Europäischen Union
eine lange Geschichte. Im wesentli-
chen wird sie durch zwei Faktoren be-
stimmt: 
1. die Stimmengewichtung und
2. das Mehrheitsquorum. 
Typischerweise lag (und liegt) die
Stimmenzahl der großen Länder unter
ihrem Bevölkerungsanteil und jener
der kleinen über dem Bevölkerungs-
anteil, so dass deren Stimmen über-
proportional gewichtet werden. Im
Vertrag von Nizza wurden den großen
Ländern (Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Italien) je 29
Stimmen (von 321) zugeordnet, Spa-
nien und Polen erhielten je 27, um sie
von den großen Ländern zu differen-
zieren. Es folgt eine Gruppe mittel-
großer Länder mit 10 bis 13 Stimmen,
gefolgt von den kleinen Ländern mit
je 7 Stimmen und den ganz kleinen
Staaten mit 3 bzw. 4 Stimmen. Ver-
wirrend sind allerdings die Formulie-
rungen zum Mehrheitsquorum. Nach-
dem zunächst beabsichtigt war, dieses
zur Vereinfachung der Entscheidungs-
findung abzusenken, wurde es doch
von 71,2 % (EU-15) auf nun 72,3 %
erhöht (EU-25, Nizza). Der Vertrag
selbst erlaubt sogar eine Erhöhung auf

bis zu 73,4 %, was der ursprünglichen
Zielsetzung komplett zuwider läuft.
Erstmalig wurde im Vertrag von
Nizza jedoch auch ein Bevölkerungs-
quorum eingeführt, um den Forderun-
gen der größeren Staaten – und hier
insbesondere Deutschlands – nach
mehr Gewicht im Entscheidungspro-
zess gerecht zu werden. Danach ist
auf Antrag für eine Entscheidung mit
qualifizierter Mehrheit eine Bevölke-
rungsquorum von 62 % nötig, d.h. nur
eine Mehrheit von Ländern, die 62 %
der EU-Bevölkerung hinter sich ver-
eint, führt zur Annahme des Rege-
lungsvorschlags. Dieses neue Bevöl-
kerungsquorum führte zwar nur zu
einem leichten Machtgewinn für
Deutschland, wenn es um die Kon-
struktion einer Mehrheit geht, jedoch
kann die Bundesrepublik einen hohen
Machtzuwachs bei der Blockade von
Vorschlägen verzeichnen.

Qualifizierte Mehrheit in
der EU-Verfassung

Die EU-Verfassung reformierte die
qualifizierte Mehrheit erneut – und
zwar radikaler als je zuvor. Zwar wer-
den in einer Interimsregelung die Be-
stimmungen des Vertrags von Nizza
bis 2009 beibehalten, danach jedoch
werden die Stimmgewichte komplett

Vorträge
Eric Meyer

Entscheidungsmacht im Rat der Europäischen Union*

Mit dem Vertrag von Nizza und dem Entwurf einer Europäischen Verfassung ändert sich
auch die Stimmverteilung im Rat der Europäischen Union, der nach wie vor eine zentrale
Rolle im europäischen Rechtsetzungsprozess einnimmt. Hiervon ist auch die Macht der
einzelnen Staaten betroffen, wobei die konstruktive Macht und die Blockademacht unter-
schiedlich betroffen sind.
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abgeschafft. Eine Mehrheit gilt dann
als erreicht, wenn ein Bevölkerungs-
quorum von 65 % erfüllt ist und 55 %
der EU-Länder für einen Vorschlag
stimmen. Ursprünglich war sogar nur
ein Bevölkerungsquorum von 60 %
vorgesehen, was jedoch wieder fallen
gelassen wurde. In der Verfassung ist
auch eine widersprüchliche Formulie-
rung enthalten, die das Länderquorum
auf mindestens 15 Länder setzt, was
einem Länderquorum von 60 % ent-
spricht. Faktisch wurden damit die
Stimmgewichte den Bevölkerungsan-
teilen angepasst.

Die Messung der Macht

Die Messung von Macht in Abstim-
mungssystemen ist wissenschaftlich
hochgradig kontrovers. Auf diese Dis-
kussion soll an dieser Stelle jedoch
nicht weiter eingegangen werden. Für
eine einfache Betrachtung der Macht-
verteilung lässt sich der sog. Normali-

sierte Banzhaf-Index verwenden, des-
sen Logik sehr intuitiv ist. Um Macht
ausüben zu können, muss man glaub-
haft drohen können. Dieses ist dann
der Fall, wenn ein Mitglied einer Ge-
winnerkoalition diese durch sein Ver-
lassen zu einer Verliererkoalition ma-
chen kann, d.h. dieses Mitglied ist

entscheidend für den Erfolg der Ko-
alition. Ein Staat der EU ist demnach
umso mächtiger, in je mehr Koalitio-
nen er genau dieser entscheidende
Spieler ist. Der normalisierte Banz-
haf-Index zählt nun alle Koalitionen,
in denen ein Staat diese entscheidende
Position einnimmt und dividiert sie
durch die Gesamtzahl aller möglichen
Koalitionen.

Veränderung der 
Abstimmungsmacht

Mit diesem Instrumentarium lassen
sich nun die Machtveränderungen im
Ministerrat beurteilen. In Hinblick auf
die Macht bei der Konstruktion einer
Koalition führt das 65 %-Quorum nur
zu einer marginalen Änderung der

Macht der Bundesrepublik, jedoch
verlieren die anderen großen Länder
erheblich an Einfluss. Dieser Verlust
geht zu Gunsten der kleinen Länder.
Betrachtet man hingegen die Blocka-
demacht, so reduziert sich auch der
Einfluß Deutschlands und der anderen
großen Länder massiv. Auch hier ge-
winnen insbesondere die kleinen und
mittleren Länder.
Verantwortlich hierfür sind verschie-
dene Effekte, die in ihrer Wirkung nur
schwer zu isolieren sind. Einerseits
verlieren die kleinen Länder an Ein-
fluss durch die Abschaffung separater
Stimmgewichte, andererseits haben
diese einen erheblichen Machtgewinn
dadurch zu verzeichnen, dass nun
jedes Land eine Stimme hat (55 % der
Mitglieder bzw. 15 von 25 Mitglie-
dern), so dass sie in zahlreichen Ko-
alitionen das Zünglein an der Waage
spielen. 
*Gekürzte Zusammenfassung eines
Vortrags anlässlich der ICN Summer
School "Europe and its Particularity"
in Nancy (Frankreich) am 5. Juli
2005.
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Entscheidungsmacht konstruktiv
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Die Reform der Gemeinsamen Agrar-
politik (GAP) in Europa aber auch die
Verhandlungen im Rahmen der WTO
stellen die Agrarwirtschaft in Europa
vor neue Herausforderungen. Diese
unterscheiden sich natürlich nach den
Landwirtschaftssektoren und den ver-
schiedenen Wertschöpfungsstufen, in
denen ein Unternehmen tätig ist.
Wenn hier eine allgemeine Antwort
verlangt ist, wie solchen Herausforde-
rungen begegnet werden kann, ohne
die genossenschaftliche Identität zu
verlieren, so kann nur eine Methode
bzw. eine Handlungsanweisung die
Lösung sein, die auf alle landwirt-
schaftliche Bereiche anwendbar ist. 

Die Herausforderungen

Insgesamt können sechs verschiedene
Herausforderungen identifiziert wer-
den, vor denen die Agrarwirtschaft
steht.
1. Vermachtung im Lebensmittel-
markt: Die fünf größten Lebensmittel-
handelsketten (Metro, Rewe, Edeka,
Aldi, Lidl) zeichnen mittlerweile für
zwei Drittel des Umsatzes im Lebens-
mittelhandel verantwortlich. Diese er-
hebliche Marktmacht hat zu einem er-
heblichen Druck auf die Lebensmit-
telpreise geführt. Historisch ist dieses
ein Rückschritt, da sich ländliche Be-
triebe einst zusammengeschlossen
haben, um genau so einer Machtposi-
tion und der damit verbundenen Ab-
hängigkeit zu entkommen, wie sie

jetzt auf höherer Ebene wieder aufge-
baut wird.
2. Importschutz fällt:  Mit dem suk-
zessiven Abbau des Importschutzes
im Rahmen der Verhandlungen der
WTO gleichen sich die EU-Preise zu-
nehmend dem Weltmarktniveau an,
woraus ein weiterer Preisdruck resul-
tiert, der momentan noch durch eine
wachsende Nachfrage in Südostasien
teilkompensiert werden kann. Letzt-
lich bedeutet ein geringer Import-
schutz eine „politische Normalisie-
rung“ des Agrarsektors, in dem nun
politische Experimente nicht mehr
über die Agrarpreise abgefedert wer-
den können.
3. Entkopplung und Direktzahlungen:
Die Entkopplung der Subventionen
von der Produktion wird zu einer Di-
versifikation in der Produktion füh-
ren, da nun keine Bindung der Zah-
lungen an Marktordnungsfrüchte
mehr gegeben ist, und wird zudem
eine Beschleunigung des Struktur-

wandels hin zu größeren Einheiten als
Konsequenz haben. Dem einzelnen
Betrieb kommt damit eine größere
Verantwortung zu.
4. Rückverfolgung: Die EU-Verord-
nung EG/178/2002 zur Rückverfol-
gung bei Lebensmitteln ist mit hohen
Anforderungen an die Informations-
verarbeitung und die entsprechenden
IT-Systeme verbunden, was insbeson-
dere kleinere Betriebe überfordern
kann.
5. Gentechnik: Regulatorische Be-
schränkungen bei gentechnisch verän-
derten Produkten kann zu preislichen
und qualitativen Wettbewerbsnachtei-
len gegenüber ausländischen Anbie-
tern führen.
6. Cross compliance: Die Bestim-
mungen zur cross compliance bieten
die Gefahr, dass es zu Mehrfachregu-
lierungen kommen kann. Die entspre-
chenden Maßnahmen sind insbeson-
dere mit einem hohen Administrati-
onsaufwand verbunden.
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Kooperationen in der Agrarwirtschaft*

Das Parlament in Straßburg

Die Agrarwirtschaft befindet sich momentan in einer Phase schwerer Umbrüche, die für alle
Unternehmen der Wertschöpfungskette große Herausforderungen darstellen und die auch
gerade für Genossenschaften wesentlich sind. Es ergibt sich damit die Frage, wie diesen
Herausforderungen begegnet werden kann, ohne die genossenschaftliche Identität preis-
zugeben.



Zuordnung der 
Herausforderungen

Es ist nun zu klären, wen diese ge-
nannten Herausforderungen beson-
ders betreffen. Hierzu ist die agrar-
wirtschaftliche Wertschöpfungskette
vom Bezug und der Produktion, den
Vertrieb dieser Produktion über die
Produktveredlung bis hin zum Ver-
trieb an den Lebensmittelhandel zu
analysieren und deren Schritte den or-
ganisatorischen Einheiten zuzuord-
nen, wie dieses in der Abbildung ge-
schehen ist. Es kann dann versucht
werden, die Herausforderungen den
einzelnen Wertschöpfungsschritten
zuzuweisen und damit auch zu identi-
fizieren, wen diese besonders treffen.
Weitreichende Konsequenzen über
die gesamte Wertschöpfungskette hat
natürlich die Rückverfolgung, da
diese den gesamten Produktions- und
Vertriebsbereich erfasst. In ähnlicher
Weise betrifft die Minderung des Im-
portschutzes die gesamte Kette, die
dann Konsequenzen für die gesamte
Agrarpolitik haben kann. Nur der
Handel wird aufgrund der Auswei-
tung der Bezugsoptionen hiervon pro-
fitieren. Die Vermachtung der Märkte
hat massive Konsequenzen für die
Vertriebsgenossenschaften, deren Ab-
nehmerzahl sinkt und die damit einem
Margendruck ausgesetzt sind, der

letztlich auch an ihre Mitglieder und
damit die Produzenten weitergegeben
wird. Gentechnik, Cross compliance
und Zahlungsentkopplung betrifft vor
allem die landwirtschaftlichen Betrie-
be, so dass diese Hauptleidtragende
der Umbrüche in der Agrarwirtschaft
sind.

Kooperation als Lösung

Die Stärke der Genossenschaften ist
ihre über die Mitgliedschaft gegebene
lokale Verankerung. Diese gilt es pro-
duktiv weiter zu entwickeln. Lokal
besitzen die Mitglieder ein erhebli-
ches Wissen über die sie umgebende
Landschaft und ihre Tragkraft und
wie die Böden am besten und effizien-
testen bewirtschaftet werden können.
Es gilt deshalb, diese Vorteile konse-
quent zu nutzen und auszubauen. Da
zugleich die Hauptlast – wie gezeigt –
auf den landwirtschaftlichen Betrie-
ben liegt, müssen diese entlastet wer-
den, um sich auf den Kern ihrer Tätig-
keit konzentrieren zu können.
Die Kooperation als genossenschaftli-
cher Urgedanke bietet sich hierfür an.
Die Entlastung der Betriebe in der
(wachsenden) Administration (Ent-
kopplung, Rückverfolgung, cross
compliance) kann entweder vertikal
durch neuartige Dienstleistungange-
bote der landwirtschaftlichen Genos-

senschaften für ihre Mitglieder oder
durch die horizontale Kooperation der
Betriebe miteinander z.B. durch Be-
sorgungsverträge geschehen. Ähnlich
kann die Kooperation der Vertriebsge-
nossenschaften ein sinnvolles Mittel
sein, um der Marktmacht im Lebens-
mitteleínzelhandel zu begegnen.
Erfolgreiche Kooperationen setzen je-
doch immer ein gründliches Koopera-
tionsmanagement voraus. In dessen
ersten Schritt ist stets zu untersuchen,
was die eigentliche Kerntätigkeit des
Betriebes ist und welche Schritte aus-
gelagert werden können – sprich: eine
detaillierte Wertschöpfungsanalyse.
Im vorliegenden Fall bedeutet dieses,
genau zu untersuchen, was der land-
wirtschaftliche Betrieb herstellt und
welche Teilprozesse insbesondere in
der Verwaltung von diesem ausgela-
gert werden können. Dieses erfordert
eine besonders genaue Analyse der
Informationsanforderungen und In-
formationsflüsse, da diese für die Ad-
ministration wesentlich sind. Nach
dieser Analyse kann in weiteren
Schritten die Kooperation initialisiert
werden. Während der Kooperation ist
diese aktiv zu managen, indem die In-
formations- und Produktflüsse genau
überwacht werden, um deren Produk-
tivbeitrag bemessen zu können.
*Gekürzte Fassung eines Vortrages
anlässlich des Kongresses der euro-
päischen Landwirte „Die Europäi-
sche Landwirtschaft in der Welt“ von
COPA-COGECA am 18. Oktober
2005 in Straßburg.
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Herausforderungen für
den Mittelstand

Der Druck auf den Mittelstand hat
sich in der jüngeren Vergangenheit
gewaltig erhöht. Der Wettbewerb
durch große internationale Anbieter
führt zu einem erheblichen Kosten-
druck. Diesem Kostendruck kann nur
durch zwei Strategieoptionen entge-
gengewirkt werde. Man kann sich auf
den Kostenwettbewerb einlassen und
versucht, eine Kostenstrategie zu
etablieren. Dann ist es zwingend
nötig, entsprechende Größenvorteile
zu realisieren, was mittelständischen
Unternehmen alleine – wegen ihrer
Größe – kaum gelingen kann. Oder
man versucht, eine Nischenstrategie,
die sich auf Spezialprodukte oder eine
besondere Qualität stützt, zu etablie-
ren. Allerdings führen neue Technolo-
gien zunehmend dazu, dass Customi-
zation auch von Volumenanbietern
angeboten werden kann, so dass die-
ses nicht mehr eine typische Strategie
für mittelständische Unternehmen
bleibt. Hinzu kommen eine steigende
Komplexität in der Fertigung von
Produkten und damit eine verstärkte
Abhängigkeit von Vorlieferanten und
eine fortschreitende Internationalisie-
rung, die sich insbesondere durch die
Osterweiterung noch verstärkt hat.
Die Abdeckung dieser neuen Märkte
und die Möglichkeit, diese zu bedie-
nen und damit Größenvorteile zu ge-

nerieren, ist gerade für kleine und mit-
telständische Unternehmen schwierig.
Demgegenüber stehen die Wettbe-
werbsvorteile des Mittelstandes.
Durch ihre geringere Größe sind die
Unternehmen sehr viel flexibler und
können besser auf Veränderungen im
Markt reagieren. Sie haben insbeson-
dere auch eine bessere Marktkenntnis,
die sie schnell produktiv umsetzen
können. Außerdem sind Engagement
und Einbindung der Mitarbeiter in
kleineren Unternehmen besser, was
Produktivitätsgewinne bedeutet.

Kooperation im 
Mittelstand

Damit stellt sich die Frage, wie der
Mittelstand diese Vorteile bewahren
kann und gleichzeitig die Herausfor-

derungen bewältigen kann. Koopera-
tionen bieten eine Möglichkeit, die
Vorteile des Mittelstandes zu bewah-
ren, zugleich jedoch auch organisato-
rische Antworten auf die oben ge-
nannten Herausforderungen zu fin-
den. Viele mittelständische Unterneh-
men verfügen heute bereits über Er-
fahrungen mit Kooperationen (siehe
Abbildung 1). Dabei fällt allerdings
auf, dass insbesondere größere mittel-
ständische Unternehmen mit mehr als
50 Beschäftigten über Kooperations-
erfahrung verfügen. Dieses steht im
Widerspruch zu der Tatsache, dass
Kooperation gerade bei kleineren Un-
ternehmen positive Ergebnisse zeiti-
gen können. Schwerpunktmäßig sind
Kooperationen in den Branchen des
Dienstleistungsbereichs (42,7 %) und
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Kooperation – ein Erfolgsfaktor für den Mittelstand*

Der Mittelstand steht vor zahlreichen wirtschaftlichen Herausforderungen, die sich insbe-
sondere aus einer Intensivierung des Wettbewerbs ergeben. Kooperationen bieten gerade
für mittelständische Unternehmen eine Möglichkeit, sich diesen Herausforderungen erfolg-
reich zu stellen. Hierfür ist es jedoch notwendig auch ein Kooperationsmanagement in das
eigene Unternehmen zu integrieren.

Abbildung 1: Anteil von Unternehmen mit Kooperationen



im verarbeitenden Gewerbe (32,7 %)
angesiedelt. Generell wird die Bedeu-
tung von Kooperation als steigend be-
trachtet. Über 50 % der Unternehmen
sehen die Bedeutung von Kooperatio-
nen in Zukunft ansteigen. Immerhin
noch etwa 40 % halten sie zumindest
für unverändert.
Fragt man nach den Gründen für Ko-
operationen, so stehen Marktaspekte
im Vordergrund. 35 % der Befragten
des ENSR Enterprise Surveys 2003
nannten den Zugang zu neuen Märk-
ten als Hauptgrund für Kooperatio-
nen, weitere 31 % schaffen sich durch
Kooperation breitere Beschaffungs-
möglichkeiten. Produktionsgründe
(Zugang zu Know-how, zusätzliche
Produktionskapazität oder geringere
Kosten) folgen auf den Plätzen. Be-
merkenswerterweise stehen für klei-
nere Unternehmen Marktaspekte im
Vordergrund, während für große Un-
ternehmen eher Produktionsaspekte
wichtig sind. (siehe Abbildung 2)

Kooperationsmanagement

Kooperationen sind jedoch keine
Selbstläufer. Vielmehr muss die Auf-
gabe des Kooperationsmanagements
als eigenständige Managementaufga-
be verstanden werden. Von grundle-
gender Bedeutung ist dabei die
Kenntnis des eigenen Wertschöp-
fungsprozesses. Um überhaupt ko-
operationsfähig zu werden, muss der

eigene Wertschöpfungsprozess detail-
liert analysiert werden. Dabei gilt es
einerseits zu bestimmen, was wirklich
die eigenen Kernkompetenzen sind.
Je feiner die Prozessanalyse ge-
schieht, desto besser und präziser
können diese Kernkompetenzen cha-
rakterisiert werden. Andererseits er-
laubt die genaue Prozesskenntnis zu
bestimmen, welche Produkte und
Dienstleistungen, aber insbesondere
auch welche Informationen über die
Schnittstellen zwischen den einzelnen
Schritten ausgetauscht werden. Nur
damit kann man erstens entscheiden,
welche Teile der Produktion auch mit
Partnern zusammen durchgeführt
werden können und zweitens welche
Anforderungen diese Partner zu erfül-
len haben. Eine Vernachlässigung der
Analyse kann somit dazu führen, dass
man in den falschen Bereichen koope-
rieren will bzw. dass man mit den fal-
schen Partnern zusammenarbeitet.
In einem zweiten Schritt sind die po-
tenziellen Partner zu screenen und
auszuwählen. Das Kooperationsma-
nagement oder besser: das Manage-
ment der Unternehmensaußenbezie-
hungen sind im Management zu ver-
ankern.
In einem dritten Schritt kann dann die
Kooperation institutionalisiert wer-
den. Dazu gehören
– die Festlegung des Kooperations-
typs,

– die Fixierung der Kooperations-
spielregeln, wie die Partner miteinan-
der umgehen (u.U. in einem Koopera-
tionsvertrag),
– die Einführung eines Konfliktma-
nagements,
– die Definition von Entry- und Exit-
Regeln,
– die Definition des Leistungsaus-
tauschs und seiner Abrechnung und
– die Klärung der Bereitstellung von
Infrastruktur (wenn nötig).
Darüber hinaus sind die Prozesse im
eigenen Unternehmen den Bedingun-
gen der Kooperation (insbesondere an
den Schnittstellen) anzupassen.
Ist die Kooperation erst etabliert, so
bedarf es einer operationalen Koope-
rationsführung, die diese steuert, die
Schnittstellen und den hierüber lau-
fenden Produkt-, Dienstleistungs- und
Informationsaustausch überwacht.
Konflikte mit den Partnern sind offen
zu benennen und im Rahmen des in
Schritt drei etablierten Konfliktmana-
gements zu lösen.
Schließlich ist ständig der Erfolg der
Kooperation zu messen und die Ziel-
erreichung zu kontrollieren. Den Part-
nern bietet sich hier stets die Möglich-
keit, die Kooperation zu verbessern
und damit zu stabilisieren oder auch
bei grober Zielverfehlung diese Ko-
operation in ihrer Intensität zurückzu-
fahren oder gar ganz aufzulösen.
*Vortrag anlässlich der Kuratoriums-
und Delegiertenversammlung des
Versorgungsverbandes der genossen-
schaftlich orientierten Unternehmen
und Selbständigen in Stuttgart am 12.
Oktober 2005. 
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Die INTERSPORT Deutschland eG
ist nicht nur die größte mittelständi-
sche Verbundgruppe im deutschen
und europäischen Sportfachhandel,
sondern sie ist über die IIC-INTER-
SPORT International Corp. internatio-
nal vernetzt. In den vergangenen Jah-
ren kamen Mitglieder aus vielen zu-
sätzlichen Nationen dazu. Besonders
interessant wird INTERSPORT
Deutschland durch seine Institutiona-
lisierung als Genossenschaft.

Mittelständische 
Unternehmen

Die Sportfachhändler stammen aus
der mittelständischen Wirtschaft. Vor
den aktuellen Rahmenbedingungen
geht es für mittelständische Unterneh-
men darum, ihre Wertschöpfungsket-
ten zu optimieren, wirtschaftliche
Größen- und Kompetenzvorteile zu
nutzen, Zugang zu komplementären
Kompetenzen zu gewinnen, indivi-
dualisierte Lösungen und Dauerbezie-
hungen sicherzustellen. Diese organi-
satorischen Anforderungen erfüllen
Unternehmensnetzwerke. Zahlreiche
solcher Gebilde sind in den letzten
Jahren in unterschiedlichster Ausprä-
gung entstanden. Verfolgt werden die
Strategien, sich zu verbünden um vir-
tuelle Größe zu erreichen, sich ge-
meinsam spezialisieren, um die erfor-
derliche Vielfalt an Problemlösungen
zu ermöglichen und voneinander ler-

nen, um neue Geschäftsmodelle zu
entwickeln.

Verbundgruppen

Die INTERSPORT Deutschland eG
ist eine Verbundgruppe. Eine solche
ist als Netzwerk mit Tradition und
klarer Struktur zu interpretieren. Sie
ist als Genossenschaft institutionali-
siert, also als ein Netzwerk mit spezi-
fischen Mitgliederrechten und beson-
deren Eigentümerstrukturen. Sehr
früh wurden die Herausforderungen
für mittelständische Unternehmen er-
kannt und entsprechend reagiert. Es
gelang, eigentlich widersprüchliche
Anforderungen zu kombinieren. Die
Stärken der einzelnen Sportfachhänd-
ler sind Anreizvorteile, denn sie sind
es, die unternehmerische Verantwor-

tung zu übernehmen haben, sie haben
die unmittelbare Ergebnisverantwort-
lichkeit. Dazu kommen Identitätsvor-
teile, die durch persönliches Engage-
ment und emotionale Verbundenheit
mit dem Unternehmen entstehen. Sie
sind es, die ihre Kunden und deren
Anforderungen am besten kennen,
woraus Informationsvorteile entste-
hen. Vor diesem Hintergrund können
sich die Vorteile der Kundenbindung
herausbilden, die sich in den wirt-
schaftlichen Ergebnissen positiv nie-
derschlagen.
Das gemeinsame Unternehmen oder
die „Verbundgruppenzentrale“ hinge-
gen kann wirtschaftliche Größenvor-
teile und Spezialisierungsvorteile er-
reichen, die allen Mitgliedern zugute
kommen. Sie hat Kompetenzvorteile
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Mitgliedschaft in einer Verbundgruppe macht stark*  

Die INTERSPORT Deutschland eG ist Mitglied der Forschungsgesellschaft für Genossen-
schaftswesen Münster. Sie wurde 1956 von einigen Sportfachhändlern gegründet und ist
inzwischen die größte mittelständische Verbundgruppe im deutschen und europäischen
Sportfachhandel. In ihr sind in Deutschland über 1.200 Mitglieder zusammengeschlossen,
denen ca. 1.500 Fachgeschäfte gehören. Von der Genossenschaft werden vielfältige
Dienstleistungen für die Mitgliedsunternehmen erbracht.

Sportfachhändler
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in der Entwicklung und Erstellung
von adäquaten Dienstleistungen, die
von den Mitgliedern benötigt werden.
Dazu kommen Risikovorteile. So hat
eine aktuelle IfG-Studie ergeben, dass
kooperierende Unternehmen mit einer
höheren Wahrscheinlichkeit ein gerin-
geres Insolvenzrisiko aufweisen als
nicht kooperierende.

Erfolgsbedingungen

Die Gründung eines Netzwerkes ist
noch keine Garantie für seinen wirt-
schaftlichen Erfolg. Es gilt vielmehr,
die bekannten Erfolgsbedingungen zu
beachten. So muss das Netzwerk
überhaupt erst als wettbewerbsfähiges
Geschäftsmodell identifiziert werden,
das es ermöglicht wirtschaftliche Effi-
zienz mit der unternehmerischen Ver-
antwortung auf dem regionalen Markt
zu verbinden. Vor diesem Hintergrund
muss dieses Geschäftsmodell verstan-
den und gelebt werden: Es muss klar
sein, dass ausschließlich ein unterneh-
merisches Kalkül Basis des Beitritts
zu einer Verbundgruppe sein kann. Es
gilt zu verstehen, dass der Erfolg des
Ganzen den Erfolg des Einzelnen för-
dert und umgekehrt. Es ist also mög-
lich, Win-Win-Situationen zu schaf-
fen. Nicht vernachlässigt werden darf,
dass die Zusammenarbeit mit Abhän-
gigkeit und mit der Entstehung von
Schnittstellen verbunden ist. Es ist
also notwendig, Spielregeln zu ver-
einbaren. Insgesamt geht es darum,
gute Governancestrukturen für das
Netzwerk zu schaffen. Sie können
wettbewerbsfähige Leistungen und
klare Kompetenzen zum Ergebnis
haben. Dabei geht es darum, die Ko-
operationsstrukturen zu optimieren.
Der Mix aus wirtschaftlicher Effi-
zienz und dezentraler unternehmeri-
scher Verantwortung hat die Ausge-
staltung von Leistungen, Kompeten-
zen und Spielregeln zu leiten. Das Er-

gebnis besteht in risikooptimierten
Kooperationsstrukturen. Aus heutiger
Sicht geht es darum, die gemeinsam
organisierten Dienstleistungen hin-
sichtlich ihrer Auswirkungen auf die
Bonität der Mitgliedsunternehmen zu
gestalten. Eine Vertiefung der Grund-
leistungen etwa durch den Ausbau
von Plattformen ist unter Risikoge-
sichtspunkten förderlich, ebenso die
Übernahmen mancher Finanz- und
Bankdienstleistungen sowie von Be-
ratungs-, Management- und Control-
lingleistungen. Die Erstellung von
Businessplänen sowie der Aufbau
eines Rating Advisory kommen dazu.
Sehr wichtig ist es schliesslich, die
Zusammenarbeit in einer Verbund-
gruppe sicherzustellen, denn die Bin-
nenstabilisierung von Netzwerken ist
die eigentliche Herausforderung. Als
Mechanismen stehen dafür ein effek-
tives Kooperationsmanagement, der
Aufbau von Vertrauen in einer länger-
fristigen Beziehung sowie eindeutig
formulierte Verträge zur Verfügung.
Noch wichtiger für die Zukunftsfähig-
keit der Verbundgruppe insgesamt,
aber auch für alle ihre Mitglieder, ist
der gemeinsame wirtschaftliche Er-
folg.

Zukunftsperspektiven
Die vergangenen Jahrzehnte wurden
von der INTERSPORT Deutschland
eG erfolgreich gemeistert. Dies konn-
te nicht zuletzt wegen ihrer Verbund-
gruppenstrukturen sichergestellt wer-
den. Nun geht es darum, unter Be-
rücksichtigung der aktuellen Rahmen-
bedingungen eine erfolgreiche Ver-
bundgruppe weiterzuentwickeln, um
die Wettbewerbsfähigkeit der einzel-
nen lokal und regional verankerten
Sportfachhändler zu fördern. Dabei
ist es für alle Beteiligten wichtig, zu
erkennen und anzuerkennen, dass sich
die wirtschaftliche Perspektive einer
Verbundgruppe immer durch die wirt-
schaftlichen Entscheidungen vor Ort
und durch die strategischen Weichen-
stellungen der gesamten Gruppe he-
rausbildet. 
* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der 1. INTERSPORT
Cheftage am 14. November in Heil-
bronn.
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Verbundgruppe



Wohnungsunternehmen sind auf sta-
gnierenden Märkten tätig, was damit
verbunden ist, dass das Marktpotenzi-
al sukzessive abnehmen wird. Vor
dem Hintergrund der Bedeutung lang-
fristiger Entscheidungen wird es
umso wichtiger, ein Management der
Nachhaltigkeit und Langfristigkeit zu
entwickeln. Immer dann, wenn Inves-
titionsentscheidungen getroffen wur-
den, wirken diese über die Strukturie-
rung des Kapitalbestandes in qualita-
tiver und quantitativer Hinsicht in die
Zukunft. Dabei sind mehrere Kapital-
dimensionen zu unterscheiden.

Kapitalbestände

Zuerst ist zwischen dem Management
eines Wohnungsunternehmens und
diesem selbst sowie dem Umfeld, in
das es eingebettet ist, zu unterschei-
den. Dazu kommt die Differenzierung
zwischen Real-, Human- und Sozial-
kapital. Auf diese Weise ergeben sich
neun Felder einer Matrix, die einer
gesonderten Betrachtung bedürfen. In
der ersten Zeile sind die betriebliche
Infrastruktur, Mitarbeiter und Mana-
gement sowie die soziale Kompetenz
zu unterscheiden. Die entsprechenden
Kapitalkategorien sind für das gesam-
te Unternehmen, die Wohnungen bzw.
Wohnanlagen, die Mieter, Eigentümer
und Mitglieder sowie die Corporate

Identity und die Unternehmenskultur.
Wird das Umfeld in den Fokus ge-
nommen, stellt sich die Investitions-
entscheidung hinsichtlich der Stadt-
teilinfrastruktur, der Nachbarn und
der Stadtteilkultur. Besondere Erwäh-
nung erfordert das Sozialkapital. Es
kann als Wert von sozialen Strukturen
für den Einzelnen definiert werden.
Beziehungen können also als eine
Form von Kapital bei der Verfolgung
einzelwirtschaftlicher Ziele verstan-
den werden. Beim Management die-
ser Kapitalbestände sind vielfältige
Interdependenzen zu beachten. Die
einzelnen Investitionsprozesse sind
unterschiedlich gut strukturiert und
weisen eine unterschiedliche Manage-
mentkomplexität auf. Daraus ergeben
sich divergente unternehmerische
Freiheitsgrade.

Change Management

Die Gestaltung und der Aufbau ent-
sprechender Kapitalbestände haben
als Change Management verstanden
zu werden. Unabhängig von der Kapi-
talkategorie müssen jeweils mehrere
Aufgaben erledigt werden. Erstens
hat eine Bestandsaufnahme und zwei-
tens eine Bestandsprognose beim Un-
terlassen von Veränderungen, sowohl
in quantitativer als auch in qualitati-
ver Hinsicht, unternommen zu wer-

den. Auf diesem Fundament sind rea-
listische Handlungsoptionen zu prü-
fen bevor Investitionsentscheidungen
getroffen werden. Es ist darauf zu
achten, dass im Zusammenhang mit
Investitionen immer Akte der Kom-
munikation (im Unternehmen und in
die relevante Umwelt) zu setzen
sowie Finanzierungs- und Organisati-
onsentscheidungen zu treffen sind.

Investitionen: 
Managementebene

Die Optimierung der betrieblichen In-
frastruktur hat von der Vision des Un-
ternehmens und den daraus abgeleite-
ten Unternehmenszielen auszugehen.
Unter Berücksichtigung der Umwelt-
entwicklung hat eine adäquate Strate-
gie abgeleitet zu werden. Die Opti-
mierung der Infrastruktur und der
Prozesse haben Teil eines zielorien-
tierten Managements zu sein. Das
Human Resource Management hat
Mitarbeiter, Management und „Eh-
renamtliche“ einzubeziehen. Aus-
wahlkriterien und Anreizsysteme
sowie die Identifikation von Entwick-
lungsperspektiven für die einzelnen
Individuen sind notwendige Bestand-
teile ebenso wie der Zugang zu inter-
nen und/oder externen Aus- und Wei-
terbildungsstrukturen. Während dies
alles der Professionalisierung dient,

www.ifg-muenster.de 2-2005 43

IfG intern | Vorträge

Theresia Theurl 

Ansatzpunkte und Instrumente zum Management von Langfristigkeit in 
Wohnungsunternehmen*  

Für Wohnungsunternehmen geht es um den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit in einem dy-
namischen und komplexen Umfeld und bei harter Konkurrenz. Ihre Strategien haben da-
rauf Bedacht zu nehmen, dass sie es überwiegend mit langfristigen Objekten zu tun haben
und daher entsprechend langfristig wirksame Entscheidungen zu treffen haben. Es gilt die
Herausforderungen zu erkennen, die eigene Positionierung zu prüfen, strategische Wei-
chenstellung vorzunehmen und diese professionell umzusetzen.
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steht auf der Beziehungsebene das ak-
tuelle Zusammenwirken von Men-
schen im Zentrum, das einerseits
durch die Historie und andererseits
durch die zukünftigen Interaktionen
beeinflusst wird. Informationen, Er-
fahrungen und Erwartungen bestim-
men die Verhaltensweisen. Auf dieser
Ebene geht es darum, Opportunität,
Motivation und Kompetenz, also die
Gelegenheit, das Wollen und die
Kompetenz zur Interaktion aufzubau-
en. Dies setzt Informations- und
Kommunikationsstrukturen, Struktu-
ren zur Kombination von Wissen und
solche zur Förderung von Problemlö-

sungen voraus. Schulungen,
Coaching, Vorbilder, eine gezielte Se-
lektion, die Existenz von Beziehungs-
promotoren sowie die Vermeidung
unnötiger Reorganisationen sind ent-
sprechende Instrumente.

Investitionen: 
Unternehmensebene

Für die Optimierung des Wohnungs-
bestands ist ein geeignetes Tool in
Form des Portfoliomanagements vor-
handen. Es geht um die Identifikation
der jeweiligen Marktattraktivität und
des relativen Wettbewerbsvorteils.
Dabei haben auch das Umfeld und die

Bewohner einbezogen zu werden. Im
Bewohnermanagement hingegen
haben die Wohnungsbestände (und
die Umwelt) mit berücksichtigt zu
werden. Notwendig dafür sind die
exakte Kenntnis der Bewohnerstruk-
tur sowie deren Entwicklung in be-
stimmten Zeiträumen ohne Maßnah-
men. Daraus sind Strategien zur Ver-
änderung von Zielgruppen, zur Adap-
tion des Wohnungsbestandes sowie
von Leistungen und von organisatori-
schen Entscheidungen abzuleiten. In-
strumente eines bewohnerorientierten
Beziehungsmanagements sind etwa
Bewohnerzeitschriften, das Internet,
Beschwerde- und Vorschlagssysteme
sowie integrierende Aktivitäten.

Investitionen: 
Umfeldebene

Das Infrastrukturmanagement enthält
alle Versuche, das Umfeld von Woh-
nungsunternehmen zu gestalten. An-
satzpunkte sind die politische Kom-
munikation und Partizipation sowie
die Nutzung von entsprechenden
„Entwicklungsprogrammen“. Solche
Maßnahmen sind häufig in Public Pri-
vate Partnerships eingebunden. Dies
gilt auch für Maßnahmen des Nach-
barschaftsmanagements. Vorausset-
zung dafür ist die Kenntnis der Be-
wohnerstruktur des Stadtteils und ent-
sprechender Entwicklungsperspekti-
ven. Die Einflussfaktoren der entspre-
chenden Entwicklungen sind zu iden-
tifizieren. Instrumente eines stadtteil-
orientierten Beziehungsmanagements
sind Bewohnertreffs, -medien, Nach-
barschaftsfeste und ähnliche Maßnah-
men.

Steuerbarkeit 
und Erfolgsbeiträge

Die einzelnen Aktivitäten zum Mana-
gement von Langfristigkeit sind un-Ansatzpunkte

Instrumente
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Member Value Reporting*  

In einem Prozess eines intensiven und zunehmenden Wettbewerbs suchen Unternehmen
ein Alleinstellungsmerkmal. Genossenschaften haben die Möglichkeit, ein solches über ein
erfolgreiches Member Value-Konzept aufzubauen. Doch für den Erfolg ist es notwendig,
über die geschaffenen Werte zu informieren und diese zu kommunizieren: Ein effektives
Reporting wird notwendig. 

Genossenschaften schaffen Werte für
ihre Mitglieder. Der Member Value
setzt sich aus einer direkten und einer
indirekten Komponente sowie dem
zukünftigen Förderpotenzial zusam-
men. Die Leistungen mit ihren Kondi-
tionen und Standards kommen den
Mitgliedern direkt zugute, während
pekuniäre Leistungen wie Dividenden
eine indirekte Förderung bedeuten.
Die im genossenschaftlichen Unter-
nehmen verbleibenden Rücklagen
dienen der Schaffung nachhaltiger
Werte in der Zukunft. Jede Genossen-
schaft hat die einzelnen Komponenten
zu operationalisieren und im Idealfall
zu quantifizieren.

Member Value Konzepte

Der Member Value besteht also aus
Elementen, die erstens mit den Leis-
tungsbeziehungen, zweitens mit der
Eigentümerfunktion der Mitglieder
und drittens mit Investitionen in die
zukünftige Förderfähigkeit korres-

pondieren. Die Aufgaben einer jeden
Genossenschaft bestehen in der Kon-
kretisierung und in der Umsetzung
des Konzeptes, im Reporting der Er-
gebnisse sowie in einem effektiven
Controlling, das die Hinweise für
einen Anpassungsbedarf zu liefern
vermag. Die weiteren Ausführungen
beziehen sich auf das Berichten, also
das Reporting als einem Element

einer umfassenden Kommunikations-
strategie. Generell besteht der Zweck
der Kommunikation im Abbau von
Informationsasymmetrien. Dabei sind
die Fragen des Wer, Was, Wie und zu
Wem zu klären. Es ist vor allem der
Vorstand, aber für bestimmte Tatbe-
stände auch die Vertreter oder der
Aufsichtsrat, die kommunizieren. Die
Inhalte bestehen im Member Value,

Member Value: Aufgaben

gleich steuerbar und ihr Beitrag zum
Unternehmenserfolg ist nicht einheit-
lich. So weisen vor allem das Human
Resource Management, das Woh-
nungsbestandsmanagement sowie die
Optimierung der betrieblichen Infra-
struktur, aber auch das Mietermana-
gement einen hohen Erfolgsbeitrag
und eine hohe Steuerbarkeit auf. Hier

ist also bevorzugt anzusetzen. Den-
noch ist auch die Gestaltung aller an-
deren Kapitaldimensionen, die über-
wiegend „weiche Elemente“ beinhal-
ten, von großer Bedeutung, die kei-
nesfalls vernachlässigt werden darf.
* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen einer Fachveranstaltung

der KfW Akademie am 21. November
in Frankfurt.
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dem Konzept, den Zielen und den Er-
gebnissen. In Mitgliederversammlun-
gen und speziellen Events, über Intra-
net, Gespräche und in Mitgliederzei-
tungen wird informiert. Dabei geht es
darum, Mitglieder, Mitarbeiter und
die Öffentlichkeit mit den relevanten
Fakten zu versorgen. Das Reporting
muss sich konsistent auf Tatbestände
der Leistungen, des Eigentums und
der Investition beziehen. Wird davon
ausgegangen, dass nicht nur Mitglie-
der zu den Stakeholdern einer Genos-
senschaft gehören, sondern auch
nichtnutzende Kapitalgeber und/oder
Kunden ergeben sich fünf Adressaten-
typen, die an unterschiedlichen Inhal-
ten interessiert sind. Nur für die Mit-
glieder sind alle drei Informationsele-
mente von Bedeutung, während Kun-
den und Mitarbeiter mit leistungs-
und investitionsrelevanten Fakten zu
versorgen sind. Für Kapitalgeber sind
isoliert eigentums- und für die Öffent-
lichkeit leistungsorientierte Faktoren
von Interesse.

Member Value Reporting

Einige allgemeine Anforderungen
sind zu beachten. So ist diese Funkti-
on immer gruppenspezifisch zu erfül-
len. Dies bedeutet, dass heterogene

Zielgruppen zu segmentieren sind.
Ergebnisse haben mit Zielen und An-
kündigungen konfrontiert zu werden.
Die Interdependenzen zwischen den
drei Informationselementen haben
auch im Reporting beachtet zu wer-
den und die Information sollte weder
punktuell noch diskontinuierlich sein.
Die Reportinginhalte sind die Leis-
tungen mit ihren Standards und Kon-
ditionen (Leistung), die Höhe von Di-
videnden und Rückvergütungen, auch
im Vergleich mit Alternativen (Eigen-
tum) sowie die Begründung für die
Einbehaltung von Erträgen (Investiti-
on). Jeweils hat der Zusammenhang
mit dem wirtschaftlichen Erfolg der
Zielgruppen offen gelegt zu werden.
Auch die Voraussetzungen für ein er-
folgreiches Member Value Reporting
können festgemacht werden. Im Falle
von Wohnungsgenossenschaften sind
dies etwa eine klare Kenntnis der Mit-
gliederstrukturen, des relevanten
Marktes, des Unternehmens sowie der
Veränderungen der Umwelt. Über
diese Leistungsdeterminanten, ihre
Entwicklung und ihre Konsequenzen
ist professionell zu berichten. Erfolgs-
faktoren für ein effektives Reporting
an die Eigentümer sind jene, die auch
für Investor Relations gelten: Klare

Konturen des Geschäftsmodells sowie
der praktizierten Finanzierungsstrate-
gien. Das Investitionsreporting stellt
auf das Auffinden neuer Dienstleis-
tungen, die mögliche Verbesserung
der Prozesse, organisatorische Refor-
men, die Entwicklung des Humanka-
pitals sowie die Perspektiven für den
Wohnungsbestand ab. Für diese zu-
kunftsorientierten Faktoren ist es not-
wendig, ihren Beitrag zur Wettbe-
werbsfähigkeit klar erkenntlich zu
machen.

Erfolgsvoraussetzungen

Ein professionelles Member Value
Reporting ist Voraussetzung für den
wirtschaftlichen Erfolg, damit aber
auch für die Zukunftsfähigkeit und für
die Akzeptanz von Genossenschaften.
Dies gilt für das Reporting nach innen
und nach außen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass diese Aktivität immer
ein konsistentes Element einer umfas-
senden Kommunikationspolitik zu
sein hat. Gleichzeitig ist das Member
Value Reporting auch ein notwendi-
ger Bestandteil des genossenschaftli-
chen Geschäftsmodells. Es handelt
sich sowohl um eine strategische als
auch um eine operative Aufgabe einer
jeden Genossenschaft. Eine aktuelle
und Ernst zu nehmende Aufgabe be-
steht in der Entwicklung von geeigne-
ten Tools für eine effektive Umset-
zung. 
* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der IfG-Veranstaltungs-
reihe „Perspektiven für Wohnungsge-
nossenschaften“ am 25. Oktober
2005 in Münster.
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In Homers wunderbarem Epos vom
Trojanischen Krieg spielt die schöne
Helena eine Schlüsselrolle. Sie war
nach Troja entführt worden; der zehn-
jährige Krieg fand statt, um sie ihrem
Ehemann Menelaos zurückzugeben,
dem König von Sparta. Wenn man
sich allerdings die geographische Po-
sition von Troja ansieht, wird klar,
dass der Trojanische Krieg weniger
um eine schöne Frau geführt wurde
als vielmehr um den Übergang vom
Ägäischen zum Schwarzen Meer
durch die Dardanellen. Troja kontrol-
lierte diese Meerenge. Die Stadt
konnte den Durchreisenden einen
kräftigen Tribut abnehmen; das war
der Kriegsgrund. Das Schwarze Meer
eröffnete den Weg zu den Kornkam-
mern der damaligen Zeit – nicht um
Liebe ging es, sondern um schnödes
Geld.

Von der Autarkie zur 
Arbeitsteilung

In jenen Zeiten konzentrierte sich der
Welthandel auf wenige Güter wie
Seide, Gewürze und Salz, die oft über
gewaltige Entfernungen zu transpor-
tieren waren. An sich setzte sich die
damalige Wirtschaft aus fast autono-
men kleinen Zellen zusammen, zwi-
schen denen wenig Handel stattfand.
Die Bauernhöfe produzierten fast
alles selbst, sie waren ziemlich autark.
Einiges freilich benötigten sie von
außen, Werkzeuge zum Beispiel. Die
kauften sie in den Städten, wo das
Handwerk zu Hause war. Umgekehrt
mussten die Städte Lebensmittel auf

dem Lande erwerben. Eine Stadt
brauchte deshalb eine hinreichend
große ländliche Umgebung als Ver-
sorgungsbasis.
Demgegenüber beruht die moderne
Wirtschaft auf Arbeitsteilung; diese
ist die Quelle des Wohlstands. Jeder
spezialisiert sich auf das, was er gut
kann, und verzichtet dafür auf Tätig-
keiten, die ihm weniger liegen. Die
Kehrseite liegt in wechselseitigen Ab-
hängigkeiten. Während man in vor-
modernen Wirtschaften elementar von
der eigenen Tüchtigkeit abhing, ist
unsere wirtschaftliche Existenz heute
wegen der internationalen Verflech-
tungen eng mit dem Zustand fremder
Wirtschaftsräume verknüpft.
In der traditionellen Wirtschaft gab es
nur geringe Arbeitsteilung und wenig
Tausch. Das Handelsvolumen war ge-
ring, die internationale Konkurrenz
kaum spürbar. Der Preis bestand in
bitterer Armut. Im Zeitalter der Glo-
balisierung sind die Transportkosten

dagegen minimal, und wirtschaftliche
Beweglichkeit prägt den Alltag. Welt-
weit herrscht durchdringende Kon-
kurrenz. 

Ist Heimat heute 
noch möglich?

Wenn aber in einer globalisierten Welt
die Grenzen an wirtschaftlicher Be-
deutung verlieren, kann es dann noch
so etwas wie Heimat geben? Bleibt
Platz für regionale Eigenheiten, für
ein Zuhause? In der deutschen Beklei-
dungsindustrie ist der Globalisie-
rungsprozess bereits abgeschlossen.
Sie erzielt 95% des Umsatzes (2001)
mit Produkten, die im Ausland gefer-
tigt werden. Gleichwohl ist diese In-
dustrie in Deutschland vital und wirt-
schaftlich gesund – trotz hoher
Löhne. Wie ist das möglich? Nehmen
wir ein Polohemd: Die Baumwolle
kommt aus dem Sudan oder Usbekis-
tan, die Garne stammen aus Bulgarien
oder der Türkei; gefärbt wird in der
Türkei, genäht in Thailand oder Ma-
rokko. Die Differenzen in den Lohn-
kosten sind dabei in steter Bewegung.
Im 19. Jahrhundert wurden die Löhne
in England zu hoch. Man ging an an-
dere Standorte; so entstand die Textil-
industrie in Süddeutschland und in
der Schweiz. Was noch vor kurzem in
Hongkong gefertigt wurde, wanderte
von dort über China und Vietnam
nach Laos. Möglich wurde dies durch
dramatisch gesunkene Transportkos-
ten und deutlich kürzere Umschlags-
zeiten. Die Kosten des Transports
eines Kissens von Münster nach
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Hamburg belaufen sich auf 40 Cent,
während der Transport von Hamburg
nach Yokohama dann nur noch 20
Cent kostet. Die Transportkosten
spielen inzwischen also fast keine
Rolle mehr.
Was hat dies mit Heimat zu tun?
Warum arbeiten Unternehmen über-
haupt noch in Deutschland statt in
Bulgarien oder Laos? Weil die Belie-
ferung des heimischen Marktes Fin-
gerspitzengefühl verlangt. Unterneh-
men müssen auf Veränderungen sen-
sibel reagieren. Wenn sie auf dem
deutschen Markt und in der EU ver-
kaufen, müssen sie die Entwicklun-
gen des Marktes rasch registrieren
können. Bestimmte Formen von Wis-
sen sind schlecht zu transportieren.
Man spricht von spezifischem Wis-
sen, wenn es nicht einfach ist, es vom
einen Ort an einen anderen zu über-
mitteln, um es dort zu verwerten. So
ist es für einen Autohändler wichtig
zu wissen, wer vor Ort angesehen ist
und als Multiplikator wirkt. Wenn
eine lokal geachtete Person eine be-
stimmte Marke fährt, werden ihr an-
dere folgen. Deshalb kann es sich für
den Händler lohnen, einem angesehe-
nen Bürger bessere Konditionen zu
bieten. Ein anderer Mensch mag im
gleichen Ort verrufen sein: Kauft er
das gleiche Modell, werden potenziel-
le Käufer abgeschreckt. Die weit ent-
fernte Konzernzentrale kann so etwas
nicht beurteilen und gibt deshalb dem
Händler einen Ermessensspielraum.

Die Vorteile von Kleinheit

Obwohl die Globalisierung auf den
ersten Blick nur den Großunterneh-
men nützt, gibt es doch auch ausge-
prägte Vorteile von Kleinheit. Sie
haben alle mit der Bedeutung lokalen
Wissens zu tun. Globalisierung be-
deutet gerade nicht, dass automatisch
regionale Besonderheiten unwichtig

werden. Weit verbreitet ist die Be-
fürchtung, die EU werde im Gefolge
der Globalisierung zu einem einheitli-
chen Markt von amerikanischen Di-
mensionen. Das führe zu einer Mono-
tonie standardisierter Massenproduk-
te, die den Mittelstand gefährde.
Diese Befürchtung ist verfehlt.
Europa setzt sich aus unterschied-
lichsten lokalen und regionalen Kul-
turen zusammen, die langsam ge-
wachsen und tief verwurzelt sind.
Trotz Globalisierung bleiben vielfälti-
ge kulturelle Barrieren wie etwa die
Sprachunterschiede zurück. Europa
ist kulturell kleinteilig und wird es
bleiben.
Die kulturelle Segmentierung Euro-
pas hat wirtschaftliche Folgen. Die
Märkte sind oft kleinzellig und mit
Massenproduktion nicht zu bedienen.
Auch hier einige Beispiele: Die deut-
schen Schlafgewohnheiten sind an-
ders als jene in Frankreich. Deutsche
Bettwäsche unterscheidet sich in
ihren Maßen deutlich von französi-
scher; eine zentrale Produktion wäre
also unwirtschaftlich. In der Hausrei-
nigung verwendet man im Norden
Deutschlands Waffelscheuertücher,
im Süden glatte Wischtücher. Staubtü-
cher sind in Deutschland kariert, in
Frankreich und England einfarbig.
Die Farbpalette ist im Süden breiter,
aber im Norden sind die Farben kräf-
tiger. Differenzierte Märkte benötigen
differenzierende Unternehmen. Das
beraubt Großunternehmen ihrer Grö-
ßenvorteile und bietet mittelständi-
schen Firmen Heimvorteile. Wo es
darauf ankommt, auf regionale Eigen-
heiten und Entwicklungen rasch zu
reagieren, hat der Mittelstand bleiben-
de Chancen.

Daheim in der Heimat

„Heimat“ hat auch, ja vor allem eine
emotionale Dimension. In der Heimat

ist man daheim, in sie kehrt man von
Reisen zurück, in ihr sammelt man
Kräfte. In ihr wird man verstanden,
bestätigt im Eigenen, in ihr fühlt man
sich geborgen. Kann es das in der glo-
balisierten Welt noch geben? Die Ant-
wort lautet: Gerade in der globalisier-
ten Welt ist Heimat als ruhender Pol
unverzichtbar. Zwischen Globalisie-
rung und Heimat besteht ein fruchtba-
res Spannungsverhältnis.
Das führt zurück zur „Heimat“, zur
engen emotionalen Bindung an die als
Heimat empfundene Region, aus der
man stammt, in der man zu Hause ist,
in der die Leute so empfinden wie
man selbst. Heimatwerte sind histo-
risch gewachsen, tief in der eigenen
Identität verwurzelt. Sie geben Halt
und Bestätigung, und sie ändern sich
nur langsam. Das ist von Bedeutung,
wenn man sich inmitten harter globa-
ler Konkurrenz befindet. Wer welt-
weit schnell reagieren muss, braucht
ein Heim, in das er zurückkommt, um
sich zu entspannen und seiner selbst
zu vergewissern. Schnelligkeit ist nur
möglich durch innere Langsamkeit,
durch Kontinuität, durch Ruhen in
sich selbst. Gerade die Globalisierung
verlangt, dass wir unsere Heimat kul-
tivieren, sie erfahrbar machen, das
Besondere an ihr zelebrieren, dass wir
uns also zurückbesinnen auf uns
selbst. Die Heimat ist der Ruhepunkt
inmitten globaler Hektik, ohne den
wir uns nicht durchsetzen können.

* Der Vortrag ist am 23. Juli 2005 in
der Neuen Zürcher Zeitung (NZZ) er-
schienen.

Ü Holger Bonus
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* holger.bonus@
freenet.de
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Interview
Die Genossenschaft – eine zeitgemäße Wirtschaftsform

Dieter Kempf

Die Datev eG ist die Genossenschaft der Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsan-
wälte und ist in diesem Marktsegment Marktführer. Prof. Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzen-
der der Datev eG, äußert sich im Gespräch über die zukünftige Entwicklung der Datev, die
Genossenschaft als Rechts- und Wirtschaftsform und die Zusammenarbeit mit der Wissen-
schaft.

Theurl: Die Datev bewegt sich in
einem sich rasant ändernden Umfeld.
Welche Probleme beschäftigen Sie
momentan am dringlichsten? Welche
Herausforderungen diskutieren Sie?
Kempf: Natürlich beschäftigt uns
immer die Entwicklung der steuer-
rechtlichen Vorschriften, die wir in
unseren Angeboten berücksichtigen
müssen. Dieses hat jetzt besondere
Aktualität durch den Koalitionsver-
trag und durch das, was uns aus dem
Koalitionsvertrag heraus noch erwar-
ten wird. Es gibt hier noch viele Unsi-
cherheiten: Von der Frage der Ab-
zugsfähigkeit, von Steuerberaterkos-
ten als Sonderausgaben bis hin zur

Frage, ob die sogenannte dreiprozen-
tige „Reichensteuer“ eine Tarifände-
rung  wird oder wie sie sonst berück-
sichtigt werden soll. Aber abgesehen
davon interessiert uns natürlich, wie
wir uns als moderne Dienstleistungs-
genossenschaft auf dem Sektor der In-
formations- und Kommunikations-
technologie für unsere Berufsgruppen
weiterentwickeln können, in Deutsch-
land aber auch in Europa.
Theurl: In Europa, das heißt, Sie pla-
nen stärker ins Ausland zu gehen?
Kempf: Das ist in der Tat so. Wir sind
heute in vier Ländern außerhalb
Deutschlands tätig: In Österreich, in
Polen, in der Tschechischen Republik
und in Italien. Wir haben uns eine
weitere Erschließung des europäi-
schen Marktes dort zum Ziel gesetzt,
wo es die Berufsgruppen Steuerbera-
ter, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte

in vergleichbarer Form wie in
Deutschland gibt. Wir wollen diese
Expansion ins Ausland mit Bedacht
vornehmen aber durchaus auch kon-
sequent, das soll heißen, auf gesicher-
ter finanzieller Basis ohne allzu große
Risiken einzugehen aber durchaus
auch mutig, um dort neue Geschäfts-
felder zu erschließen, wo wir glauben,
dass es erhebliche Unternehmens- und
Wirtschaftskontakte von Deutschland
aus ins europäische Ausland gibt.
Theurl: Dem könnte man entgegnen,
dass Sie eine Genossenschaft sind.
Ihre Mitglieder haben das Sagen.
Also ganz direkt gefragt: Nutzt das
Ihren Mitgliedern?
Kempf: Ja, da sind wir natürlich bei
einem ganz diffizilen Thema, der In-
terpretation des genossenschaftlichen
Förderzwecks. Dieser wird nach mei-
ner Erfahrung immer dann gerne von

Die DATEV eG, Nürnberg, ist das Softwarehaus und der IT-Dienstleister für
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte sowie deren Mandan-
ten. Das Leistungsspektrum umfasst vor allem die
Bereiche Rechnungswesen, betriebswirtschaftliche
Beratung, Steuern, Enterprise Resource Planning
(ERP) sowie Organisation und Planung. Mit derzeit
etwa 39.000 Mitgliedern, rund 5.400 Mitarbeitern
und einem Umsatz von 577 Millionen Euro im Jahr
2004 zählt die 1966 gegründete DATEV zu den
größten Informationsdienstleistern und Software-
häusern in Deutschland.



den Mitgliedern zitiert, wenn sie sich
gerade im Förderzweck oder in einer
konkreten Aktion der Genossenschaft
nicht unmittelbar wiederfinden. Aber
versuchen wir einmal, uns das Thema
an einem Beispiel klarzumachen. Ich
denke, es gibt heute keinen Steuerbe-
rater mehr in Berlin, der nicht mindes-
tens eine gute Handvoll unternehme-
rischer Mandanten türkischer Her-
kunft hat. Ich würde eine Wette einge-
hen, dass alle diese unternehmeri-
schen Mandanten insbesondere dann,
wenn es sich um die zweite und dritte
Generation türkischer Mitbürger han-
delt, weit weg sind von unserem Kli-
schee des „Dönerbuden-Besitzers“.
Das sind mittelständische Unterneh-
men jedweder Provenienz wie z.B.
Softwareunternehmen oder Handels-
unternehmen. Diese haben hervorra-
gende Kontakte zu Zulieferanten zu
Veredelungsbetrieben in ihrer Heimat,
was einfach daran liegt, dass türkische
Mitbürger sehr häufig über verwandt-
schaftliche Kontakte auch geschäftli-
che Kontakte pflegen. Das heißt,
unser Steuerberater, den wir jetzt zum
Beispiel genommen haben, wird sehr
schnell mit einem Mandanten kon-
frontiert sein, der sich wünscht, ähnli-
che Lösungen, möglichst sogar glei-
che Lösungen, wie er sie hier in
Deutschland hat, zur Unterstützung
seiner Geschäftsbeziehung auch bei

seinem Lieferanten, bei seiner Toch-
tergesellschaft oder bei seinem Ver-
edelungsbetrieb in der Türkei vorzu-
finden. Und warum sollen wir dann
unserem Steuerberater oder dessem
Kooperationspartner keine Lösungen
dafür anbieten? Sie dienen dem För-
derpotential der Genossenschaft. Ich
denke, dieses Beispiel kann man be-
liebig multiplizieren, da viele mittel-
ständische Unternehmen, deren Zahl
zudem noch wächst, auch ins Ausland
expandieren und dort Geschäftsbezie-
hungen unterhalten. Natürlich ist
eines klar: Dem Steuerberater im
nördlichen Teil Bayerns zu erklären,
dass er Vorteile von einer Expansion
in die Tschechische Republik hat,
wird um ein Vielfaches leichter fallen,
als dem Steuerberater in Schleswig,
der sich vermutlich eher eine grenz-
überschreitende Tätigkeit in Däne-
mark wünschen würde als eine solche
in der Tschechischen Republik. Da
knirscht es manchmal in der Tat im
Gebälk. Aber dennoch glaube ich,
dass es nicht nur völlig legitim ist,
dass eine Genossenschaft solche
Überlegungen anstellt, sondern dass
es aus unternehmerischen und wirt-
schaftlichen Erwägungen auch sehr
sinnvoll ist.
Theurl: Sie haben es jetzt angespro-
chen: „Es knirscht manchmal im Ge-
bälk.“ Sie sind eine Genossenschaft,
deren Mitglieder ihre Wünsche haben.
Würden Sie aus ihrer Sicht sagen,
dass es besonders herausfordernd ist,
der Vorstandsvorsitzende einer Ge-
nossenschaft zu sein, im Vergleich
etwa zu einer Aktiengesellschaft?
Kempf: Wenn man seinen eigenen Tä-
tigkeitsbereich als besonders heraus-
fordernd ansieht, dann hat es natürlich
immer „an bissel a Geschmäckle“,
wie die Schwaben sagen würden. Ich
denke jedoch, genau an dieser Stelle

ist es tatsächlich etwas herausfordern-
der. Die Genossenschaft hat natürlich
deutlich vereinstypischere Elemente
als andere wirtschaftliche Vereine in
anderer Rechtsform und mit diesen
muss man umgehen können oder um-
zugehen versuchen. Das ist nicht
immer ganz einfach, manchmal erin-
nern Entscheidungsvorgänge in einer
Genossenschaft durchaus an die
Logik von Entscheidungsfindungen
bei Wohnungseigentümerversamm-
lungen und das sind dann die weniger
spannenden Momente. Allerdings
darf man bei all dem nicht übersehen,
dass natürlich die Tätigkeit als Vor-
stand einer Genossenschaft an vielen
Stellen auch sehr viele Vorteile hat.
Nachts das Büro zu verlassen und
nicht zu wissen, wem das Unterneh-
men morgen gehört, bleibt einem Ge-
nossenschaftsvorstand per se erspart.
Dem Vorstand anderer wirtschaftli-
cher Vereine manchmal nicht.
Theurl: Ist es denn so, dass eine Ge-
nossenschaft noch in unsere Zeit
passt?
Kempf: Ich bin der festen Überzeu-
gung: Ja – wenn man die Genossen-
schaft als Wirtschaftsform, also als
Form der Ausübung unternehmeri-
scher Tätigkeit begreift und nicht nur
als Rechtsform. Ich glaube, wir ma-
chen heute häufig den Fehler, die Ge-
nossenschaft nur als Rechtsform zu
begreifen. Das halte ich für falsch. Sie
ist eine Form der Ausübung unterneh-
merischer Tätigkeit. Wir müssen hier
natürlich aufpassen, weil für viele von
uns genossenschaftliches Wirtschaf-
ten mit den Gründervätern und deren
Terminologie verbunden ist und damit
werden wir natürlich in der heutigen
Zeit in bestimmten Branchen nicht re-
üssieren können. Aber die genossen-
schaftliche Wirtschaftsform hat defi-
nitiv ihre Berechtigung, wenn auch
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vielleicht nicht immer dort, wo sie
historisch entstanden ist. Ich denke,
auch das muss man deutlich überden-
ken. 
Theurl: Würden Sie sagen, Genossen-
schaften selbst oder ihre Interessen-
vertretungen könnten dazu beitragen,
dass mehr über Genossenschaften be-
kannt ist und dass sie auch ihr alter-
tümliches, rückwärts orientiertes
Image verlieren?
Kempf: Das würde ich zu 100 Prozent
unterstreichen. Ich glaube ohnehin,
dass Genossenschaften als Unterneh-
men deutlich höhere Anforderungen
an die Kommunikationsfähigkeit in-
nerhalb der Genossenschaft, also in-
nerhalb des Vereins, stellen als andere
Rechtsformen und zwar an alle Betei-
ligten, sowohl von unten nach oben
wie auch von oben nach unten. Das
gleiche würde ich auch für die Kom-
munikation nach außen unterstrei-
chen. Wenn wir deutlicher nach außen
gehen, wenn wir deutlicher die Vortei-
le des genossenschaftlichen Unter-
nehmens und genossenschaftlichen
Wirtschaftens darstellen und wenn
wir das Bild der Genossenschaft von
so manch verstaubter Vorstellung be-
freien, dann würde die Wirtschafts-
form aber auch die Rechtsform deut-
lich attraktiver erscheinen.
Theurl: Fühlen Sie sich denn von der
Wissenschaft hinreichend begleitet als
eine erfolgreiche Genossenschaft?
Kempf: Die Frage ist gar nicht so ein-
fach zu beantworten, weil nach mei-
nem sehr persönlichen Empfinden
auch die genossenschaftliche Wissen-
schaft genau in diesem Zwiespalt
steht: zwischen Tradition des Bewah-
rens und dem Anpassen an moderne
Gegebenheiten. Ich persönlich hänge
eher dem zweiten nach. Ich glaube,
wir begehen einen großen Fehler,
wenn wir glauben, dass wir nur lang

genug von der Vergangenheit erzählen
müssten, um damit jedem die Chance
zu geben, für die Zukunft lernen zu
können. Das halte ich für falsch. Ich
glaube, wir selbst, die wir in Genos-
senschaften arbeiten, ganz egal ob
wissenschaftlich oder unternehme-
risch, haben die Aufgabe, allen ande-
ren die Modernität und die Zukunfts-
fähigkeit dieser Wirtschaftsform zu
erläutern. Das müssen wir mit moder-
ner Terminologie im Umfeld moder-
ner Branchen tun. Dann wird es funk-
tionieren.
Theurl: Sie sind mit der Datev Mit-
glied in der Forschungsgesellschaft
für Genossenschaftswesen Münster
geworden. Was erwarten Sie sich von
dieser Mitgliedschaft?
Kempf: Wir halten es für sehr wichtig,
dass man sich mit dem Thema Genos-
senschaft eben nicht nur in der unter-
nehmerischen Praxis auseinander-
setzt, sondern auch in der Wissen-
schaft. Da gibt es vielfältige Betäti-
gungsmöglichkeiten. Die Kommuni-
kation oder das Kommunizieren über
genossenschaftliches Wirtschaften ist
eines davon, aber auch die wissen-
schaftliche Grundlagenforschung.
Dort stellen sich beispielsweise For-
schungsfragen, welches neue Rechts-
kleid genossenschaftliches Wirtschaf-
ten benötigt und wo müssen wir das
Rechtskleid, das wir heute haben, ver-
ändern oder anpassen. Das halten wir
für eine sehr wichtige Funktion, und
diese kann eben nur von Wissenschaft
übernommen werden.
Theurl: Gibt es noch etwas, was ich
Sie nicht gefragt habe, was Sie aber
unseren Lesern noch sagen möchten?
Kempf: Ja, ich möchte den Lesern
schon mitteilen, dass es sicherlich
eine der wichtigen Aufgaben ist, das
Thema Genossenschaften auch von
allen Seiten zu beleuchten. Das heißt

aber eben auch, von den Seiten zu be-
leuchten, die nicht nur Vorteile bieten,
wo also das Führen von Unternehmen
in der Wirtschaftsform oder Rechts-
form einer Genossenschaft auch
manchmal schwieriger ist. Das ist si-
cherlich der Fall, bei den Fragestel-
lungen, wie Neues durchgesetzt wer-
den kann oder auch bei Fragen, wie
betriebswirtschaftliche oder  unter-
nehmerische Wagnisse einzugehen
sind. Das ist natürlich bei demokrati-
schen bzw. bei basisdemokratischen
Entscheidungsprozessen deutlich
schwieriger als bei anderen Entschei-
dungsprozessen. Aber in gleicher
Deutlichkeit sind auch die Vorteile ge-
nossenschaftlichen Wirtschaftens he-
rauszustellen. Für mich ist die Genos-
senschaft eine von vielen möglichen
Rechtsformen, aber vor allen Dingen
eine von wenigen möglichen Wirt-
schaftsformen, und dies den Lesern
deutlich zu machen, dass halte ich für
sehr wichtig und dazu können wir
alle, ganz egal ob Wissenschaft oder
Unternehmenspraxis, beitragen.
Theurl: Vielen Dank, Herr Kempf.
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Die Bank von Mensch zu Mensch

Die Bank für Kirche und Caritas mit
Sitz in Paderborn wurde 1972 als ka-
tholische Kirchenbank in der Rechts-
form einer Genossenschaft gegründet.
Im Geschäftsjahr 2004 belief sich die
Bilanzsumme auf 2.687 Mio. €. Die
Bank versteht ihren besonderen Auf-
trag darin, ihre Mitglieder zu fördern
und ihre Kunden in allen Geld-, Kre-
dit- und Finanzfragen als Partner ihres
Vertrauens zur Seite zu stehen. Sie
verfügt über das gesamte Spektrum
der Bankdienstleistungen und sieht
ihre spezifische Kompetenz darin, mit
dem Wissen einer Spezialbank, ihre
Dienstleistungen ausschließlich kir-
chlichen und caritativen Einrichtun-
gen sowie den hauptamtlich dort täti-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern anzubieten. Die wirtschaftliche
Bedeutung des kirchlich-caritativen
Sektors wird oft unterschätzt. So sind
allein im Erzbistum Paderborn über
40.000 Menschen in den katholischen
Einrichtungen beschäftigt. Hierzu
zählen insbesondere Kirchengemein-
den, Caritasverbände, Ordensgemein-
schaften, Krankenhäuser, Altenheime
und Behinderteneinrichtungen. Au-
ßerdem unterstützen eine Vielzahl
von Verbänden, wie z. B. das Kol-
pingwerk, die Katholische Arbeitneh-

merbewegung (KAB) und der Bund
deutscher katholischer Jugend
(BDKJ) die Arbeit der Kirche. Das
Leistungsangebot der Bank für Kirche
und Caritas steht allen Einrichtungen
sowie deren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern zur Verfügung.

Die Bank für Kirche und Caritas ist
bundesweit tätig und legt ihren
Schwerpunkt auf das Erzbistum Pa-

derborn und die Bistümer Fulda, Lim-
burg und Magdeburg.
Als Mitglied im genossenschaftlichen
Finanzverbund bietet sie Seite an
Seite mit ihren leistungsstarken Part-
nern wie beispielsweise der WGZ
Bank, der Union Investment oder der
Bausparkasse Schwäbisch Hall ge-
meinsame Dienstleistungen an. Die
Bank gehört zudem der Sicherungs-

Die Bank für Kirche und Caritas in Paderborn ist ein Spezialinstitut für katholische kirchlich-
caritative Einrichtungen und deren hauptamtlich tätige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Beide Vorstände haben am IfG Münster studiert. Der Vorstandsvorsitzende, Dr. Richard
Böger, stellt die Bank und ihre geschäftspolitischen Besonderheiten vor.

Vorstand der Bank für Kirche und Caritas
v.l.: Dr. Richard Böger, Vorstandsvorsitzender, Jürgen Reineke
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einrichtung des Bundesverbandes der
Deutschen Volksbanken und Raiffei-
senbanken (BVR) an, die den Kunden
einen hundertprozentigen Einlagen-
schutz gewährleistet. 
Seit der Gründung arbeitet die Bank
für Kirche und Caritas ohne kostenin-
tensives Zweigstellennetz. Die sich
hieraus ergebenden Vorteile kommen
den Kunden durch äußerst vorteilhaf-
te Konditionen in allen Sparten des
Bankgeschäfts zugute. So ist die Kon-
toführung für die Kunden grundsätz-
lich kostenfrei. Mit 61 fachlich ver-
sierten und engagierten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern gewährleistet
die Bank speziell auf die Bedürfnisse
der Kunden aus dem kirchlich-carita-
tiven Bereich zugeschnittene Beratun-
gen und Serviceleistungen. 
Zentral für die Geschäftspolitik der
Bank für Kirche und Caritas ist die
Kundenbetreuungsphilosophie: Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
haben den Auftrag, Kunden aus-

schließlich so zu beraten, dass deren
Interessen im Mittelpunkt stehen.
Damit sie hierfür den erforderlichen
Freiraum haben, gibt die Bank keine
Verkaufs- und Absatzziele vor. Darü-
ber hinaus enthalten die Gehälter
keine variablen Bestandteile. Die be-
sondere Beratungsqualität der Bank
bestätigten die Kunden 2005 in einer
Meinungsumfrage. Dabei wurde die
Kompetenz der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit der Note 1,49 bewer-
tet. Für die objektive Beratung erhielt
die Bank die Note 1,69.
Auch wirtschaftlich hat sich die Stra-
tegie der Bank für Kirche und Caritas
als Preis- und Qualitätsführer ausge-
zahlt. In den letzten Jahren ist die
Bank überdurchschnittlich gewachsen
und hat Marktanteile hinzugewonnen.
Dabei war das Wachstum sehr ertrag-
reich. Die Kosten betragen 0,25 % der
Bilanzsumme; im Geschäftsjahr 2004
lag die Cost/Income-Ratio bei 20 %.

Das Angebot von nachhaltigen Geld-
anlagen bildet bei der Bank für Kirche
und Caritas seit 2003 einen besonde-
ren inhaltlichen Schwerpunkt. Sie
trägt damit dem Wunsch vieler Anle-
gerinnen und Anleger Rechnung, Fi-
nanzprodukte anzubieten, die neben
ausschließlich harten Finanzdaten und
maximalen Renditeerwartungen zu-
gleich soziale und ökologische Ge-
sichtspunkte berücksichtigt. Die Bank
hat eine Stabsstelle „Nachhaltige
Geldanlagen“ eingerichtet, die dieses
Marktsegment inhaltlich begleitet und
weiterentwickelt. Damit nimmt die
Bank eine Vorreiterrolle im Bankwe-
sen und darüber hinaus auch im kirch-
lich-caritativen Bereich ein.

Ü Dr. Richard Böger

( (0 52 51) 121-0

* info.service@

bkc-paderborn.de



neuen Forschungsgebiets –
ein Literaturüberblick

Mit der Zunahme der Bedeutung von
Kooperationen, Allianzen, Partner-
schaften und Netzwerken steigt auch
das Interesse an einem professionellen
Management solcher Organisations-
formen. Noch sind die Instrumente für
das Kooperationsmanagement ebenso
unzureichend entwickelt und ausdiffe-
renziert wie ein umfassendes Pro-
blembewusstsein vieler Kooperations-
partner. So ist es notwendig, eine wis-
senschaftliche Einordnung vorzuneh-
men und damit dieses neue For-
schungsgebiet zu strukturieren. Man
unterscheidet dabei das Management
von Kooperationen, das Netzwerkma-
nagement und das Management regio-
naler Entwicklungsagenturen. Das
Management von Kooperationen fo-
kussiert ausschließlich auf den be-
triebswirtschaftlichen Blickwinkel
einzelner Unternehmen und entwi-
ckelt Instrumente zur Steuerung von
Kooperationen. Dies ist zu unterschei-
den vom Begriff Netzwerkmanage-
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Publikationen
Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 51
Zur Wahl der optimalen Or-
ganisationsform betrieb-
licher Zusammenarbeit –
eine gesamtwirtschaftliche
Perpektive

„It is transactions rather than techno-
logy that mainly determine the effica-
cy of exchange by one mode of or-
ganization as compared with another.“
Mit dieser Aussage umreißt Wil-
liamson den Analyserahmen für die
Wahl der optimalen Organisations-
form einer Zusammenarbeit. Die theo-
retischen Ansätze von Williamson
werden in dieser Arbeit zugrunde ge-
legt. 
Um eine Entscheidung über die Wahl
der optimalen Organisationsform un-
ternehmerischer Zusammenarbeit
(Markt, Kooperation, Hierarchie) zu
treffen, sind die Transaktionskosten
der drei genannten Organisationsfor-
men maßgeblich. Diese werden durch
verschiedene Determinanten beein-
flusst. Der wichtigste Einflussfaktor
auf die Transaktionskosten besteht in

der Spezifität der Faktoren. Diese
wird anhand der Quasirente bemes-
sen, also dem Wertunterschied zwi-
schen der besten und der zweitbesten
Verwendungsmöglichkeit. Die übri-
gen Determinanten (Verhaltens- und
Umweltunsicherheit, Häufigkeit, so-
ziale und kulturelle Transaktionsat-
mosphäre sowie die technologischen
Rahmenbedingungen) haben im Zu-
sammenspiel mit der Faktorspezifität
eine verstärkende Wirkung bezüglich
der Transaktionskosten. Darüber hi-
naus wirken die Determinanten der
Häufigkeit sowie der technologischen
Rahmenbedingungen auch in Abwe-
senheit der Spezifität.
Ziel der Analyse ist es, die kritischen
Konzentrationsgrade zu ermitteln, bei
denen die optimale Organisationsform
vom Markt zur Kooperation bzw. von
der Kooperation zur Hierarchie über-
geht. Dieses Instrumentarium kann
sowohl für die unternehmerische
Wahl der Organisationsform wie auch
für gesamtwirtschaftliche Analysen
verwendet werden.

& Tholen Eekhoff

Zur Wahl der optimalen Organisa-
tionsform betrieblicher Zusam -
menarbeit – eine gesamtwirt -
schaftliche Perspektive, Arbeits-
papiere des Instituts für Ge-
nossnschaftswesen der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Müns-
ter Nr. 51, Juli 2005, kostenlos er-
hältlich

Arbeitspapiere des IfG 
Münster Nr. 52
Kooperationsmanagement:
Einzelne Facetten eines



Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 63
Strategies for Cooperation

Dieser Band fasst die englischsprachi-
gen Workshop-Beiträge zur Interna-
tionalen Genossenschaftswissen-
schaftlichen Tagung 2004 zusammen.
Die insgesamt 25 Aufsätze erarbeiten
unterschiedlichste Facetten des Ma-
nagements von kooperativen Unter-
nehmensformen. Die Artikel erfassen
ein weites Spektrum an Themen, die
vom Reputationsmanagement in Ko-
operationen, dem Management von
Kooperations-Portfolios über die Ent-
scheidung für ein Outsourcing bis hin
zu den Problemen der Demutualisie-
rung (also der Umwandlung einer Ge-
nossenschaft in eine GmbH oder AG)
am Beispiel des London Stock Ex-
change reichen. Ferner finden sich
Beiträge über genossenschaftliche
Modelle in Spanien (Mondragon), Ir-
land (Credit Unions), Brasilien und
den USA. Zwei weitere Abschnitte
widmen sich den Themen der Genos-
senschaften im Agri-Business und der
genossenschaftlichen Bankennetzwer-
ke. 
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ment. In Netzwerken entstehen Re-
geln und Normen durch die Interakti-
on der unterschiedlichen Akteure. Sie
steuern das Verhalten der einzelnen
Netzwerkteilnehmer und tragen dabei
die Züge eines selbstorganisierenden
Prozesses. Dehnen sich die netzwerk-
artigen Strukturen aus, entstehen
komplexe Industriecluster wie bei-
spielsweise das Silicon Valley. Auch
auf dieser Ebene versuchen Unterneh-
men auf die Rahmenbedingungen des
Kooperationsgeschehens einzuwir-
ken. Man spricht hierbei vom Mana-
gement regionaler Entwicklungsclus-
ter. Nachdem diese unterschiedlichen
Ebenen das Kooperationsmanagement
von außen eingegrenzt haben, kann es
auch von innen detaillierter struktu-
riert werden. So muss das Kooperati-
onsmanagement nicht nur Funktionen
für das Unternehmen, das die Koope-
ration betreibt, erfüllen. Es müssen
auch die Funktionen sowohl für den
Kooperationspartner als auch für die
Kooperation an sich erfüllt werden.
Abschließend werden konkrete Instru-
mente sowohl den unterschiedlichen
Funktionen als auch den unterschied-
lichen Phasen im Kooperationsmana-
gementprozess zugeordnet. Das Ziel,
eine Vielzahl von grundlegenden und
aktuellen Arbeiten zum Kooperations-
management zu strukturieren, wird in
diesem Literaturüberblick erreicht.

& Cengiz K. Iristay
Kooperationsmanagement: Einzel-
ne Facetten eines neuen For-
schungsgebiets – ein Literaturüber-
blick, Arbeitspapiere des Instituts
für Genossenschaftswesen der
Westfälischen Wilhelms-Universität
Münster Nr. 52, August 2005, kos-
tenlos erhältlich

& Theresia Theurl /
Eric Meyer (eds.)

Strategies for Cooperation, Müns-
tersche Schriften zur Kooperation;
Bd. 63, Aachen: Shaker, 2005,
ISBN3-8322-4446-8, 574 S.,
35,80 EUR

Insgesamt wird in dem Band ein eben-
so thematisch wie regional weiter Be-
reich an Themen abgearbeitet, so dass
sich ein sehr guter Überblick über den
aktuellen Forschungsstand ergibt.

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 64
Wettbewerbsfähigkeit des
genossenschaftlichen Netz-
werks

Der vorliegende Band fasst die
deutschsprachigen Beiträge der Inter-
nationalen Genossenschaftswissen-
schaftlichen Tagung 2004 zusammen.
Der Band beginnt mit einem ausführ-
lichen Kapitel zur Zukunft der genos-
senschaftlichen Verbände, in dem Mo-
ritz Krawinkel (RWGV), Carl-Fried-
rich Leuschner (DGRV), Walter Wein-
kauf (Genossenschaftsverband Frank-
furt) und Konrad Palla (Raiffeisenver-
band Südtirol) aktuelle Fragen, wie
die Mindestgröße bei Verbänden, die



Beiträge zur angewandten
Wirtschaftsforschung – 
Nr. 10 (2005)
Combination Versus Compe-
tition – The Welfare Trade-
offs Revisited
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Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 65
Organisatorische Gestaltung
Virtueller Unternehmen –
eine vergleichende Analyse
von Organisationsformen
und Rechtsformen

men. Die zentralen Erfolgsfaktoren
der Kooperation und die speziellen
Anforderungen an die organisationale
Gestaltung werden identifiziert. Auf-
bauend auf diese Ergebnisse kann er-
mittelt werden, welche Organisations-
form einen optimalen Ablauf der Ko-
operation ermöglicht und welche
Rechtsform einen geeigneten Rahmen
für die Organisationsform des Netz-
werks bildet. 

Trennung von Prüfung und Beratung
oder die Option des Verbandes als
Netzwerk diskutieren. Ebenso grund-
legend sind die nachfolgenden Beiträ-
ge zum neuen Europäischen Genos-
senschaftsstatut und zu den Fragen der
Corporate bzw. Cooperative Gover-
nance, die auch für Genossenschaften
zunehmend an Bedeutung gewinnen.
Insgesamt drei Kapitel widmen sich
Fragestellungen des Finanzverbundes.
Das Spektrum der behandelten Frage-
stellungen reicht von der Mitglieder-
förderung und Wertemanagement
über Fragen der Fusion und des IT-
Outsourcings bis hin zur Bewältigung
von Unternehmenskrisen bei Genos-
senschaftsbanken. 
Schließlich finden sich auch noch Bei-
träge, die Praxisbeispiele der Ver-
bandsarbeit und innovativer Organisa-
tionsideen im Bereich der Wohnungs-
genossenschaften darstellen.
Die Beiträge des Bandes sind sowohl
von Wissenschaftlern als auch von
Praktikern verfasst, so dass sich unter-
schiedliche Perspektiven in den be-
handelten Themen ergeben.

& Theresia Theurl /
Eric Meyer (Hrsg.)

Wettbewerbsfähigkeit des genos-
senschaftlichen Netzwerks, Müns-
tersche Schriften zur Kooperation;
Bd. 64, Aachen: Shaker, 2005,
ISBN 3-8322-4448-4, 584 S.,
35,80 EUR

Veränderungen des wirtschaftlichen
Umfelds stellen Unternehmen und
ihre Organisationsstrukturen vor
immer neue Herausforderungen. Auf-
grund von Globalisierung, wachsen-
dem Wettbewerbsdruck und Indivi-
dualisierung der Nachfrage erschei-
nen traditionelle Organisationsformen
zunehmend ungeeignet für ein erfolg-
reiches Bestehen am Markt. Virtuelle
Unternehmen als eine dynamische
Netzwerkform bieten hingegen beson-
ders gute Möglichkeiten, den erhöhten
Flexibilitäts- und Komplexitätsbewäl-
tigungsanforderungen entgegenzutre-
ten.
Untersuchungsgegenstand dieser Ar-
beit ist die organisatorische Gestal-
tung Virtueller Unternehmen. Insbe-
sondere wird herausgearbeitet, wie die
optimale Organisationsform des Vir-
tuellen Unternehmens konkret ausge-
staltet sein sollte und welche Rechts-
form optimale Rahmenbedingungen
für diese Organisationsform bietet. Da
für die Ableitung von Gestaltungshin-
weisen weitreichende Kenntnisse hin-
sichtlich des Gestaltungsinhalts erfor-
derlich sind, wird zunächst eine insti-
tutionenökonomische Analyse der Ab-
läufe und Anreizstrukturen innerhalb
Virtueller Unternehmen vorgenom-

& Nina Tantzen

Organisatorische Gestaltung Vir-
tueller Unternehmen – eine ver-
gleichende Analyse von Organisa-
tionsformen und Rechtsformen,
Münstersche Schriften zur Koope-
ration; Bd. 65, Aachen: Shaker,
2005, ISBN 3-8322-4746-7, 336
S., 26,80 EUR



Beiträge zur angewandten
Wirtschaftsforschung – 
Nr. 12 (2005)
Europäische Identität und
symbolische Politik

Die gescheiterten Volksentscheide in
Frankreich und Niederlande über die
europäische Verfassung und der neu-
este Streit über den Haushalt der EU
sind ein Ausdruck einer tiefen Krise
des erweiterten Europas. Sie zeigen,
dass es an einer starken europäischen
Identität mangelt, die den nationalen
Egoismen hinter allen diesen Vorgän-
gen widerstehen könnte.
Dieses wirft die Frage auf, ob es über-
haupt eine europäische Identität gibt.
Zur Beantwortung dieser Frage, wird
zunächst untersucht, was eigentlich
„Identität“ ist. Hierzu gibt es ein wei-

tes Spektrum an Publikationen. Als
Neuerung wird versucht diese Frage
mit Hilfe des Instrumentariums der
Neuen Institutionenökonomik zu be-
antworten. Wesentlich erscheint den
beiden Autoren die Unterscheidung in
fundamentale Institutionen, die nicht
bewusst aufgebaut werden können,
sondern sich langsam, meist zufällig,
entwickeln, und den sekundären Insti-
tutionen, die bewusst von den Indivi-
duen aufgebaut werden. Im Anschluss
werden auf der Grundlage dieses In-
strumentariums unterschiedliche Ebe-
nen der Identität analysiert (Ich-Iden-
tität, Kollektive Identität und Nationa-
le Identität). Da für die in Frage ste-
hende europäische Identität besonders
die Aspekte der kollektiven bzw.
Gruppen-Identität wesentlich ist, wird
dann untersucht, inwiefern Symbole
zur Ausbildung dieser Identität we-
sentlich sind und wie sie zur Heraus-
bildung der Identität beitragen.
Schließlich wird gefolgert, dass für
eine Europäische Identität eigentlich
eine fundamentale Institution nötig
wäre, die man jedoch – in Ermange-
lung ihrer Konstruierbarkeit – ver-
sucht, durch sekundäre, technokrati-
sche Institutionen zu substituieren.
Als mögliche, auszubauende funda-
mentale Institutionen werden das Eu-
ropäische Parlament und eine europäi-
sche Währung diskutiert.
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& Ivo Bayer / Holger Bonus

Europäische Identität und symboli-
sche Politik, Arbeitspapiere des
Centrums für angewandte Wirt-
schaftsforschung der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster Nr.
12, kostenlos erhältlich

Mit dem Voranschreiten der Europäi-
schen Integration wie auch der wach-
senden globalen Integration der Märk-
te sinken auch die Handelsgrenzen
zwischen den einzelnen Ländern.
Damit werden internationale Fusionen
und Unternehmensübernahmen für
viele Unternehmen leichter und at-
traktiver. Während solche Zusammen-
schlüsse und Übernahmen einerseits
effizienzerhöhende Synergieeffekte
zeitigen, führen sie andererseits zu
einer wohlfahrtsmindernden Konzen-
tration in den Märkten. Diese gegenei-
nander abzuwägen ist eine der wesent-
lichen Herausforderungen für die Kar-
tellbehörden.
Dem Ansatz von Williamson folgend
werden in diesem Paper insgesamt
drei verschiedene Szenarien unter-
sucht: Eine Reduktion der variablen
Kosten (mit und ohne Fixkosten), Re-
duktion der Fixkosten und der Fall
von Produktinnovationen. Für jedes
Szenario wird untersucht, welche ge-
samtwirtschaftlichen Implikationen
eine Veränderung vom Wettbewerbs-
markt zum Monopol, vom Wettbe-
werbsmarkt zum Oligopol und vom
Oligopol zum Monopol hat, also wie
sich die Marktkonzentration auf die
Wohlfahrt auswirkt.
Zur Analyse dieser Effekte, die nicht
direkt messbar sind, werden Indikato-
ren eingeführt, die in mehr oder min-
der direkter Verbindung zu diesen
Wohlfahrtseffekten stehen, wie z.B.
Preis, Menge oder Fixkosten. Die Re-
sultate werden für alle Szenarien in
übersichtlichen Tabellen zusammen-
gefasst, die als ein Leitfaden für die
wettbewerbspolitische Entscheidung
dienen können.

& Tholen Eekhoff

Combination Versus Competition –
The Welfare Trad-offs Revisited, Ar-
beitspapiere des Centrums für an-
gewandte Wirtschaftsforschung der
Westfälischen Wilhelms-Universität
Münster Nr. 10, kostenlos erhältlich



Ende Okto-
ber hat Tho-
len Eekhoff
sein Disser-
tat ionspro-
jekt am IfG
Münster ab-
geschlossen.
Er war seit

April 2002 am IfG und hat
ein Teilprojekt des von der
VW-Stiftung geförderten
Projektes „Globales Wirt-
schaften – Globale Unterneh-
menskooperation – Globale
Regulierung“ bearbeitet, in
dem er sich mit den gesamt-
wirtschaftlichen Implikatio-
nen von internationalen Un-
ternehmenskooperationen
befasst hat.

Kerstin Liehr-Gobbers hat
im Juli 2005 ihre Promotion
zu den „Erfolgsdeterminan-
ten des genossenschaftlichen
Lobbyings in Brüssel“ erfolgreich be-
endet. In der Analyse konnte sich Kers-
tin Liehr-Gobbers auf zahlreiche Exper-
tengespräche und eine breite Befra-
gungsaktion in Brüssel stützen, so dass
die Arbeit eine solide empirische Fun-
dierung besitzt.
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Seit April 2001 war Josiane Kuhnen da Silva als DAAD-Stipendia-
tin am IfG Münster tätig und hat im November 2005 ihre Dissertati-
on zum Thema der monetären Integration erfolgreich abgeschlossen. In der Arbeit untersucht
Josiane Kuhnen da Silva, welche Lehren aus der Europäischen Währungsunion für eine solche
Union im Mercosur, der Freihandelszone Südamerikas, gezogen werden können.

Prof. Dr. Theresia Theurl wurde am
25. Oktober 2005 zur Dekanin der
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-

tät der Universität Münster gewählt. 

Pinnwand
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Seit September 2005 ist Stefanie
Franz Wissenschaftliche Mitarbeiterin
im Team des IfG. Stefanie Franz hat
an den Universitäten Münster, Rom
(La Sapienza) und Halifax (Kanada)
Volkswirtschaftslehre studiert. Sie
wird sich in ihrem Dissertationspro-
jekt den Fragen der Kooperation im
Gesundheitswesen widmen, die durch

die Reformen in der Gesetzgebung zur Gesundheitsversor-
gung hohe Aktualität besitzen.

Burkhard Kesting hat Ende Oktober 2005 seine Tätigkeit am
IfG beendet. Er war als Studentischer Mitarbeiter seit Juni 2002
am IfG und war im Rahmen des Projektes der VW-Stiftung
„Globales Wirtschaften – Globale Unternehmenskooperation –
Globale Regulierung“ für die Erstellung einer umfassenden Literaturdaten-
bank zu diesem Thema zuständig. Außerdem hat er sich im Rahmen der
IGT 2004 als zuverlässiger Mitarbeiter erwiesen. Burkhard Kesting wird
sein Studium im Frühjahr 2006 abschließen und absolviert gerade ein Prak-
tikum in Indonesien.

Alexander Wesemann ist seit
Oktober 2005 Studentischer
Mitarbeiter des IfG. Er stu-
diert das Fach Unterneh-
menskooperation und unterstützt die
Recherchearbeiten für das Wahlpflicht-
fach.

Antoinette Helbing hat ihr
Studium Ende Juni 2005
beendet. Sie war seit April
2004 Studentische Mitar-
beiterin am IfG und hat
auch an der Organisation
der IGT 2004 mitgewirkt.

Sie  war für die Recherche tätig und hat an
der empirischen Erhebung im Rahmen des
Projekts „Kooperation von Wohnungsge-
nossenschaften“ mitgearbeitet.
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Holger Keen hat
Ende September
2005 das IfG für
ein Auslandsse-
mester in den
USA verlassen.

Er war seit Januar 2005 als Studenti-
scher Mitarbeiter am IfG tätig.

Seit Juli 2005 verstärken Cornelia Wigand, Frank Ostermann und Julian
Flottmann als Studentische Mitarbeiter das IfG. Sie studieren alle das Wahl-
pflichtfach Unternehmenskooperation und werden schwerpunktmäßig in der
Literaturrecherche arbeiten, wo sie ihre Kenntnisse zur Unternehmenskoope-
ration ergebnisorientiert einsetzen können.

Ende August 2005 hat
Maren Deuter das IfG
verlassen. Sie war als
Studentische Mitar-
beiterin seit Januar
2004 am IfG beschäf-
tigt und in der Recher-
che tätig. Außerdem hat sie das IGT-
Team tatkräftig unterstützt. Maren Deu-
ter absolviert nun ein Praktikum bei
Bayer in Mexiko und wird im Frühjahr
ihre Diplomarbeit am IfG schreiben.
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Das aktuelle Stichwort
Unternehmenskrisen 

Identifikation von Risiken, Vermeidung und Sanierung von Krisen 

Unternehmen sind mit herausfordernden Rahmenbedingungen konfrontiert. Die Identifika-
tion von Risiken, die Vermeidung und die Sanierung von Krisen sind zu einer erfolgsent-
scheidenden Aufgabe des Managements geworden. 

Die Unternehmensinsolvenzen in
Deutschland verharren auf hohem Ni-
veau. Sie betrugen fast 40.000 im
Jahre 2004. 135 von 10.000 Unter-
nehmen wurden insolvent. Mit diesen
Werten liegt Deutschland zwar nicht
an der Spitze in der Europäischen
Union, ist jedoch stärker belastet als
der Durchschnitt. Es ist zu beachten,
dass die abweichenden Insolvenzquo-
ten auch durch weitreichende Unter-
schiede in der Insolvenzgesetzgebung
hervorgerufen werden. Fast die Hälfte
der Insolvenzen fallen im Dienstleis-
tungssektor an und etwa ein Viertel im
Handel. Als häufigste Ursachen wur-
den von der Creditreform in einer Be-
fragung von Insolvenzverwaltern Ma-
nagementfehler (71%), Absatz, Auf-
tragslage und Konkurrenz sowie Fi-
nanzierungsprobleme genannt. Nicht
jede Unternehmenskrise muss in einer
Insolvenz enden. In einer KPMG-Stu-
die, in die Schweizer Unternehmen
einbezogen waren, stellte sich heraus,
dass 50% in den letzten fünf Jahren
mit Krisen konfrontiert waren. Die
Früherkennung von Risiken und Kri-
senfaktoren wird damit zu einer zen-
tralen Führungsaufgabe in einer Epo-
che, in der Unternehmen mit schwie-
rigen Rahmenbedingungen konfron-
tiert sind. Dabei geht es um das Er-
kennen der konkreten Herausforde-
rungen, der Prüfung der eigenen Posi-

tionierung, einer strategischen Wei-
chenstellung und der professionellen
Umsetzung der identifizierten Maß-
nahmen.

Frühe Erkennung 
von Risiken 

Nicht jedes Risiko muss zu einer
Krise führen. Eine nachhaltige Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen
kann nur über zukunftsorientierte
Strategien, die Ergreifung von Chan-
cen und die Übernahme von Risiken
gesichert werden. Es existieren also
immer Risiken, dass interne und ex-
terne Faktoren die Verfolgung einge-
schlagener Strategien oder die Ver-
wirklichung von Unternehmenszielen
verhindern. Die unternehmensinter-
nen Risikofelder enthalten finanzwirt-
schaftliche und leistungswirtschaftli-
che Risiken. Dazu kommen Risiken
aus Management und Organisation.
Es geht vor diesem Hintergrund um
risikopolitische Entscheidungen und
den Aufbau eines Risikomanagements
mit entsprechenden Infrastrukturen
und Steuerungsinstrumenten. Diese
haben Bestandteil der allgemeinen
Unternehmenspolitik zu sein. Dabei
hat entschieden zu werden, welcher
Anteil der Risiken vermieden, ver-
mindert, begrenzt, überwälzt oder ge-
tragen werden soll.

Arten von Risiken
Es sind allgemeine von branchen- und
standortspezifischen sowie unterneh-
mensspezifischen Risiken abzugren-
zen. Risikosysteme müssen in der
Lage sein, bestehende und neue Risi-
ken zu identifizieren, Risiken zu be-
werten und zu gewichten sowie sol-
che zu überwachen und zu steuern.
Eine Vielzahl von Risikofrüherken-
nungssystemen steht heute zur Verfü-
gung. Zunehmend wird versucht, ver-
gangenheitsorientierte Kennzahlen
durch die gezielte Abschätzung von
Risiko- und Erfolgspotenzialen mit-
tels entsprechender Tools zu ergän-
zen. Solche Risikoerkennungs- und 
-steuerungssysteme haben mehrere
Anforderungen zu erfüllen. So ist
wichtig, dass nicht ein falsch verstan-
denes Harmonie- und Stabilitätsbe-
dürfnis das Problembewusstsein trübt.
Auch schwache Signale müssen er-
kannt werden. Es muss möglich sein,
unterschiedliche Risikokategorien
und ihre Wirkungen zu differenzieren
und zu bewerten. Dabei sind Hand-
lungskonsequenzen für das Eintreten
bestimmter Indikatorwerte bereits im
Vorfeld festzulegen. Es geht nicht um
punktuelle und fallweise Prüfungen,
sondern um die Institutionalisierung
von Informations-, Beurteilungs- und



Handlungsroutinen sowie um die Ge-
winnung eines Gesamtbildes.

Unternehmenskrisen

Unternehmenskrisen sind als nachhal-
tig existenzielle Bedrohung eines Un-
ternehmens zu sehen. Sie stellen
meist den Schlusspunkt eines bereits
länger andauernden Prozesses dar, der
alle Stakeholder betrifft. Mit einem
hohen Zeit- und Entscheidungsdruck
geht eine eingeschränkte Kontrolle
über die Ergebnisse einher. Eine typi-
sche Krisenstruktur reicht von der
Strategie-, über eine Rentabilitäts-
und Ertrags- zur Liquiditätskrise, die
schließlich in der Insolvenz münden
kann. Dabei entsteht der krisenhafte
Verlauf mit der Wahl einer falschen
Strategie, während die Wahrnehmung
von Krisensymptomen in die gegen-
läufige Richtung weist. Dies gilt auch
für die Beziehung zwischen der ver-
fügbaren Reaktionszeit und dem Kon-
kursrisiko. Im Zuge der Krisenent-
wicklung nimmt die Bestandssicher-
heit des Unternehmens sukzessive ab.

Krisenursachen

Als die häufigsten Krisenursachen für
mittelständische Unternehmen sind
unter anderem zu geringe Renditen,
ein fehlendes Liquiditätsmanagement,
eine zu hohe Sortiments- und Pro-
duktkomplexität, eine zu geringe Ei-
genkapitalquote, eine mangelhafte
Managementkompetenz sowie ineffi-
ziente Geschäftsprozesse und unzu-
reichende Controlling- und Risikoma-
nagementinstrumente identifiziert
worden. Diese und weitere Faktoren
können in strategische, organisatori-
sche, erfolgswirtschaftliche und fi-
nanzwirtschaftliche Ursachen syste-
matisiert werden. Einige Beispiele für
strategische Ursachen sind Fehlein-

schätzungen der Marktentwicklung,
aber auch des Änderungsbedarfs, der
etwa aus einer Reform des Regulie-
rungsregimes entsteht. Organisatori-
sche Ursachen sind nicht nur inner-
halb des Unternehmens zu identifizie-
ren, sondern auch in der Gestaltung
der Unternehmensgrenzen. So kann
die Integration in Unternehmensnetz-
werken dann krisenvermeidend sein,
wenn es so gelingt, mögliche Größen-
oder Komplementaritätseffekte zu
verwirklichen. Erfolgswirtschaftliche
Ursachen von Krisen sind unter ande-
rem eine fehlerhafte Investitionspla-
nung, Ineffizienzen in der Wertschöp-
fungskette oder eine eingeschränkte
Qualität des Humankapitals. Eine in-
adäquate Finanzstruktur, die allge-
meine Kapitalmarktsituation oder
eine mangelhafte Eigenkapitalbasis
sind einzelne finanzwirtschaftliche
Ursachen.

Vermeidung von Krisen

Unternehmenskrisen können durch
vorbeugende Maßnahmen verhindert,
durch die ursprünglich nicht beab-
sichtigte Nutzung besonderer Erfolgs-
potenziale abgewendet oder noch vor
der Insolvenz saniert werden. Vorbeu-
gende Maßnahmen enthalten Risiko-
frühwarnsysteme sowie die Auswer-
tung von Ist/Soll-Vergleichen des Be-
richtswesens und Controllings. Da-
raus sind früh krisenvermeidende Ak-
tivitäten abzuleiten. Die Nutzung be-
sonderer Erfolgspotenziale kann in
der ursprünglich nicht beabsichtigten
Veräußerung von assets, der Auslage-
rung von Investitionen an Dritte (z.B.
Sale-and-lease-back, Spezialfonds,
…) oder in der Entscheidung für zu-
sätzliche/andere Geschäftsfelder oder
-modelle bestehen. 

Sanierung von Krisen
Das Sanierungsmanagement baut auf
einer „Sanierungsphilosophie“ auf
und hat vor dem Hintergrund einer
Sanierungsstrategie ein konkretes
Maßnahmenkonzept zu enthalten. Die
Sanierungsphilosophie beinhaltet das
Bewusstsein, dass einerseits strategi-
sche und operative Aufgaben, ande-
rerseits Analyse und Umsetzung zu
kombinieren sind. Zusätzlich ist da-
rauf zu achten, dass schnell sanie-
rungsrelevante Ergebnisse erreicht
werden können. In der Sanierungs-
phase zeichnen sich die Unternehmen
durch eine Dominanz finanzwirt -
schaftlicher Überlegungen und eine
starke Controlling-Orientierung aus.
In diesem Zeitraum bestehen ausge-
prägte Kommunikationsanforderun-
gen mit den Stakeholdern des Unter-
nehmens. Häufig ergibt sich die Not-
wendigkeit einer personellen Verän-
derung. Diese kann Vorstände, Auf-
sichtsräte, aber auch Mitarbeiter be-
treffen. Insgesamt gilt es, die Krise als
Chance für eine Neupositionierung zu
nutzen. Die Zielsetzungen der Sanie-
rung bestehen darin, einen Stop der
negativen Unternehmensentwicklung
zu erreichen, Vertrauen in die Unter-
nehmensentwicklung bei Banken,
sonstigen Gläubigern, Gesellschaf-
tern, Mitgliedern und Kunden zu ent-
wickeln sowie glaubwürdige Zu-
kunftsperspektiven aufzuzeigen. Vor
der Bewerkstelligung der eigentlichen
Sanierungsaufgabe sind die Sanie-
rungsbedürftigkeit, -fähigkeit und 
-würdigkeit zu prüfen.

Elemente von 
Sanierungskonzepten

Sanierungskonzepte haben immer
eine Vergangenheitsbetrachtung zu
enthalten, aus der Krisenursachen ab-
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geleitet werden können. Vor diesem
Hintergrund gilt es, den Status quo zu
erheben. Dieser Schritt besteht aus der
Analyse der Ertrags-, Liquiditäts- und
Vermögens- sowie der Finanzierungs-
analyse. Zusätzlich sind die Ge-
schäftsfelder und die Organisations-
strukturen zu prüfen. Nun gilt es, den
Grad der Existenzgefährdung ohne
Sanierung abzuschätzen bevor die
Unternehmensplanung und die Skiz-
zierung des Leitbildes des sanierten
Unternehmens erfolgt. Dieser Schritt
beginnt mit der Festlegung des
Zwecks und des Geschäftsumfanges
des dann sanierten Unternehmens.
Aufbau und Entwicklung neuer Ge-
schäftsfelder sowie die Trennung von
bisherigen Aktivitäten sind zu ent-
scheiden. Wichtige Bestandteile sind
die Personalentwicklung sowie eine
interne Reorganisation. Zukünftige
Investitionen sowie Sofortmaßnah-
men zur Liquiditätssicherung sind zu
planen. Dann sind konkrete Maßnah-
men und Zeitpunkte sowie die Turn-
Around-Werte der einschlägigen Indi-
katoren festzulegen. Die einzelnen
Schritte bedürfen eines Controllings.
Sanierungsmaßnahmen finden häufig
unter Einbeziehung anderer Unter-

nehmen bzw. Organisationen statt. An
erster Stelle sind Banken und andere
Gläubiger zu nennen. Sie können eine
Sanierung durch die Bereitschaft zu
Umschuldungen, Zins- und Tilgungs-
aussetzungen, die Gewährung eines
Sanierungszinses oder von Sanie-
rungskrediten, einen Kapitalverzicht
sowie die Umwandlung von Forde-
rungen in Beteiligungen unterstützen.
Doch auch die Kooperation oder Ver-
schmelzung mit anderen Unterneh-
men sowie Public-Private-Partner-
ships können Elemente eines Sanie-
rungskonzeptes darstellen. 

Erfolgs- und 
Misserfolgsfaktoren

Nicht alle Sanierungsversuche enden
erfolgreich. In vielen Befragungen
werden eine Kostensenkung, die Kon-
zentration auf rentable Geschäfte, die
Umstrukturierung der Führungsorga-
nisation, ein professionelles Liquidi-
tätsmanagement, die Optimierung der
Kernprozesse, die Verringerung der
Produktkomplexität sowie eine Ver-
äußerung von Assets als Erfolgstrei-
ber identifiziert. Als häufigste Ursa-
chen für eine Verfehlung der Sanie-

rungsziele sind unter anderem eine
unvorhergesehene Marktentwicklung,
Fehler in der Ist-Analyse und in der
Datenbasis, ein falsches Management,
eine zu späte Problemlösung, eine
Unterschätzung der Krisendimension,
eine Blockade durch Gesellschafter
oder Management, Umsetzungsmän-
gel sowie fehlende Liquiditätsquellen
festgehalten worden. Viele dieser
Faktoren sind im Management ange-
siedelt. Vor diesem Hintergrund sind
nicht nur die frühe Erkennung von
krisenfördernden Risikofaktoren so-
wie die Vermeidung von Unterneh-
menskrisen eine herausfordernde Ma-
nagementaufgabe, sondern auch die
professionelle Sanierung von Unter-
nehmenskrisen. Letztere ist eine der
notwendigen Voraussetzungen für
eine Verringerung der hohen Insol-
venzquote in Deutschland.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Benutzte Literaturquellen:
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Hauschildt, Jürgen; Leker, Jens (2000) (Hrsg.): Krisendiagnose durch Bilanzanalyse, Köln.
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Im Fokus
Finanzverhalten

Fehler kennen – Fehler vermeiden

Der Rückzug des Staates führt zu einem Anstieg der Eigenverantwortung des Individuums.
Dieses gilt insbesondere für seine finanziellen Entscheidungen und dabei für seine finan-
ziellen Vorsorgeentscheidungen. Umso wichtiger ist es zu wissen, dass die menschlichen
Entscheidungen erheblichen Verzerrungen unterworfen sind, die zu nachhaltigen Fehlent-
scheidungen führen können.

Die neoklassische Theorie unterstellt
den Menschen bei ihren Entscheidun-
gen stets eine vollständige Rationali-
tät, d.h. die Individuen werten alle In-
formationen aus, haben ein vollkom-
menes Wissen über die wirtschaftli-
chen Zusammenhänge und können
damit die für sie individuell richtigen
Entscheidungen treffen. Für diese
theoretischen Annahmen gibt es gute
Gründe und sie haben der Ökonomik
tiefe Einblicke in die grundlegenden
Prinzipien der Funktionsweisen von
Märkten erlaubt. Mit einer Weiterent-
wicklung der Möglichkeiten zur em-
pirischen Auswertung von Daten und
der Erschließung neuer Datenquellen
hat man jedoch zahlreiche Anomalien
in menschlichen Entscheidungen ge-
funden, die so nicht mit dem Modell
des Homo oeconomicus vereinbar
waren. Insbesondere auf den Finanz-
märkten finden sich zahlreiche solche
Unregelmäßigkeiten. Eines der be-
kanntesten Phänomene ist dabei das
Herdenverhalten, das sich auf Finanz-
märkten aber auch in realwirtschaftli-
chen Entscheidungen beobachten
lässt. Beim Herdenverhalten beobach-
ten die Individuen die Entscheidun-
gen anderer Marktteilnehmer. Sie un-
terstellen diesen dabei, dass sie Infor-
mationen haben, die diese für ihre

Entscheidung genutzt haben und da-
tieren ihren eigenen Informations-
stand auf. Dieses ist insbesondere
dann problematisch, wenn gering in-
formierte Individuen die ersten (u.U.
rational kaum begründeten oder sogar
zufällige) Entscheidungen treffen,
ihnen von den späteren Entscheidern
dann aber eine Rationalität unterstellt
wird, die gar nicht vorhanden war und
die diese dann nutzen, um ihre ur-
sprünglich geplante Entscheidung zu
revidieren, so dass sich insgesamt
suboptimale Ergebnisse ergeben.
Dieses ist jedoch nur ein Fehler der
bei Entscheidungen auftreten kann.
Die Finanzpsychologie hat mittler-
weile zahlreiche Ursachen und Kate-
gorien von Fehlern in den menschli-
chen Entscheidungen identifiziert, die
im folgenden angerissen werden sol-
len.

Verfügbarkeitsheuristiken

Viele „Fehler“ bei Entscheidungen
entstehen dadurch, dass sich Men-
schen auch in ihrem Informationsver-
halten durchaus ökonomisch verhal-
ten. Sie wägen ab, ob es Sinn macht,
weitere Informationen einzuholen und
die damit verbundenen Kosten aufzu-
wenden oder ob man auf Basis des
jetzigen Informationsstandes seine

(u.U. falsche) Entscheidung trifft.
Dass dieses ein Informationsparadox
aufwirft, da sich der Wert einer unbe-
kannten Information nur schwerlich
bemessen lässt, sei hier nicht disku-
tiert. 
Die Schätzung eines Ereignisses er-
folgt deshalb häufig mit der Leichtig-
keit mit der geeignete Informationen
im Gedächtnis verfügbar sind. Die
(subjektive) Wahrscheinlichkeit für
ein Ereignis wächst also, je leichter
Beispiele hierfür abgerufen werden
können, da dadurch der Eindruck
einer relativ höheren Anzahl dieser
Ereignisse suggeriert wird. Die Ver-
fügbarkeit kann durch die Lebhaftig-
keit einer Darstellung, durch Werbung
(d.h. durch wiederholte Aufnahme)
oder die Assoziierung von Ereignis-
sen beeinflusst werden. Hierfür seien
zwei Beispiele angeführt.
Beispiel 1: Fragt man Versuchsperso-
nen, ob mehr Personen durch Magen-
krebs oder durch Autounfälle sterben,
so geben die meisten Menschen an:
„Durch Autounfälle“. Dieses ist
falsch. Die Schätzung wird durch die
größere Präsenz von Verkehrsunfällen
in den Medien und damit im Gedächt-
nis der Menschen beeinflusst
Beispiel 2: Bei der Auswahl von Ak-
tien bevorzugen Menschen die Aktien



des eigenen Unternehmens oder des
Heimmarktes, da die Informationen
über diese Unternehmen besser ver-
fügbar sind.

Verankerungsheuristiken

Verankerungsheuristiken treten insbe-
sondere bei numerischen Abschätzun-
gen auf und sind deshalb für Finanz-
entscheidungen von besonderer Wich-
tigkeit. Die (subjektive) Abschätzung
eines Ergebnisses oder auch einer
Wahrscheinlichkeit werden durch An-
kerwerte beeinflusst die aufgabenen-
dogen aber auch – verblüffenderweise
– völlig vom Aufgabenkontext losge-
löst sein können. Diese Ankerwerte
werden als eine erste Schätz- oder
Kalkulationsnäherung angenommen,
ohne dass dieses einer Versuchsper-
son bewusst sein muss. Fehler passie-
ren dabei sehr häufig durch das fal-
sche Setzen des Ankers. Außerdem
verursacht der Ankereffekt tenden-
ziell eine Verzerrung der Erinnerung.
Hierfür gibt es zwei Beispiele die eine
hohe statistische Signifikanz besitzen
und sehr leicht reproduziert werden
können.
Beispiel 1:  Zwei Gruppen werden ge-
beten, das Ergebnis der Multiplikation
der Zahlen von 1 bis 10 bzw. von 10
bis 1 in sehr kurzer Zeit zu schätzen,
so dass ein vollstäniges Ausrechnen
nicht möglich ist. Die Ergebnisse der
zweiten Gruppe sind tendenziell grö-
ßer (900 gegenüber 150), da dort das
Produkt der ersten Zahlen, die man
ansatzweise multipliziert hat und
deren Produkt viel größer ist, als
Anker genommen werden.

Beispiel 2: Zwei Gruppen sollen die
Zahl der afrikanischen Staaten in der
UNO schätzen. Vor den Augen der
Probanden der ersten Gruppe hält ein
Glücksrad vor der Fragestellung (für
sie) „zufällig“ bei 65, bei der anderen
stoppt es „zufällig“ bei 10. Die Schät-
zung der zweiten Gruppe ist dann ten-
denziell kleiner (25 gegenüber 45).
Dieses ist deshalb überraschend, da
die Zahl des Glücksrades in keinerlei
inhaltlichem Zusammenhang mit der
Zahl der afrikanischen Staaten steht.
Ähnliche Phänomene sind bei der
Schätzung von Dollarkursen, des
DAX und des Goldpreises beobachtet
worden.

Prospect-Theorie

Die Prospekttheorie ist eine wesentli-
che Erweiterung der Theorie der Er-
wartungsbildung. Im Kern geht sie
davon aus, dass die Erwartungsbil-
dung in zwei Phasen unterteilt werden
kann. In der Editions- und Kodie-
rungsphase wird das Problem trans-
formiert, so dass es mental fassbar
wird. Hierzu werden Ereignisse zu-
sammengefasst, es werden Auszah-
lungen und Wahrscheinlichkeiten ver-
einfacht oder es werden Wahrschein-
lichkeiten aufgespalten in eine sichere
und eine unsichere Auszahlung. In der
zweiten Evaluationsphase werden den
editierten Optionen dann (subjektive)
Werte beigemessen, wobei die Pros-
pect-Theorie zwei wesentliche An-
nahmen trifft:
– Die Optionen werden nie absolut,
sondern immer relativ zu einem Refe-
renzpunkt getroffen, oberhalb des Re-

ferenzpunktes sind Gewinne kodiert,
unterhalb Verluste. Ferner wird ange-
nommen (und ist mittlerweile experi-
mentell nachgewiesen), dass ein Ge-
winn geringer bewertet wird als ein
betragsmäßig gleich großer Verlust.
Die Individuen haben also eine beson-
dere am Referenzpunkt geknickte
Wertfunktion für die Auszahlungen.
– Die Wahrscheinlichkeiten werden
zusätzlich noch gewichtet. Kleinen
Wahrscheinlichkeiten wird dabei
meist von den Personen ein höheres
Gewicht gegeben als großen Wahr-
scheinlichkeiten.
Hierzu ein Beispiel: Versuchpersonen
sollten wählen zwischen einem Ver-
lust von 500 € mit einer Eintrittswahr-
scheinlichkeit von p=0,01 oder einem
Versicherungsbeitrag von 5 €. Eine
andere Gruppe sollte wählen zwi-
schen einem Verlust von 500 € mit
p=0,01 und einem finanziellen Verlust
von 5 €. Ca. 2/3 der Personen zogen
den Versicherungsbeitrag vor, aber
nur 39 % den finanziellen Verlust.
Dieses kann durch eine Verschiebung
des Referenzpunktes erklärt werden. 
Dieses sind nur einige – wenngleich
grundlegende Effekte – die hier nur
angerissen werden konnten. Wesent-
lich ist jedoch die Einbeziehung des
Wissens um diese Effekte in Finanz-
entscheidungen.
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Oskar Betsch / Peter Thomas: Industrialisierung der Kreditwirt-

schaft – Informationstechnologie und Managementkonzepte

Wiesbaden, Gabler, 2005, ISBN 3-409-14256-8, 206 Seiten, € 34,90.

Die veränderten Rahmenbedingungen
im deutschen Bankensektor, insbe-
sondere der zunehmende Kosten- und
Wettbewerbsdruck, üben einen Re-
formdruck auf die Kreditwirtschaft
aus. Die Bedeutung der internen Pro-
zessoptimierung hat dabei stark an
Bedeutung gewonnen. Unstrittig in
der Finanzbranche ist, dass die interne
Ressourcenallokation verbessert wer-
den muss. Die Ressourcen müssen
vor allem in den Kernkompetenzfel-
dern der Bank genutzt werden. In
einer Umfrage des Fraunhofer Institu-
tes wurde festgestellt, dass ca. 71 Pro-
zent der befragten Banken eine Auto-
matisierung von standardisierten Pro-
zessen im Sinne einer Industrialisie-
rung anstreben. Besonders durch den
Einsatz moderner Informationstech-
nologien versprechen sich rund 79
Prozent nachhaltige Veränderungen in
den Kostenstrukturen. 20 Prozent der
Befragten beurteilen die Industriali-
sierung der Bankprozesse sogar als
Königsweg. 
Die Autoren Prof. Dr. Dr. Oskar
Betsch, ehemaliger Bankvorstand und
jetzt Professor für Finanzierung und
Bankbetriebslehre an der TU Darm-
stadt und Dipl.-Wirt.-Inf. Peter Tho-
mas, Berater bei McKinsey im Be-
reich Finanzdienstleistungen, thema-
tisieren diesen Sachverhalt und sehen
vor allem die Fortschritte in der Infor-
mationstechnologie als Katalysator
für neue Strukturen in der Banken-
branche an. Sie analysieren in einem

ersten Schritt, wie es zu dem nachhal-
tigen Einbruch im deutschen Kredit-
gewerbe zu Beginn des Jahrtausends
kommen konnte. Dabei schildern sie
die bankinternen und -externen Grün-
de, welche für die Probleme verant-
wortlich waren und sind. Sie führen
Lösungsmöglichkeiten auf, um den
neuen Herausforderungen zu begeg-
nen. Es werden erwartete und schon
in Gang gekommene Entwicklungen,
wie z.B. das Aufbrechen der Wert-
schöpfungskette und die damit ver-
bundene Konzentration auf die jewei-
ligen Kernkompetenzen, analysiert. 
Eine Übertragung industrieller Kon-
zepte auf die Kreditwirtschaft scheint
nach Ansicht der Autoren nicht nur
möglich, sondern sogar notwendig.
Dabei beschreiben sie die strategische
Neuausrichtung in Bezug auf das ver-
änderte Umfeld, die Einführung in-
dustrieller Managementmethoden und

die Standardisierung vor allem des
Massengeschäftes im Back-Office-
Bereich. Die der Industrie entlehnten
Konzepte, zu denen beispielsweise
das Prozessmanagement, das Change-
Management, das Lean-Management
und das Qualitätsmanagement gehö-
ren, werden von den Autoren detail-
liert beschrieben und auf die Kredit-
wirtschaft angewendet. Die beschrie-
benen Konzepte sind in der Praxis er-
probt und werden vor allem dort er-
folgreich eingesetzt, wo sie nachhal-
tig implementiert und von der Unter-
nehmensführung gefördert werden.
Als weiteren wesentlichen Schwer-
punkt des Buches wird auf die Rolle
der Informationstechnologie einge-
gangen. Dabei wird insbesondere die
strategische und operative Ausrich-
tung der IT-Architektur diskutiert und
Aufgabenschwerpunkte der Informa-
tionstechnologie in Banken praxisnah
beschrieben. „Industrialisierung der
Kreditwirtschaft“ richtet sich an die
Bankenpraxis, an Service-Anbieter,
Unternehmensberater und an die Wis-
senschaft. Es kann jedem Leser emp-
fohlen werden, der sich einen Über-
blick über die Herausforderungen und
Lösungsansätze der Kreditwirtschaft
verschaffen möchte.
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Stephanie Stock, Marcus Redaèlli, Karl W. Lauterbach: Disease
Management als Grundlage integrierter Versorgungsstrukturen

Das Gesundheitssystem in Deutsch-
land steht vor einer gravierenden Re-
organisation. Auslöser dieses Struk-
turwandels sind die stetig steigenden
Ausgaben der Gesundheitsversor-
gung. Die zahlreichen Kostendämp-
fungsgesetze haben in der Vergangen-
heit nur kurzfristig zu Entlastungen
auf der Ausgabenseite geführt. Eine
Studie der WHO zeigt, dass Deutsch-
land im europäischen Vergleich die
Spitzenposition bei den Gesundheits-
ausgaben pro Kopf einnimmt, aber
bei den Indikatoren Qualität und Ge-
sundheit der Bevölkerung nicht zu
den Ersten zählt. Dieser Unwirt-
schaftlichkeit versucht der Gesetzge-
ber mit dem GKV-Modernisierungs-
gesetz 2004 zu entgegnen. Mit den
Regelungen u. a. zur Integrationsver-
sorgung (IV) und zu Disease Manage-
ment Programmen (DMP) werden
den Leistungsanbietern und den Kran-
kenkassen Instrumente an die Hand
gegeben, um im Kontext dieses insti-
tutionellen Rahmens – durch den Ab-
schluss von Verträgen – neue Behand-
lungs- und Vergütungsstrukturen auf
dem Gesundheitsmarkt zu etablieren.
Mithilfe dieser Konzepte soll eine ef-
fiziente und patientenorientierte Ko-
ordination der Versorgung über die
Leistungserbringer hinweg geschaf-
fen werden. Diese Versorgungskon-
zepte stellen den Inhalt des Buches
des Direktors des Institutes für Ge-
sundheitsökonomie und Klinische
Epidemiologie, Karl W. Lauterbach
und seinen wissenschaftlichen Mitar-
beitern Stephanie Stock und Marcus
Redaèlli dar. Das Werk liefert in sechs
Kapiteln einen umfassenden Über-

blick über den Hintergrund, die Ziel-
setzung, das Begriffsverständnis, die
Umsetzung und die gesetzlichen Rah-
menbedingungen der zwei Versor-
gungskonzepte IV und DMP.
Zu Beginn des Buches vermitteln die
Autoren dem Leser die rechtlichen
Grundlagen sowie die Unterschiede
und Gemeinsamkeiten der zwei Kon-
zepte. Disease Management wird als
eine Sonderform der IV verstanden.
Vertiefend wird der Begriff Disease
Management, seine Zielsetzung und
die Bedingungen bei der Entwicklung
von DMP erläutert. Daran anknüp-
fend gehen die Autoren auf die Um-
setzungsmöglichkeiten vor dem Hin-
tergrund beschriebener Rahmenbe-
dingungen ein. Der Schwerpunkt wird
auf das vierte Kapitel des Buches ge-
legt. Es werden die einzelnen Kompo-
nenten – zugleich Erfolgsfaktoren –
der Versorgungskonzepte dargestellt,
die die medizinische Versorgung im
Hinblick auf Kontinuität und Qualität
fördern. Zu den elementaren Kompo-
nenten zählen die Autoren: Leitlinien,
Patientenschulung, Organisationsma-

nagement, Entscheidungsunterstüt-
zung, Datenmanagement, Dokumen-
tation, Datenbanken, Arzt- und Pa-
tienteninformationssysteme und ärzt-
liche Fortbildung. 
Neben den genannten Komponenten
der Versorgungskonzepte wird auf die
Rolle der an den Versorgungskonzep-
ten Mitwirkenden eingegangen. An
den Versorgungskonzepten sind die
Leistungserbringer (z.B. Ärzte, Kran-
kenhäuser), die Kostenträger (Kran-
kenkassen) sowie der Patient selbst
beteiligt. Abschließend werden die
Konzepte im Hinblick auf ihre einge-
setzten Kosten und ihren erhaltenen
Nutzen aus wissenschaftlicher und
praxisbezogener Perspektive bewer-
tet. Die Evaluation soll aufzeigen, ob
die gesamtgesellschaftlich gewünsch-
te Versorgungsqualität zu vertretbaren
Kosten sichergestellt werden kann.
Die ungenügende Datenverfügbarkeit
stellt sich dabei als großes Problem
heraus.
Das vorliegende Buch liefert detail-
lierte Informationen zu DMP. Dem
Konzept der IV im Allgemeinen wird
eine geringere Bedeutung beigemes-
sen. Empfohlen werden kann dieses
Buch jedem Leser, der sich intensiver
mit der Materie Disease Management
auseinander setzten möchte. Ein Ba-
siswissen zum Thema Gesundheits-
wesen ist zum besseren Verständnis
von Vorteil.
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Ein zunehmender Teil der Wertschöp-
fung wird in Kooperationen, Partner-
schaften, Allianzen und Netzwerken
oder durch deren Vermittlung ge-
schaffen. Dies ist nicht überraschend,
findet Wirtschaften heute doch vor
herausfordernden Rahmenbedingun-
gen statt, die eine schnelle Anpas-
sungsfähigkeit und optimierte Unter-
nehmensstrukturen erfordern. Wäh-
rend große und international tätige
Unternehmen seit langem Kooperati-
onsstrategien praktizieren, sind mit-
telständische Unternehmen, für die
dieses Buch geschrieben wurde, der-
zeit sehr aktiv darin, die Kooperati-
onspotenziale und -grenzen auszulo-
ten. Es handelt sich um einen Sam-
melband, in dem Autoren vertreten
sind, die Kooperationen als Unterneh-
mer gestalten, als Berater begleiten
und als Wissenschaftler analysieren.
Im Vordergrund stehen Praxisbezug,
Gestaltungshinweise und Anwen-
dungsorientierung.

Erfolgsfaktoren

Es ist empirisch abgesichert, dass
zahlreiche Kooperationen nicht den
Erfolg bringen, den sich die beteilig-
ten Unternehmen erwartet haben. Es
sind inzwischen jedoch viele Informa-
tionen über die Fallstricke und über
die Erfolgsfaktoren von Kooperatio-
nen vorhanden. Daraus kann selbst-
verständlich keine Erfolgsgarantie ab-
geleitet werden, allerdings viele Hin-
weise über vermeidbare Fehler und
Schwächen. Der erste der beiden Teile
dieses Bandes thematisiert die „Bau-
steine erfolgreicher Kooperationen“.
Sowohl Wissenschaftler als auch

Praktiker können aus den sieben Bei-
trägen neue Erkenntnisse gewinnen
und bereits Bekanntes zusammenge-
fasst wieder finden. Dieser Mix ist für
die einzelnen Beiträge unterschiedlich
ausgeprägt. Dabei muss immer be-
rücksichtigt werden, dass nicht die
theoretischen Kooperationsforscher
die Zielgruppe sind. Der Zugang er-
folgt über die Erkenntnis, dass kleine
und mittlere Unternehmen in Netz-
werken die Möglichkeit haben, die er-
forderliche wirtschaftliche Größe zu
erreichen. Dabei wird hervorgehoben,
dass Erfolg ein effektives Netzwerk-
management voraussetzt. Es werden
unterschiedliche Kooperationsformen
kurz dargestellt und anhand relevanter
Kriterien systematisiert. Dabei muss
es jedoch befremden, dass die genos-
senschaftliche Kooperation fehlt. Ein
weiterer Schwerpunkt wird auf die
dynamische Dimension, den Lebens-
zyklus einer Kooperation mit seinen
unterschiedlichen Phasen, gelegt.
Aufschlussreich und sehr wichtig für
den Kooperationserfolg sind die wei-

chen Faktoren als Teil der Binnen-
struktur. Voraussetzungen für ihre He-
rausbildung zu schaffen ist eine wich-
tige Aufgabe des Netzwerkmanage-
ments ebenso wie ein wirksames Wis-
sensmanagement, das auch themati-
siert wird. Große Bedeutung wird
auch der Leitbildentwicklung für das
Netzwerk (nicht nur für die kooperie-
renden Unternehmen) zugemessen,
ein Aspekt der häufig vernachlässigt
wird. Besonders wichtig ist schließ-
lich die rechtliche Gestaltung von Un-
ternehmensnetzwerken. Verglichen
werden die Gesellschaftsformen, die
für die konkrete Institutionalisierung
zur Verfügung stehen. Auch hier wird
anhand einschlägiger Kriterien syste-
matisiert. Der Thematik angemessen
wird hier auch die eG als mögliche
rechtliche Hülle in den Vergleich ein-
bezogen.

Kooperation konkret

Dies ist die Klammer für die elf Bei-
träge des zweiten Buchteils. Hier geht
es erstens um spezielle Fragestellun-
gen von Netzwerken oder um beson-
dere Herausforderungen, die bei Insti-
tutionalisierung oder Management zu
beachten sind. Zweitens aber werden
konkrete Kooperationen beschrieben
oder analysiert. Thematisiert werden
vernetzte Medien und wissensbasierte
Dienstleistungen. Dazu kommen Ko-
operationsnetze in der Organisation
und Erstellung von Gesundheits-
dienstleistungen. Der Gesundheits-
sektor zählt derzeit zu jenen Sektoren,
die sich durch außergewöhnlich inten-
sive Kooperationsaktivitäten aus-
zeichnen. Viele Beispiele werden an-

Thomas Becker et al. (Hrsg.): Netzwerkmanagement. 
Mit Kooperation zum Unternehmenserfolg

Berlin und Heidelberg, 2005, ISBN 3-540-20976-X, 233 Seiten, € 44,95. 



Dieses Buch ist für Studierende der
Wirtschaftswissenschaften geschrie-
ben und vor dem Hintergrund ein-
schlägiger Seminare entstanden. Den-
noch kann es auch Praktikern des
Bankwesens und Finanzierungsexper-
ten empfohlen werden, die an grund-
sätzlichen Fragen der Finanzinterme-
diation interessiert sind und die einen
analytischen Zugang suchen. Zwar
könnte die verwendete Mathematik
beide Zielgruppen abschrecken. Die
Verfasser betonen jedoch im Vorwort,
dass keine über die Propädeutik hi-
nausgehenden Mathematik-Kenntnis-
se vorausgesetzt werden. Der Band
besteht aus drei Hauptteilen, nämlich
den entscheidungs- und vertragstheo-
retischen Grundlagen der Finanzinter-
mediation, der (vergleichenden) Ana-
lyse direkter und indirekter Finanzie-

rungsformen sowie der Untersuchung
der Auswirkungen von staatlicher Re-
gulierung auf das Verhalten von Ban-
ken. Somit sind die Fragestellungen
dieses Buches gleichermaßen theore-
tisch anspruchsvoll, aber auch rele-

vant und aktuell für die Praxis der Fi-
nanzintermediation.

Finanzintermediation

Im vorliegenden Buch werden als Ak-
teure Finanzgutachter, Finanzauktio-
natoren, Financial Market Makers
und Finanzproduzenten mit jeweils
speziellen Aufgabenstellungen unter-
schieden. Als Finanzintermediation
wird die Durchführung von Finanz-
dienstleistungen definiert, bei denen
Finanzkontrakte umgewandelt wer-
den. In diesen Kontext ist die Tätig-
keit von Banken einzuordnen, wobei
drei Facetten im Weiteren betrachtet
werden, nämlich die Frage, weshalb
Geschäftsbanken und andere Finan-
zierungsarrangements überhaupt exis-
tieren, die Frage nach den Determi-
nanten des Bankenverhaltens und der

Diemo Dietrich, Uwe Vollmer: Finanzverträge und 
Finanzintermediation. Grundlagen - Modelle - Übungen

Wiesbaden, 2005, ISBN 3-8349-0062-1, 288 Seiten, € 29,90. 

geführt. Weitere konkrete Kooperatio-
nen werden für die Produktion, im
Handwerk und in der Textil- und Be-
kleidungsindustrie vorgestellt, aus
denen Erfolgsfaktoren abgeleitet wer-
den oder ableitbar sind. Eine interes-
sante Kooperationsfallstudie stellt das
virtuelle Kaufhaus, eine Kooperation
im Einzelhandel, dar. Besondere
Merkmale und Anforderungen weisen
Netzwerke im Weiterbildungsbereich,
Kooperationen zwecks Personalent-
wicklung im Mittelstand und Entwick-
lungspartnerschaften auf. Schließlich
werden regionale Netzwerke als Ele-
mente der Wettbewerbsfähigkeit von
Regionen identifiziert. Diese Beiträge
liefern eine Fülle von konkreten Infor-
mationen über die Ausgestaltung von

Netzwerken, aber auch im Hinblick
auf die Anforderungen für den Erfolg.
Es wird sehr transparent, dass die Ko-
operation von Unternehmen nicht hin-
reichend für den wirtschaftlichen Er-
folg ist. Es geht vielmehr um die Ein-
bindung in die unternehmerische Ge-
samtstrategie zur Sicherung der Wett-
bewerbsfähigkeit und um eine adä-
quate Ausgestaltung sowie um eine
professionelle Steuerung.

Perspektiven

Das vorliegende Buch ist Praktikern,
die Kooperationen in ihr unternehme-
risches Kalkül einbeziehen und Infor-
mationen suchen, sehr zur Lektüre zu
empfehlen. Das Interesse an der adä-
quaten Ausgestaltung wird mit der zu-

nehmenden Verbreitung weiter stei-
gen. Das Buch ist aber auch für Wis-
senschaftler interessant, weil viele
Aspekte angesprochen und aufgegrif-
fen werden, die einer weiteren und
systematischen Analyse noch bedür-
fen. Besonders wichtig ist der Fokus
der Ausführungen, der im Manage-
ment von Kooperationen als einer ei-
genständigen und erfolgsentscheiden-
den Aufgabe besteht.
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Funktionsweise des Bankensektors
sowie die Begründung einer staatli-
chen Regulierung des Bankwesens
und den einzelwirtschaftlichen Reak-
tionen darauf. Als Zugang zu diesen
Fragestellungen wird die ökonomi-
sche Vertragstheorie gewählt. 

Analysekonzepte

Eine gute und didaktisch geschickte
Entscheidung besteht darin, im ersten
Kapitel die später verwendeten Ana-
lysetools allgemein vorzustellen und
aufzubereiten. Dies erfolgt noch ohne
speziellen Bezug auf Finanzinterme-
diation und Banken. Dieses ermög-
licht einerseits in den beiden folgen-
den Buchabschnitten eine kompakte
problemorientierte Argumentation,
die nicht durch die Definitionen und
die Darstellung von Analysekonzep-
ten unterbrochen wird. Es können so
der branchentypische Gehalt ins Zen-
trum gerückt und die inhaltlichen
Schwerpunkte fokussiert werden. An-
dererseits gelingt es auf diese Weise,
Analysetools sowie Ansatzspezifika
losgelöst von konkreten Inhalten zu
vermitteln. Es wird klar, dass diese
nicht intermediations- oder banken-
spezifisch sind, sondern vielfältige
Anwendungsmöglichkeiten erlauben.
Deutlicher als bei der meist gewählten
integrierten Vorgangsweise können so
auch die Voraussetzungen und Gren-
zen einzelner Tools und Konzepte he-
rausgearbeitet werden. Konkret wer-
den u.a. entscheidungs- und spieltheo-
retische Konzepte wie Risikopräfe-
renzen, Diversifikation, die Bay-
es'sche Regel und das Nash-Gleichge-
wicht dargestellt und erklärt. 

Finanzierungsmodelle

Im inhaltlichen Teil geht es zuerst um
konkurrierende Modelle der Finanzie-
rung. Dabei wird eine nicht allgemein

übliche, aber problemadäquate Struk-
turierung gewählt, wenn vollständi-
gen Finanzverträgen einerseits anreiz-
kompatible Finanzverträge und ande-
rerseits unvollständige Finanzverträ-
ge gegenübergestellt werden. Im Zen-
trum steht immer die Finanzierungs-
beziehung zwischen Anlegern und In-
vestoren. Vollständige Finanzverträge
können nur beim Fehlen von Informa-
tionsmängeln, also einer symmetri-
schen Informationsverteilung, verein-
bart werden. Anreizprobleme mit
ihren schwerwiegenden Auswirkun-
gen müssen hier nicht berücksichtig
werden. Der Vorteil dieses Analyse-
rahmens besteht darin, dass die Unter-
suchungsstrukturen einfach gehalten
werden können, die Gegebenheiten
der Realität der Finanzintermediation
jedoch verfehlt werden. Es wird hin-
gegen eine institutionelle Infrastruk-
tur, so etwa Banken, vorausgesetzt,
die endogen nicht erklärt werden
kann. Es gelingt damit ein Referenz-
modell für die folgenden Vertragsty-
pen aufzubauen. Die Berücksichti-
gung der Existenz einer asymmetri-
schen Informationsverteilung ermög-
licht die systeminhärente Erklärung
der Herausbildung der Institutionen
des Finanzsektors, die konkret vorzu-
finden sind, nämlich die direkte und
die intermediäre Finanzierung. Die
Vereinbarung anreizkompatibler Ver-
träge in unterschiedlicher Ausgestal-
tung ist eine interessante und konse-
quente Sichtweise der Herausbildung
von Finanzkontrakten bei Informati-
onsasymmetrien. Es ist also weniger
die Darstellung der entsprechenden
bekannten Modelle wie etwa des
Innes-, des Diamond- oder des Dia-
mond/Dybvig-Modells, sondern der
gewählte kontrakttheoretische Zu-
gang, der innovativ und interessant
ist. Dies gilt auch für unvollständige

Verträge in Form von relationalen
Verträgen. 

Bankenregulierung

Im letzten Kapitel stehen Instabilitä-
ten auf den Finanzmärkten, ihre Ursa-
chen und Wirkungen sowie regulato-
rische Reaktionsmöglichkeiten im
Zentrum. Das Entstehen von Bank
Runs und Herdenverhalten wird eben-
so erklärt wie die Herausbildung und
die Ausgestaltungsmöglichkeiten von
Einlagenversicherungen und Eigen-
kapitalanforderungen. Obwohl auch
dieses Kapitel dem modellorientierten
und vertragstheoretischen Ansatz ver-
pflichtet und damit bezogen auf den
Gesamtband konsistent ist, wird sich
hier der Praktiker vermutlich mehr
Bezug auf den konkreten Regulie-
rungsrahmen wünschen. Selbstver-
ständlich sind die Bezüge vorhanden,
sie werden allerdings nicht in den
Vordergrund gestellt.

Gelungene 
Systematisierung

Insgesamt ist eine Arbeit vorgelegt
worden, in der es sehr gut gelingt,
vorhandene Modelle zur Entstehung
von Finanzmarktinstitutionen sowie
zum Bankenverhalten und zu den
Wirkungen von regulatorischen Ein-
griffen auf den Finanzmärkten darzu-
stellen und zu systematisieren. Beson-
ders hervorzuheben ist der systemati-
sche Zugang über und die konsequen-
te Fundierung durch vertragstheoreti-
sche Grundlagen, die Finanzmarktin-
stitutionen sehr angemessen sind.
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Claude Ménard, Mary Shirley (eds.): Handbook of New Institutional
Economics

Dordrecht et al., 2005, ISBN 1-4020-2687-0, 884 Seiten, US $ 199,-.

„Institutions matter“. Dass Institutio-
nen positive Wohlfahrtseffekte her-
vorrufen, indem sie Unsicherheit re-
duzieren und zusätzliche Handlungs-
optionen ermöglichen, wird niemand
bestreiten. Sie sind der Kern einer
funktionsfähigen Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung, das Fundament
für arbeitsteilig organisierte Ökono-
mien. Schlechte Institutionen korres-
pondieren mit strukturellen Fehlent-
wicklungen und ökonomischer Rück-
ständigkeit und die Veränderung des
institutionellen Rahmens ist auch in
Deutschland eine der grundlegendsten
Aufgaben, die es heute zu bewältigen
gilt.
Im „Handbook of New Institutional
Economics“ werden auf über 800 Sei-
ten in 30 Beiträgen, die in acht Kapi-
tel strukturiert sind, die Wirkungen
von wirtschaftlichen, rechtlichen und
politischen Institutionen, die Determi-
nanten der Entwicklung von Gover-
nancestrukturen und der Ausgestal-
tung von privaten Verträgen sowie
von Regulierungsregimen analysiert.
Den Inhalt bilden sowohl komparati-
ve Institutionenanalysen als auch die
Auslotung der Determinanten des in-
stitutionellen Wandels. Bei einigen
Beiträgen handelt es sich um „Pio-
nierarbeiten“, so bei jenen von Dou-
glass C. North und Ronald H. Coase,
die mit geringen Modifikationen und
Aktualisierungen abgedruckt wurden.
Oliver Williamson zeigt in seinem
Beitrag über die Transaktionskosten-
ökonomik zahlreiche Weiterentwick-
lungen auf. Der einleitende Über-
blicksartikel über den Stand der NIÖ

und deren offene Fragestellungen ist
sehr gelungen und die Aufsätze geben
den aktuellen Stand der institutionen-
ökonomischen Forschung ausgezeich-
net wieder.
Institutionen der Politik und des
Rechts nehmen einen breiten Raum
ein. Thematisiert werden Wahlregime,
Modelle des politischen Wettbewerbs
und konkurrierender Regierungssys-
teme ebenso wie die Merkmale und
Stabilisierungsmechanismen von fö-
deralistischen Systemen. Die rechtli-
che Infrastruktur für Verträge sowie
als Fundament für marktwirtschaftli-
che Ordnungen wird analysiert. Dazu
kommen Zusammenhänge zwischen
der Qualität von Institutionen des
Rechts und der wirtschaftlichen Ent-
wicklung sowie der Entstehung von
Finanzmärkten.
Einen weiteren Schwerpunkt bildet
die Herausbildung von Organisatio-
nen und von bestimmten Formen des
Zusammenwirkens von Wirtschafts -
subjekten. Die vertikale Integration
von Transaktionen sowie Lösungs-

möglichkeiten für Prinzipal-Agenten-
Probleme in Unternehmen und die In-
halte einer guten Corporate Gover-
nance werden diskutiert. Die Durch-
setzung von Kontrakten und empiri-
sche Studien zu "Make or Buy"-Ent-
scheidungen werden erörtert.
Besonders aufschlussreich und an-
wendungsorientiert sind die Überle-
gungen zur staatlichen Regulierung
aus institutionenökonomischer Sicht.
In die Analyse einbezogen werden öf-
fentliche Aufgaben, Zugangsregeln
und Verfügungsrechte. Der Zusam-
menhang zwischen dem Status von
Institutionen und dem Entwicklungs-
stand von Ökonomien sowie interna-
tionalen und regionalen Wohlstands-
differenzen oder von Transformati-
onsprozessen lässt die Wirkungskraft
von Institutionen sehr deutlich wer-
den.
Dem Werk gelingt es sehr gut, die Be-
deutung und den Einfluss der institu-
tionellen Infrastruktur für einzelwirt-
schaftliche Entscheidungen und für
die wirtschaftliche Entwicklung zu
vermitteln. Viele weitere Themen
können mit diesem Instrumentarium
bearbeitet werden. Die Etikettierung
dieses Werkes als Handbuch verdeckt
vielleicht, dass es sich um eine höchst
wertvolle und facettenreiche Lektüre
sowohl für die Wissenschaft als auch
für Vertreter der wirtschaftlichen und
politischen Praxis handelt.
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Outsourcing ist keine Erfindung des
21. Jahrhunderts. Seit vielen Jahren
steht das Thema für Unternehmen aus
den verschiedensten Sektoren ganz
oben auf der Agenda. Doch im Laufe
der Zeit änderte sich der Fokus: Stand
am Anfang die Kostenreduzierung im
Mittelpunkt – so stellt Outsourcing
heutzutage ein strategisches Instru-
ment dar, um mittels optimal ange-
passter Kostenstrukturen die Komple-
xität der gesamten Wertschöpfungs-
kette zu reduzieren und damit Wettbe-
werbsvorteile sicherzustellen.
Voraussetzung dafür ist jedoch die
Strategiekonzeption vorab sowie der-
en professionelle Implementierung.
Eine Korrektur der Fehler ist auf-
grund der mit der Rückverlagerung
verbundenen Schwierigkeiten nur be-
dingt möglich. Das Praxishandbuch
Outsourcing versucht, Unternehmen
die vielschichtigen Themen, die mit
einer optimalen Gestaltung des Out-
sourcing-Prozesses verbunden sind,
nahe zu legen. Renommierte Autoren
aus Wissenschaft und Praxis doku-
mentieren mit insgesamt 19 Abhand-
lungen Ideen und Impulse zu Out-
sourcing-Entscheidungen sowie 
-Prozessen und formulieren konkrete
Handlungs- und Gestaltungsempfeh-
lungen.
Das Handbuch ist in drei Abschnitte
aufgeteilt. Zunächst werden strategi-
sche Grundsatzfragen geklärt, wobei
insbesondere die Entwicklungen und
Potenziale des Phänomens akzentuiert
werden. Dabei deutet unverkennbar
die Linie, die sich durch alle Beiträge
durchzieht, auf den Trend des Off-
shore-Outsourcings hin. Die Artikel

im zweiten Teil des Handbuches be-
fassen sich mit den branchen- und
funktionsbezogenen Aspekten des
Outsourcings. Zu den im Praxishand-
buch vorgestellten Sektoren zählen
die in der Theorie vielfach untersuch-
te Automobil-, Chemie-, Pharma- und
Postbranche. Die behandelten The-
men spiegeln den bereits in der Praxis
beobachtbaren Wandel im Auslage-
rungsfokus von administrativen Funk-
tionen weg und hin zu kaufmänni-
schen Aufgaben. Der dritte Abschnitt
umfasst Beiträge zur Planung, Vorbe-
reitung und Umsetzung von Outsour-
cing-Projekten. Neben operativen
Themen werden in diesem Abschnitt
ebenfalls rechtliche Aspekte der Aus-
lagerung besprochen, so dass der
Großteil aller praxisrelevanten The-
men zur Implementierung abgehan-
delt wird.
Die Auswahl der Beiträge stellt einen
gelungenen Mix zwischen Artikeln
dar, die Outsourcing allgemein behan-
deln und solchen, die detaillierte Ana-
lysen von besonders interessanten
Teilaspekten bieten. Die Zusammen-

stellung spricht demnach den Leser
mit fundierten Kenntnissen ebenso
wie jene an, die erste Berührungen
mit Outsourcing gemacht haben und
weitere Anhaltspunkte für die Gestal-
tung einholen möchten. Das Praxis-
handbuch wendet sich an Fach- und
Führungskräfte in den Bereichen Or-
ganisation, Personal und Controlling.
Interne und externe Berater gehören
aufgrund der zahlreichen strategi-
schen Aspekte, die das Handbuch the-
matisiert, ebenfalls dem Leserkreis
an. Hervorzuheben ist die – trotz der
praxisorientierten Ausrichtung des
Sammelbandes – theoretische Fundie-
rung der Beiträge, so dass das Hand-
buch auch für Studierende studienun-
terstützend sei kann. Die Mehrzahl
der Abhandlungen wertet Literatur
aus den Jahren 2004 und 2005 zum
Thema Outsourcing aus und unter-
streicht somit die Aktualität der The-
matik.
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„Axel Wullenkord (Hrsg.): Praxishandbuch Outsourcing – Strate-
gisches Potenzial, aktuelle Entwicklungen, effiziente Umsetzung.“

Vahlen Verlag, 2005, ISBN 3-8006-3224-1, 351 Seiten, € 48,-.
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i Information
Prof. Dr. Axel Wullenkord ist Do-
zent der Betriebswirtschaftslehre an
der Business and Information Tech-
nology School, Iserlohn. Er veröf-
fentlichte bereits mehrere Schriften
zum Thema Business Process Out-
sourcing. Bis Februar 2002 war er
als Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung eines Joint Ventures von mg
technologies, SAP und Deutsche
Bank tätig. 
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Michael Wohlgemuth (Hrsg.): Spielregeln für eine bessere Politik
Reformblockaden überwinden – Leistungswettbewerb fördern

Verlag Herder, Freiburg, 2005, ISBN 3-4512-3994-9, 201 Seiten, € 16,-.

Dass es momentan nicht an Literatur
zu Wirtschaftsreformen in Deutsch-
land mangelt, konnte an gleicher Stel-
le im letzten Newsletter gezeigt wer-
den. Dennoch bessert sich die Situati-
on nicht merklich, und der Wahl-
kampf im Vorfeld der Bundestags-
wahl hat auch nicht dazu beigetragen,
die Entscheidungsfreude der Politiker
zu erhöhen. Deutschland leidet also
weniger an einem Erkenntnisproblem,
als vielmehr an einem Durchsetzungs-
problem, wie der ehemalige Bundes-
präsident Roman Herzog im Vorwort
zitiert wird. Dieses ist auch der
Grund, in diesem Band nicht weitere
Reformkonzepte, sondern vielmehr
Konzepte zur Überwindung von Re-
formblockaden darzustellen. Die Bei-
träge entstammen einer Vortragsreihe
des Walter Eucken-Instituts in Frei-
burg.
Im Eröffnungsbeitrag plädiert James
Buchanan dafür, die Spielregeln für
die Politik zu ändern, um damit eine
bessere Politik zu erreichen. Er unter-
sucht dabei insbesondere Möglichkei-
ten, durch Regeln die „Beutegemein-
schaft“ in der Politik zu durchbre-
chen. So schlägt er zum Schutz der
Allgemeinheit Reformen der födera-
len Struktur, die wettbewerblich  aus-
zugestalten ist, der Abstimmungsre-
geln, die qualifizierte Mehrheiten vor-
sehen sollten und bestimmte politi-
sche Abwehrrechte vor, um einem zu
starken „rent-seeking“ vorzubeugen.
Als eine andere Möglichkeit zum
Aufbrechen des „Politikerkartells“

sieht Bruno Frey von der Universität
Zürich die schrittweise Einführung
von Elementen der direkten Demo-
kratie, wie sie in der Schweiz prakti-
ziert wird. Ursächlich hierfür seien
drei Mechanismen: Die Antizipation
des (dann durchsetzbaren) Wählerwil-
lens durch die Politiker, die Anreize
für die Bürger sich eingehender zu in-
formieren und den institutionellen
Schutz von den Bürger favorisieren-
den Regeln.
Der Speyerer Verwaltungswissen-
schaftler Hans Herbert von Arnim
widmet sich der Reform des Parteien-
systems. Er sieht das Problem in der
Schwäche des Staates und der domi-
nierenden Stärke der Parteien und
Verbände. Um diese zu zügeln, bedür-
fe es eines verstärkten Wettbewerbs
im Parteiensystem, dessen Gestaltung
– dummerweise – eben genau diesen
Politikern obliegt, die hieran kein In-
teresse haben können. So schließt er,

dass dieses folglich nur durch eine
Basisbewegung entstehen können,
wie sie momentan nur in den Ländern
möglich ist, wo es plebiszitäre Ele-
mente gibt.
Den Problemen, die sich aus der föde-
ralen Struktur der Bundesrepublik er-
geben, widmet sich Charles Blankart
von der Humboldt-Universität Berlin.
Er plädiert für das Prinzip der institu-
tionellen Kongruenz, wonach jede
Gebietskörperschaft für Bereitstel-
lung und Finanzierung ihrer Aufgaben
selbst verantwortlich ist. Den Steuern
kommt damit die Rolle von „Preisen „
zu, wodurch den Bürgern die Kosten
für Leistungen des Staates aufgezeigt
werden.
Weiterhin finden sich noch Beiträge
von Viktor Vanberg, Roland Vaubel,
Dieter Grimm und Rainhard Zintl in
diesem Band, der sehr gelungen die
verschiedenen Blockadeelemente be-
schreibt und Wege zu deren Lösung
aufzeigt. Ansatzpunkt der meisten
Vorschläge ist dabei die Stärkung des
Bürgers. Insofern geht es also nicht –
wie manche Politiker vielleicht mei-
nen mögen – um die Wiederherstel-
lung der Handlungsfähigkeit des Staa-
tes, sondern um die Wiederherstel-
lung der Handlungsfähigkeit des Bür-
gers.
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Neu auf dem Büchermarkt
Detlef Effert / Volker Köhler
(Hrsg), Wettbewerb der Ver-
triebssysteme
Wiesbaden, Gabler Verlag, 2004,
3-409-12538-8, 319 Seiten, 
59,90 €

Nicht nur technologische Entwicklun-
gen verändern den Markt für Finanz-
dienstleistungen nachhaltig, auch ein
verändertes, anspruchsvolleres Kun-
denverhalten stellt die deutschen Ban-
ken im Privatkundengeschäft vor
wachsende Herausforderungen. Doch
dieser Wandel eröffnet auch neue Per-
spektiven und Chancen im Wettbe-
werb, sofern es den Banken gelingt,
auf die Herausforderungen mit neuen
Strategien und Strukturen im Vertrieb
zu antworten.
In diesem Buch möchten die Heraus-
geber erfolgreiche Vertriebskonzepte
von Finanzdienstleistern aller Bran-
chen darstellen und so Lösungen und
Strategien identifizieren, mit denen
den Herausforderungen begegnet
werden kann. Es richtet sich dabei in

erster Linie an Praktiker und sammelt
Beiträge zahlreicher Autoren vor
allem aus der Praxis. Die Autoren zei-
gen Wege auf und führen Beispiele
an, wie durch integrierte Multi-Kanal-
Banking-Vertriebskonzepte oder Ni-
schenstrategien erfolgreiche Ge-
schäftsmodelle etabliert werden kön-
nen. In fünf Teilen widmen sich die
Autoren dem Wandel der Märkte, der
Multi-Kanal-Vertriebsstrategie sowie
dem Direktbankenmodell als Ni-
schenstrategie, mobilen Vertriebsmo-
dellen und allgemeinen Ansätzen zur
Steigerung der Vertriebsleistung in
Banken. Durch ihre Beiträge aus den
Bereichen Strategie, Organisation,
Personalentwicklung und Database
Management gelingt es den Autoren,
neue Anregungen für Führungskräfte
aller Managementebenen zu geben,
um ein erfolgreiches und konsequen-
tes Vertriebsmanagement zu entwi-
ckeln.

Susanne Dieffenbach/Mar-
garete Landenberger/Guido
von der Weiden (Hrsg.), Ko-
operation in der Gesund-
heitsversorgung: Das Pro-
jekt „VerKet“ – praxisorien-
tierte regionale Versorungs-
ketten 
Neuwied, Kriftel, Luchterhand
Verlag, 2002, 3-472-04938-3, 
602 Seiten, 99,50 €

Bei dem Buch handelt es sich um ein
Standardwerk mit klaren Handlungs-
richtlinien für eine praxisorientierte
Vernetzung der Gesundheitsversor-
gung. Das Werk behandelt vor dem
Hintergrund der Maßnahmen zur
Kostendämpfung im Gesundheitswe-
sen die praxisorientierte Verzahnung
unterschiedlicher (medizinischer bzw.
pflegerischer) Versorgungseinrichtun-
gen zu einer regionalen Versorgungs-
kette. 
Im Rahmen eines BMBF-Projektes
konzipierten das Institut für Arbeits-
wissenschaft und Technologiemana-
gement (IAT) der Universität Stuttgart
sowie das Institut für Pflegewissen-
schaften der Martin-Luther-Universi-
tät Halle gemeinsam auf der Basis be-
stehender Ansätze ein wissenschaftli-
ches Modell. Dieses wurde innerhalb
eines Anwendungsprojektes im Klini-
kum der Stadt Ludwigshafen prak-
tisch umgesetzt und evaluiert. In die
Untersuchung wurden alle wesentli-
chen Einrichtungen regionaler Versor-
gungsketten einbezogen: Kranken-
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häuser, Alten- und Pflegeheime, am-
bulante (private) Pflegedienste, nie-
dergelassene Ärzte, ambulante Reha-
praxen und -kliniken, Sozialstationen,
Beratungsstellen sowie Hospize. Be-
trachtet werden weiterhin alle Berufs-
gruppen, die in den genannten Ein-
richtungen an der Versorgung der Pa-
tienten beteiligt sind und die beteilig-
ten Kostenträger.

Horváth & Partners (Hrsg),
Prozessmanagement um-
setzen
Stuttgart u.a., Schäffer-Poeschel,
2005, 3-7910-2377-2, 319 Seiten,
59,95 €

Dem Buch liegt ein umfassender Pro-
zessmanagementansatz zugrunde, der
von der strategischen Positionierung
der Prozesse über Prozesstransforma-
tionsprojekt bis zum Prozesscontrol-
ling reicht. Es wird gezeigt, wie man
Prozesse analysiert, Prozesskosten er-
mittelt, Transparenz über die Produkt-
und Kundenprofitabilität erhält und
Prozessbenchmarking betreibt. Es
wird aber auch gezeigt, wie man Pro-
zesstransformationsprojekte erfolg-
reich umsetzt und schließlich, wie die
Effektivität und die Effizienz der Pro-

zesse durch ein Prozesscontrolling
und eine organisatorische Veranke-
rung der Prozessverantwortung dauer-
haft und nachhaltig abzusichern ist.
Vertiefend wird auf das Prozessmana-
gement in dem Bereich Innovation,
Supply Chain, Marketing und Vertrieb
und Interne Services sowie auf die
Besonderheiten der Post-Merger-Inte-
gration eingegangen. Eine durchge-
hende Fallstudie dokumentiert die
Entwicklung eines klassisch-funktio-
nal ausgerichteten Unternehmens hin
zu einem prozessorientierten Unter-
nehmen. 

Lang/Weidmüller, Kommen-
tar Genossenschaftsgesetz
34. Auflage, Berlin 2005, De
Gruyter Verlag, 3-89949-229-3,
1.130 Seiten, 128,- €

Der Lang/Weidmüller ist ein Stan-
dardwerk in der genossenschaftlichen
Literatur. Alle Bearbeiter der 34. Auf-
lage sind Praktiker aus dem Genos-
senschaftsbereich. Daher bietet der
Kommentar neben wissenschaftlichen
Abhandlungen auch Ratschläge für
die Praxis.
Die Neuauflage beinhaltet zahlreiche
Gesetzesänderungen, die das Genos-
senschaftsrecht seit der 33. Auflage
(1997) beeinflusst haben, z.B. das Ge-
setz zur Kontrolle und Transparenz im
Unternehmensbereich (KonTraG),
das Transparenz- und Publizitätsge-
setz (TransPuG), das Schuldrechts-
modernisierungsgesetz, das Ab-
schlussprüferaufsichtsgesetz (APAG)
sowie das Bilanzrechtsreformgesetz
(BilReG). Daneben berücksichtigt sie
Neuregelungen des Umwandlungsge-
setzes und aktuelle Literatur und
Rechtsprechung zum Genossen-
schaftswesen. 
In der Einführung befassen sich die
Bearbeiter mit der Europäischen Ge-
nossenschaft (SCE) und ihren Aus-
wirkungen auf das deutsche Genos-
senschaftsrecht. Der Bereich der ge-
nossenschaftlichen Pflichtprüfung
(§§ 53 ff. GenG) wurde vollständig
überarbeitet. Dabei haben die Autoren
insbesondere die Auswirkungen des
BilReG auf die Unabhängigkeit des
Prüfungsverbandes berücksichtigt.    
Insgesamt bietet das Werk eine gründ-
liche Aufarbeitung der Rechtslage
zum Genossenschafts- und Umwand-
lungsgesetz. 

Ü Stefanie Franz
Ü Andrea Schweinsberg

( (0251) 83-2 29 55

* stefanie.franz@
ifg-muenster.de

* andrea.schweinsberg@
ifg-muenster.de

Ü Alexander Donschen 

( (0251) 83-2 28 00

* alexander.donschen@
ifg-muenster.de



www.ifg-muenster.de 2-200576

Neues aus der Wissenschaft | Interessante Links im WWW

MIT-world
Das MIT ist eine der renommiertesten Universitä-
ten der USA, die sich fächerübergreifend durch
eine Reihe hochkarätiger Professoren auszeichnet.
MIT-World bringt die Welt des MIT auf jeden PC der
Welt. Die Seite hält ca. einstündige Videos von Vor-
lesungen der Professoren zu Themen aus Berei-
chen wie „Economics“ oder „"Business/Leadership“
bereit.
http://mitworld.mit.edu/index.php

Global Outsourcing
Auf der Webseite finden sich tagesaktuelle Infor-
mationen zum Outsourcing und Outsourcing-Pro-
jekten. Ferner sind die Artikel und Studien nach Ka-
tegorien wie Outsourcing Management, Offshore
Locations, Markets oder Business Processes sor-
tiert. Eine Stichwortsuche ist möglich.
http://www.globaloutsourcing.org/

Technologie-Netzwerk
Die 2000 gegründet Organisation ist ein Netzwerk
der Halbleiter-, Elektronik und Mikrosystemindus-
trie. Es verbindet Hersteller, Zulieferer, Dienstleis-
ter, Hochschulen, Institute und Politik am Standort
Sachsen. Die vertikale Vernetzung umfasst alle
Stufen der Wertschöpfung von F&E über Bildung
bis zur Anwendung. Bedeutende Meilensteine der
sächsischen Halbleiterindustrie seit 2000 waren
beispielsweise der Neubau eines gemeinsamen
Maskenzentums (AMTC) von AMD, Infineon und
Dupont, die Stanortentscheidung für AMD Fab 36
und der Neubau des Zentrums für Nanoelektroni-
sche Technologien CNT. Mittlerweile sind rund
25.000 Menschen in ca. 800 Unternehmen dieser
Branche beschäftigt. Damit kann die sächsische
Halbleiterindustrie als ein „Leuchtturm“ des Auf-
baus-Ost bezeichnet werden.
www.silicon-saxony.net

Zentralverband Genossenschaftlicher Verbund-
gruppen e.V.
Darunter findet man immer wieder Neuigkeiten aus
der Welt der mittelständischen Kooperationen des
Handels und Handwerks.
www.zgv-online.de

Internationale Forschung und Zusammenarbeit
– ein Wegweiser für internationale Zusammenar-
beit in Bildung und Forschung und eine Kommuni-
kationsplattform für Informations- und Kooperati-
onssuchende aus dem In- und Ausland. 
– ein Beitrag zur Förderung der grenzüberscheiten-
den Vernetzung von Forschungs- und Bildungsein-
richtungen sowie zur Stimulierung von Kooperatio-
nen.
– ein Instrument der Vernetzung von deutschen
Regierungsstellen, Wissenschafts-, Mittler- und
Wirtschaftsorganisationen, die sich mit internatio-
naler Zusammenarbeit in Forschung und Bildung
befassen.
http://www.internationale-kooperation.de/

Genossenschaftsgründungsseite mit Informa-
tionen vom Zentralverband deutscher Konsum-
genossenschaften e.V., Hamburg
Portal zum Thema Genossenschaftsgründung.
Neben allgemeinen Informationen zur Kooperati-
onsform und genossenschaftlichen Grundsätzen
bietet die Homepage praktische Hilfestellungen,
wie z.B. eine Mustersatzung, Unterlagen zur Vor-
bereitung einer Gründungsprüfung, Mitgliedsanträ-
ge und sonstige Gründungsformulare.
www.genossenschaftsgruendung.de 

Interessante Links im
WWW



Wissenschaft und Praxis im Gespräch

Zukunftsfähige Strukturen genossenschaftlicher Bankenverbände
– Die Rolle der Verbände
23. Januar 2006, 15.30-19.30 Uhr 
Aula im Schloss der Universität Münster

Die genossenschaftlichen Verbände nehmen eine wichtige Position im genossen-
schaftlichen FinanzVerbund ein. Ihre zukünftige organisatorische Ausgestaltung und ihr
Aufgabenspektrum sind zu diskutieren. Doch unterschiedliche Wege führen zum Erfolg
wie die Schweiz, die Niederlande und Österreich zeigen.

Alle Interessenten sind herzlich eingeladen. 

Prof. Dr. Theresia Theurl, IfG Münster

Vorträge:
16.00-16.40 Uhr
Stark ohne Verband: 
Die Strategie der Rabobank
Prof. Dr. Gert van Dijk, 
Direktor des Centre of Entrepreneurship und des
Netherlands Institute of Co-operative Entrepre-
neurship, Universität Nyenrode

16.40-17.20 Uhr
Der Schweizer Verband: 
Erfolgsgarant für die lokalen Raiffeisenbanken
Dr. Pierin Vincenz,
Vorsitzender der Geschäftsleitung 
der Raiffeisengruppe der Schweiz 

17.20-18.00 Uhr
Die österreichischen Verbände:
Modell für eine wegweisende Arbeitsteilung
Prof. Dr. Theresia Theurl,
Geschäftsführende Direktorin des Instituts für Ge-
nossenschaftswesen der Universität Münster

Podiumsdiskussion:
Genossenschaftsverbände in Deutschland –
Zwischen Strategie und Bürokratie?

Diskussionsteilnehmer:
Dr. Wolfgang Baecker
Vorsitzender des Vorstandes der VR-Bank 
Westmünsterland eG

Erwin Kuhn, 
Präsident und Vorstandssprecher des 
Württembergischen Genossenschaftsverbandes

Dr. Christopher Pleister, 
Präsident des Bundesverbandes der Deutschen
Volksbanken und Raiffeisenbanken

Hans-Joachim Tonnellier, 
Vorsitzender des Vorstandes der Frankfurter
Volksbank eG

Moderation:
Prof. Dr. Theresia Theurl, IfG Münster 
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Terminkalender
Neues aus der Wissenschaft | Terminkalender

Programm
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Terminkalender

23. März 2006 

Mitgliederversammlung der Forschungsgesell-

schaft für Genossenschaftswesen Münster e.V.

Die Mitgliederversammlung der Forschungsgesell-

schaft für Genossenschaftswesen Münster wird wie-

der in der Niederlassung der WGZ Bank in Münster

stattfinden. Nähere Informationen folgen zu Beginn

des Jahres.

4. Jahrestreffen IfG-Alumni

am 24. und 25. März 2006

Zu ihrem vierten Jahrestreffen

finden sich die IfG-Alumni am

24. und 25. März 2006 an der Universität Münster

(Centrum für Angewandte Wirtschaftsforschung, Am

Stadtgraben 9) ein.  Auch in diesem Jahr werden ein

Fachprogramm mit einem geselligen Zusammensein

und vielen Möglichkeiten zum Gespräch verbunden.

Ein Festredner, Dr. Dirk Polster als „Ehemaliger“ und

ein IfG-Mitarbeiter werden die Fachvorträge präsen-

tieren. Wir freuen uns auf ein zahlreiches Erscheinen

der ehemaligen Mitarbeiter und der Absolventen des

Wahlfaches Unternehmenskooperation, die ihr

Know-How nun in der Praxis einsetzen. Die Einla-

dungen mit dem Programm werden zum Jahresende

versandt.

8. November 2006 

Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften“

Wegen des nahezu zeitgleichen 5. Gemeinsamen

Genossenschaftstages in Dortmund entfällt der Früh-

jahrstermin für das Symposium „Perspektiven für

Wohnungsgenossenschaften“. Das Thema für die

Veranstaltung am 8. November 2006 wird im Früh-

jahr bekannt gegeben. Besuchen Sie hierzu auch un-

sere Homepage www.ifg-muenster.de für weitere In-

formationen
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Wall of Excellence

Wall of Excellence

Alexander 
Wesemann (1,3)

Stephanie Albring (1,3)

Christian 
Albers (1,3)

Sabine Tönnis (1,3)

Nina 
Steinbach (1,3)

Konstantin  
Kolloge (1,3)

Daniel Frank 

Nolde (1,0)

Christoph 
Schröder (1,0)

Aline Barbara Weiland (1,3)

Neue Institutionenökonomik
(WS 2004/2005)

Grundzüge der Wirtschaftspolitik (SS 2005)

Auf der „Wall of Excellence“ werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 

mit exzellenten Studienleistungen (Noten 1,0 und 1,3) verewigt.

Theorie der Wirtschaftspolitik (SS 2005)

Unternehmenskooperation III (SS 2005)
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Gedankensplitter

Steuererleichterung in der Praxis

Lassen Sie uns die geplanten Steuererleichterungen einmal in Worte fassen, die jeder
verstehen kann.

Es waren einmal 10 Männer, die jeden Tag mitei-
nander zum Essen gingen und die Rechnung für
alle zusammen betrug jeden Tag genau 100 Euro.
Die Gäste zahlten ihre Rechnung wie wir unsere
Steuern und das sah ungefähr so aus:

Vier Gäste (die Ärmsten) zahlten nichts.
Der Fünfte zahlte 1 Euro.
Der Sechste 3 Euro.
Der Siebte 7 Euro.
Der Achte 12 Euro.
Der Neunte 18 Euro.
Der Zehnte (der Reichste) zahlte 59 Euro.

Das ging eine ganze Zeitlang gut. Jeden Tag
kamen sie zum Essen und alle waren zufrieden.
Bis der Wirt Unruhe in das Arrangement brachte
in dem er vorschlug, den Preis für das Essen um
20 Euro zu reduzieren. „Weil Sie alle so gute
Gäste sind!“ Wie nett von ihm! Jetzt kostete das
Essen für die 10 nur noch 80 Euro, aber die
Gruppe wollte unbedingt beibehalten so zu zah-
len, wie wir besteuert werden. Dabei änderte sich
für die ersten vier nichts, sie aßen weiterhin kos-
tenlos.

Wie sah es aber mit den restlichen sechs aus?

Wie konnten sie die 20 Euro Ersparnis so auftei-
len, dass jeder etwas davon hatte? Die sechs
stellten schnell fest, dass 20 Euro geteilt durch
sechs Zahler 3,33 Euro ergibt. Also schlug der
Wirt den Gästen vor, dass jeder ungefähr prozen-
tual so viel weniger zahlen sollte wie er insge-
samt beisteuere. Er setzte sich also hin und be-
gann das für seine Gäste auszurechnen.

Heraus kam folgendes:

Der Fünfte Gast, ebenso wie die ersten vier, zahl-
te ab sofort nichts mehr (100 % Ersparnis).

Der Sechste zahlte 2 Euro statt 3 Euro (33  % Er-
sparnis).
Der Siebte zahlte 5 statt 7 Euro (28 % Erspar-
nis).
Der Achte zahlte 9 statt 12 Euro (25 % Erspar-
nis).
Der Neunte zahlte 14 statt 18 Euro (22 % Er-
sparnis).
Und der Zehnte (der Reichste) zahlte 50 statt 59
Euro (15 % Ersparnis).

Jeder der sechs kam günstiger weg als vorher
und die ersten vier aßen immer noch kostenlos.
Aber als sie vor der Wirtschaft noch mal nach-
rechneten, war das alles doch nicht so ideal wie
sie dachten. „Ich hab' nur 1 Euro von den 20 be-
kommen!“ sagte der sechste Gast und zeigte auf
den zehnten Gast, den Reichen. „Aber er kriegt 9
Euro!“ „Stimmt!" rief der Fünfte. „Ich hab' nur 1
Euro gespart und er spart sich neunmal so viel
wie ich.“ „Wie wahr!!“ rief der Siebte. „Warum
kriegt er 9 Euro zurück und ich nur 2? Alles krie-
gen mal wieder die Reichen!“ „Moment mal,“
riefen da die ersten vier aus einem Munde. „Wir
haben überhaupt nichts bekommen. Das System
beutet die Ärmsten aus!!“ Und wie aus heiterem
Himmel gingen die neun gemeinsam auf den
Zehnten los und verprügelten ihn.

Am nächsten Abend tauchte der zehnte Gast nicht
zum Essen auf. Also setzten die übrigen 9 sich zu-
sammen und aßen ohne ihn. Aber als es an der
Zeit war die Rechnung zu bezahlen, stellten sie
etwas Außerordentliches fest: Alle zusammen hat-
ten nicht genügend Geld um auch nur die Hälfte
der Rechnung bezahlen zu können! 

Und wenn sie nicht verhungert sind, wundern sie
sich noch heute.

(Autor unbekannt)


